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I. Rechtsvorschriften116 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/2013

Auf Grund von Art. 7a, 25 Abs. 3 Satz 1, Art. 30a 
Abs. 5 Satz 4, Art. 32a Abs. 6 Satz 4, Art. 37 Abs. 3 
Satz 3, Art. 41 Abs. 6 Satz 3 und Abs. 7 Satz 5, Art. 43 
Abs. 1 Satz 4, Art. 44 Abs. 2 Satz 1, Art. 45 Abs. 2 Sät-
ze 1 und 4, Art. 46 Abs. 4 Satz 3, Art. 49 Abs. 1 Satz 2, 
Art. 65 Abs. 1 Satz 4, Art. 68, 69 Abs. 7, Art. 86 Abs. 15, 
Art. 89 und 128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 
(GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-UK), zu-
letzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Juli 2012 
(GVBl S. 344), erlässt das Bayerische Staatsministeri-
um für Unterricht und Kultus folgende Verordnung:
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Teil 1

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich
(vgl. Art. 1 und 3 BayEUG)

1Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen Mit-
telschulen und die staatlich anerkannten Ersatzschu-
len mit dem Charakter einer öffentlichen Schule. 2Für 
Ersatzschulen gilt diese Schulordnung im Rahmen 
der Art.  90, 92 Abs.  2 Nr.  2 und Abs.  5 und Art.  93 
des Bayerischen   Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG), für staatlich anerkannte 
Ersatzschulen gilt sie darüber hinaus im Rahmen des 
Art.  100 Abs.   2 BayEUG. 3Für Hauptschulen gelten 
Sätze 1 und 2 entsprechend.
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§ 2

Schulaufsicht
(vgl. Art. 111 bis 117 BayEUG)

(1) Soweit diese Verordnung Zuständigkeiten 
festlegt, bleibt das Weisungsrecht der Schulaufsichts-
behörden unberührt.

(2) 1Bei Staatlichen Schulämtern nimmt die recht-
liche Leiterin oder der rechtliche Leiter die Aufgaben 
vorwiegend rechtlicher Natur nach Art.  115 Abs.  4 
BayEUG wahr; dies sind  alle Angelegenheiten, bei 
deren Erledigung der Hauptzweck in der Gestaltung 
oder Feststellung von Rechtsbeziehungen bes  teht wie 
z.B.

1. Rechtsbehelfsverfahren,

2. Verwaltungszwangs- und Ordnungswidrigkeits-
verfahren und

3. der Vollzug sicherheits- und gesundheitsrechtli-
cher Vorschriften.

2Die fachliche Leiterin oder der fachliche Leiter nimmt 
die Aufgaben vorwiegend fachlicher Natur nach 
Art. 111 Abs. 1 BayEUG wahr; dies sind alle Angele-
genheiten, die nicht unter Satz 1 fallen wie z.B.

1. Organisation des Unterrichts und der Schulen,

2. Personalmanagement und Personalförderung,

3. Qualitätssicherung von Unterricht und Erziehung,

4. systemische Beratung und

5. Kooperation und Vernetzung.

3Für den Aufgabenbereich der fachlichen Leiterin 
oder des fachlichen Leiters kann das Staatsministeri-
um für Unterricht und Kultus (im Folgenden: Staats-
ministerium) Richtlinien für die Geschäftsverteilung 
erlassen. 4Die Leiterinnen bzw. Leiter des Schulamts 
sind zur vertrauensvollen Zusammenarbeit verpfl ich-
tet. 5Jede Leiterin und jeder Leiter des Staatlichen 
Schulamts erledigt die zu dem Aufgabenbereich ge-
hörenden Angelegenheiten grundsätzlich in eigener 
Verantwortung und ist befugt, im Rahmen des Auf-
gabenbereichs da s   Staatliche Schulamt nach außen 
zu vertreten. 6Fällt eine Angelegenheit in die Auf-
gabenbereiche b eider Leiterinnen bzw. Leiter, sollen 
Entscheidungen einvernehmlich getroffen werden. 
7Kommt eine Einigung beider Leiterinnen bzw. Leiter 
nicht zustande, ist die Angelegenheit der Regierung 
vorzulegen. 8Zum Stellvertreter der fachlichen Leite-
rin oder des fach lichen Leiters bestellt die Regierung 
eine Schulrätin oder einen Schulrat des betroffenen 
Staatlichen Schulamts.

(3) Das Staatsministerium kann von einzelnen 
Bestimmungen Ausnahmen gewähren, wenn die 
Anwendung der Bestimmung im Einzelfall zu einer 

unbill igen Härte führen würde und die Abweichung 
auch unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung 
unbedenklich erscheint.

Teil 2

Schulgemeinschaft, Schulleiterin und 
Schullei ter, Lehrkräfte, Schülerinnen und 

Schüler, Eltern, Schulforum

Abschnitt 1

Schulgemeinschaft

§ 3

Schulgemeinschaft, Eigenverantwortung
(vgl. Art. 2 BayEUG)

1Innerhalb der Schulgemeinschaft ist zu erörtern, 
welche der in Anlage 1 genannten, im Rahmen des 
Modellversuchs „MODUS21 Schule in Verantwor-
tung“ freigegebenen Maßnahmen die Schule durch-
führt. 2Entscheidet sich die Lehrerkonferenz für die 
Durchführung solcher Maßnahmen, gelten hierfür 
die gesondert bekannt gemachten Bes  timmungen 
des Staatsministeriums. 3Die Lehrerkonferenz ist in 
diesem Fall berechtigt, erforderlichenfalls von ein-
zelnen Bestimmungen dieser Schulordnung abzu-
weichen.

Abschnitt 2

Schulleiterin und  Schulleiter
(vgl. Art. 57, 84 und 85 BayEUG)

§ 4

Schulleiterin und Schulleiter

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter trägt 
die pädagogische, organisatorische un d rechtliche 
Gesamtverantwortung, übt das Hausrecht in der 
Schulanlage aus und erlässt unter Mitwirkung des 
Schulforums sowie des Schulaufwandsträgers eine 
Hausordnung.

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter ent-
scheidet über 

1. Sammelbestell ungen,

2. die Verbreitung von Druckschriften und Plakaten,

3. die Zulässigkeit von Bild-, Film-, Fernseh- und 
Tonaufnahmen in der Schule im Einvernehmen 
mit dem Schulaufwandsträger und

4. die Durchführung und Verbindlichkeit von Schul-
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veranstaltungen unbesch  adet § 5 Nr. 2 und § 21 
Abs. 5.

2Die Entscheidung über die Durchführung und Ver-
bindlichkeit von schulübergreifenden sonstigen 
Schulveranstaltungen treffen die unmittelbar zustän-
digen Schulaufsichtsbehörden im Einvernehmen.

(3) Soweit diese Schulordnung keine andere Zu-
ständ igkeit festlegt, entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter.

Abschnitt 3

Lehrkräfte
(vgl. Art. 51, 53, 58 und 59 BayEUG)

§ 5

Aufgaben der Lehrerkonferenz

Die Lehrerkonferenz beschließt im Rahmen ihrer 
Aufgaben nach Art. 58 Abs. 3 und 4 BayEUG über 

1. Beschwerden von grundsätzlicher Bedeutung 
g egen allgemeine Unterrichts- und Erziehungs-
maßnahmen der Schule mit Ausnahme von Auf-
sichtsbeschwerden gegen die Schule und von 
Dienstaufsichtsbeschwerden und

2. Veranstaltungen, die die gesamte Schule betref-
fen.

§ 6

 Sitzungen

(1) 1Die Sitzungen der Lehrerkonferenz sind nicht 
öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßigen Un-
terrichtszeit durchzuführen.

(2) 1Die Mitglieder der Lehrerkonferenz sind ver-
pfl ichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. 2Die Schul-
leiterin oder der Schulleiter kann Lehrkräfte, die zur 
Unterrichtserteilung an mehreren Schulen eingesetzt 
werden, sowie mit weniger als   der Hälfte der Unter-
richtspfl ichtzeit tätige Lehrkräfte von der  Teilnahme 
an einzelnen Sitzungen ganz oder teilweise befrei-
en. 3Die Sch  ulleiterin oder der Schulleiter soll Dritte 
zur Beratung einzelner Tagesordnungspunkte in  der 
Lehrerkonferenz hinzuziehen, soweit dies angezeigt 
ist. 4In Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des 
Elternbeirats fallen, ist der Elternbeirat anzuhören. 
5Art. 62 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 2 BayEUG bleibt un-
berührt.

(3) 1Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu 
erstel len. 2Die Mitglieder der Lehrerkonferenz ha-
ben das Recht, die Niederschrift einzusehen, die nach 
Abs. 2 Hinzugezogenen nur hinsichtlich der Punkte, 
bei denen sie anwesend waren. 3Die Niederschrift ist 
acht Jahre aufzubewahren.

§ 7

Einberufung

(1) 1Die Schulleite rin oder der Schulleiter beruft 
die Lehrerkonferenz bei Bedarf,   mindestens jedoch 
zweimal im Schuljahr, ein. 2Die Lehrerkonfe renz muss 
innerhalb von 14 Tagen einberufen werden, wenn 
mindestens ein Viertel der Mitglieder oder die Schul-
aufsichtsbehörde unter Angabe der zu beratenden 
Gegenstände dies verlangt.

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat Ort, 
Zeit un  d Tagesordnung der Sitzung den Mitgliedern 
sowie dem Elternbeirat mindestens eine Woche vor 
Beginn schriftlich bekannt zu geben. 2Die schriftli-
che Bekanntgabe kann durch Aushang in der an der 
Schule üblichen Weise erfolgen. 3In dringenden Fäl-
len ist die Schulleiterin oder der Schulleiter an die 
Einhaltung der Frist nicht gebunde  n.

(3) Über die Aufnahme weiterer Tagesordnungs-
punkte entscheidet die Lehrerkonferenz.

§ 8

Beschlussfassung

(1) 1Die Lehrerkonferenz ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder ordnungsg emäß geladen sind 
und die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. 2Wird 
die Lehrerkonferenz zum zw eiten Mal zur Behand-
lung desselben Gegenstands zusammengerufen, so 
ist sie insoweit ohne Rücksicht auf die Zah l der Anwe-
senden beschlussfähig. 3Art. 87 Abs. 1 Satz 2 BayEUG 
bleibt unberührt.

(2) 1Stimmberechtigt sind al  le Mitglieder der Leh-
rerkonferenz, es sei denn, es besteht die Besorgnis der 
Befangenheit nach Art.  21 des Bayerischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes.  2Die anwesenden stimm-
berechtigten Lehrkräfte sind bei den Abstimmungen 
zur Stimmabgabe verpfl ichtet. 3Dies gilt nicht für nach 
Art. 86 Abs. 9 BayEUG eingeschaltete Lehrkräfte.

 (3) 1Beschlüsse werden in offener Abstimmung 
mit ein  facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst; Art.  87 Abs.  1 Satz  1 BayEUG bleibt unbe-
rührt. 2Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der 
Schulleiterin oder des Schulleiters den  Ausschlag.

 § 9

Lehr- und Lernmittelausschuss, Disziplinarausschuss
(vgl. Art. 58 Abs. 1 Satz 3 BayEU G)

(1) 1Dem Lehr- und Lernmittelausschuss gehören 
die Schulleiterin oder der Sc  hulleiter als vorsitzendes 
Mitglied sowie für jedes an der Schule erteilte Fach 
eine von der Lehrerkonferenz gewählte Lehrkraft an; 
wählbar ist, wer die  Lehrbefähigung für das betreffen-
de Fach besitzt. 2Dem Disziplinarausschuss gehören 
die Schulleiterin oder der Schulleiter als vorsitzendes 
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Mitglied, der ständige Vertreter und sieben weitere 
Mitg  lieder an; diese sowie eine ausreichende Zahl 
von Ersatzmitgliedern werden von der Lehrerkonfe-
renz gewählt.

(2) 1Für das Verfahren gelten die Bestimmungen 
für die Lehrerkonferenz entsprechend. 2Der Diszipli-
narausschuss berät und entscheidet stets mit der vol-
len Zahl seiner Mitglieder .

Abschnitt 4

Schülerinnen und Schüler
(vgl. Art. 62 und 63 BayEUG)

§ 10

Schülermitverantwortung und 
Verbindungslehrkräfte

(1) Über das Verfahren der Wahl und die Zahl von 
Verbindungslehrkräften entscheidet der Schüleraus-
schuss im Einvernehmen mit der Sch  ulleiterin oder 
dem Schulleiter.

(2) 1Veranstaltungen im Rahmen der Schülermit-
verantwor tung unterliegen der Aufsicht der Schu-
le. 2Die Durchführung von Veranstaltungen und die 
Bildung von Arbeitsgruppen sind unter Angabe des 
Zwecks, der Beteiligten und der Leitung der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter rechtzeiti g anzuzeigen.

(3) 1Die Verbreitung schriftlicher Mitteilungen im 
Rahmen der Schülermitverantwortung an die Schü-
lerinnen und Schüler ist nur dem Schülerausschuss 
gestatt  et. 2Sie bedarf der Genehmigung der Schullei-
terin oder des Schulleiters.

(4) Ein Mitglied der Sch ülervertretung scheidet 
bei Verlust der Wählbarkeitsvoraussetzungen, bei 
schriftlichem Verlangen seiner Erziehungsberechtig-
ten oder bei Rücktritt aus seinem Amt aus.

§ 11

Klassensprecherinnen und K  lassensprecher, 
Klassensprecherversammlung 

(1) 1Über das Verfahren der Wahl und die Zahl 
von Klassensprecherinnen und Klassensprechern ent-
scheidet der Schüleraus schuss im Einvernehmen mit 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter; di e Wahl fi ndet 
innerhalb von vier Wochen nach Unterrichtsbeginn 
statt. 2Scheidet eine Klassensprecherin oder ein Klas-
sensprecher aus dem Amt aus, so fi ndet für den Rest 
des Schuljahres eine Neuwahl statt; Entsprechendes 
gilt, wenn ein Stellvertreter aus dem Amt ausscheidet.

  (2) 1Die Klassensprecherversammlung tritt bei Be-
darf zusammen. 2Der Antrag ist rechtzeitig unter Bei-
fügung der Tagesordnung von der Schülersprecherin 

oder vom Schülersprecher bei der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter zu stellen.

§ 12

Schülersprecherinnen u nd Schülersprecher, 
Schülerausschuss 

(1) 1Die Schülersprecherinnen und Schülerspre-
cher werden jeweils für ein Schuljahr gewählt. 2Über 
das Wahlverfahren entscheidet der Schülerausschuss 
im Einvernehmen mi  t der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter.

(2) 1Die Wahl fi ndet  innerhalb von zwei Wochen 
nach der Wahl der Klassensprecherinnen und Klas-
sensprecher statt. 2Die Schülersprecherinnen und 
Schülersprecher führen die Geschäfte bis zur Wahl 
der neuen Schülersprecherinnen und Schülerspre-
cher weiter. 3Scheidet ein  e Schülersprecherin oder ein 
Schülersprecher aus, so fi ndet für den Rest des Schul-
jahres eine Ne uwahl statt.

§ 13

Überschulische Zusammenarbeit der Schüler-
vertretungen

(vgl. Art. 62 BayEUG)

(1) 1Die Schülervertret  ungen mehrerer Schulen 
können gemeinsame Veranstaltungen durchfüh-
ren oder auf andere Weise zusammenarbeiten. 2Zu-
s ammenschlüsse von Schülervertretungen mehrerer 
Schulen sind nicht zulässig.

(2) 1Die Schülersprecherinnen und Schülerspre-
cher jeder kreisfreien S tadt und jedes Landkreises 
wählen spätestens drei Wochen nach ihrer Wahl aus 
ihrer Mitte für die jeweilige Stadt bzw. den jeweili-
gen Landkreis je eine Stadt- bzw. Landkreisschüler-
sprecherin oder einen Stadt- bzw. La ndkrei sschüler-
sprecher und jeweils einen Stellvertreter. 2Spätestens 
drei Wochen nach dieser Wahl wählen die Stadt- und 
Landkreisschüle rsprecherinnen und die Stadt- und 
Landkreisschülersprecher in einem Regierungsbe-
zir  k aus ihrer Mitte je eine Bezirksschülersprecherin 
bzw. einen Bezirksschülersprecher und jeweils einen 
Stellvertreter. 3Die Amtszeit der Stadt- und Landkreis-
schülersprecherinnen und Stadt- und Landkreisschü-
lersprecher sowie der Bezirksschülersprecherinnen 
und Bezirksschülersprecher und ihrer Stellvertreter 
beträgt jeweils ein Jahr. 4Über das Wahl verfahren 
entscheiden die jeweiligen Schülersprecherinnen und 
Schülersprecher bei der Wahl der Stadt- bzw. Land-
kreisschülersprecherin oder des Stadt- bzw. Land-
kreisschülersprechers im Einvernehmen mit dem 
Staatlichen Schulamt und bei der Wahl der Bezirks-
schülersprecherin bzw. des Bezir ksschülersprechers 
im Einvernehmen mit der Regierung. 5§ 12 Abs. 2 Sät-
ze 2 und 3 gelten entsprechend.

(3) 1Für den Erfahrungsaustausch und die Erör-
terung von Wünschen und Anregungen richten die 
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Staatlichen Schulämter für  jede kreisfreie Stadt und 
für jeden Landkreis, die Regierungen für jeden Regie-
rungsbezirk jeweils Aussprachetagungen für die je-
weiligen Schülersprecherinnen und Schülersprecher 
ein. 2Dafür stehen insgesamt vier Unterrichtstage zur 
Verfügung. 3Im Rahmen dieser Tagungen erfolgen die 
Wahlen nach Abs. 2.

(4) Die Stadt- und Landkreisschülersprecherin 
oder der Sta dt- und Landkreisschülersprecher sowie 
die Bezirkssch  ülersprecherin oder der Bezirksschüler-
sprecher haben insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Übernahme des Vorsitzes bei Aussprachetagun-
gen unbeschadet der Gesamtleitung durch das 
Staatliche Schulamt bzw. die Regierung,

2. Weitergabe von Informationen an die Schüler-
sprecherinnen und Schülersprecher der Stadt, de s 
Landkreises oder des Bezirks mit Zustimmung des 
Staatlichen  Schulamts bzw. der Regierung.

§ 14

Finanzierung und fi nanzi elle Abwicklung von 
Veranstaltungen der Schülermitverantwortung 

(1) 1Die notwendigen Kosten der Schülermitver-
antwortung trägt der Aufwandsträger im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 2Aufwen-
dungen der Schülermitverantwortung können ferner 
durch Zuwendungen Dritter oder durch Einnahmen 
aus Veranstaltungen fi nanziert werden.

(2) Finanzielle Zuwendungen an die Schule für 
Zwecke der Schülermitverantwortung dürfen nur ent-
gegengenommen werden, wenn sie nicht mit Bedin-
gungen verknüpft sind, die der Aufgabe der Schüler-
mitverantwortung widersprechen.

(3) 1Über die aus Zuwendungen Dritter sowie 
die aus Ve  ranstaltungen zur Verfügung stehenden 
Einnahmen und deren Verwendung ist ein geeigne-
ter Nachweis zu führen. 2Die Verwaltung der Gelder 
einsc hließlich der Kontoführung und die Führung des 
Nachweises obliegen dem Schülerausschuss gemein-
sam mit einer von der Schulleiterin oder dem Schul-
 leiter bestellten Lehrkraft; eine Überprüfung erfolgt 
in regelmäßigen Abständen durch ein Mitglied der 
Schulleitung und ein Mitglied der Klassensprecher-
versammlung.

§ 15

Ordnungsmaßnahmen und sonstige 
Erziehungsmaßnahmen

(vgl.   Art. 86, 87 und 88a BayEUG)

(1) Ordnungsmaßnahmen und sonstige Erzie-
hungsmaßnahmen und Maßnahmen des Hausrechts 
sind nebeneinander zulässig.

(2) Ordnungsmaßnahmen  nach Art.  86 Abs.  2 

Satz 1 Nrn. 4 bis 6a BayEUG und Nacharbeiten unter 
Aufsicht einer Lehrkraft werden den Erziehungsbe-
rechtigten rechtzeitig vor Vollzug schriftlich unter An-
gabe des zugrunde liegenden Sachverhalts mitgeteilt, 
im Fall des Art. 87 Abs. 1 Satz 6 BayEUG erst nach der 
Entscheidung des Staatlichen Schulamts.

(3) 1Eine Bindung an die Reihenfolge der Ord-
nungsmaßnahmen nach Art. 86 Abs. 2 Satz 1 BayEUG 
besteht nicht  . 2Eine Ordnungsmaßnahme kann auch 
wiederholt getroffen werden.

(4) Bei Schülerinnen und Schülern, die die Mit-
te lschule nach Beendigung der Vollzeitschulpfl icht 
besuchen (Art.   38 BayEUG) und bei denen die Auf-
nahme mit Aufl agen verbunden worden ist, um die 
Sicherheit und die Ordnung des Schulbetriebs zu ge-
währleisten, kommen die Ordnungsmaßnahmen nach 
Art. 86 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 8 und 9 BayEUG auch in Be-
tracht, wenn die Aufl agen nicht eingehalten werden.

§ 16

Entlassung

(1) Die Untersuchung ist von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter oder einem beauftragten Mit-
glied der Lehrerkonferenz o der des Disziplinaraus-
schusses zu führen.

(2) 1Das vorläufi ge Ergebnis der Untersuchung 
wird den Erziehungsberechtigten durch Einschrei-
ben mitgeteilt. 2Die Erziehung  sberechtigten sind 
gleichzeitig unter angemessener Fristsetzung auf die 
Möglichkeit zur Stellungnahme und auf  ihre Rechte 
nach Art. 86 Abs. 9 und Art. 87 Abs. 1 Satz 3 BayEUG 
hinzuweisen. 3Das Ergebnis der Untersuchung wird 
unter Berücksichtigung der Stellungnahme der Erzie-
hungsberechtigten schriftlich niedergelegt. 4Im Fall 
der beantragten Mitwirkung des Elternbeirats erhält 
das vorsitzende Mitglied des Elternbeirats einen Ab-
druck des Untersuch ungsberichts zur Stellungnahme 
innerhalb einer angemessenen Frist.

Abschnitt 5

Erziehungsberechtigte
(vgl. Art. 64 bis 68, 74 und 76 BayEUG)

§ 17

Zusammenarbeit der Schule mit den 
Erziehungsberechtigten

(1) 1Der Zusammenarbeit der Schule mit den Er-
ziehungsberechtigten dienen insbesondere Eltern-
sprechstunden, Elternsprechtage, Klassenelt  ern-
versammlungen und Elternversammlungen. 2Die 
Durchführung von allgemeinen Veranstaltungen, die 
die Zusammenarbeit von Schule und Erziehungsbe-
rechtigten betreffen, bedarf des E invernehmens des 
Elternbeirats.
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(2) 1Die an einer Schule mit mindestens der Hälf-
te der Unterrichtspfl ichtzeit beschäftigten Lehrkräfte 
halten wöchentlich eine Elternspr  echstunde außer-
halb ihrer Unterrichtszeit ab, die übrigen Lehrkräfte 
jeweils nach Vereinbarung, jedoch mindestens einmal 
im Monat. 2Zeit und Ort der Elternsprechstunden wer-
den zu Beginn des Schuljahres bekannt gegeben. 3Im 
Übrigen werden Elternsprechstunden nach Bedarf 
abge halten.

(3) 1In jedem Schuljahr sind mindestens zwei El-
ternsprechtage abzuhalten, an den en alle Lehrkräfte 
den Erziehungsberechtigten zur Verfügung steh  en. 2In 
jedem Schuljahr hat die Schulleiterin oder der Schul-
leiter in den ersten drei Monaten nach Unterrichts-
beginn Klassenelternversammlungen einzub erufen, 
in denen den Erziehungsberechtigten insbesondere 
Erziehungs- und Unterrichtsziele sowie unterrichtli-
che Verfahrensweisen erläutert werden; eine weitere 
Versammlung ist einzuberufen, wenn dies ein Viertel 
der Erziehungsberechtigten einer Klasse beantragt. 
3Elternsprechtage und Elternversammlungen sind au-
ßerhalb der regelmäßigen Unterrichtszeit so anzuset-
zen, dass berufstätigen Erziehungsberechtigten  der 
Besuch in der Regel möglich ist.

§ 18

Wahl der Klassenelternsprecherin oder 
des Klassenelternsprechers

(1) Die Erziehungsberechtigten der Schülerinnen 
und Schüler einer Klasse wählen aus ihrer Mitte für 
die Dauer eines Schuljahres die Klassenelternspre-
cherin  oder den Klassenelternsprecher und den Stell-
vertreter.

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter setzt im 
Einvernehmen mit dem vorsitzenden Mitglied des El-
ternbeirats Ort und Zeit der Wahl fest und lädt zu ihr 
ein  . 2Die Leitung der Wahl obliegt der Person, die von 
den Erziehungsberechtigten aus ihrer Mitte bestimmt 
wird. 3Die Wahl soll innerhalb von zwei Wochen nach 
Schulja hresbeginn stattfi nden.

(3) 1Stimmberechtigt sind die bei der Wahl anwe-
senden Wahlberechtigten. 2Für jedes d ie Klasse besu-
chende Kind kann eine Stimme abgegeben werden. 
3Die Stimme ist   auch dann gültig, wenn sie nur von 
einem sorgeberechtigten Elternteil ab gegeben ist.

(4) Nicht wählbar sind die an der Schule tätigen 
Lehrkräfte s owie Förderlehrerinnen und Förderlehrer.

(5) 1Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhal-
ten hat. 2Habe n mehrere Bewerberinnen oder Be-
werber die gleiche Stimmenzahl erhalten, fi ndet eine 
Stichwahl statt. 3Ergib  t sich auch in der Stichwahl 
Stimmengleichheit, entscheid et das Los. 4Die übrigen 
Gewählten sind Ersatzleute in der Reihenfolge der er-
zielten Stimmenzahl.

(6) Eine  Erziehungsberechtigte oder ein Erzie-
hungsberechtigter kann innerhalb einer  Mittelschule 

nur in einer Klasse Klassenelternsprecherin bzw. Klas-
senelternsprecher sei n.

(7) 1Über die Wahl wird eine Niederschrift an-
gefertigt. 2Diese enthält den wesentlichen Gang der 
Wahl und die Feststellung des Wahlergebnisses.

(8) 1Die Erziehungsberechti  gten einer Schülerin 
oder eines Schülers können eine ande re volljährige 
Person, die die Schülerin oder den Schüler tatsächlich 
erzieht, ermächtige  n, an der Wahl der Klasseneltern-
sprecherin oder des Klassenelternsprechers teilzu-
nehmen. 2Wer in dieser Weise ermächtigt ist, steht für 
die Dauer der Ermächtigung bei der Anwendung der 
Bestimmungen über die Klassenelternsprecherin oder 
den Klassenelternsprecher einer od er einem Erzie-
hungsberechtigten gleich. 3Die Ermächtigung muss 
der Schule vor der Wahl in schriftlicher Form vorlie-
gen; sie gilt für die Dauer einer Amtszeit, soweit sie 
nicht schriftlich widerrufen wird.

§ 19

Wahl des Elte rnbeirats

1Der Elternbeirat wird in Schulen mit mehr als 
neun Klassen für die Dauer eines Jahres in einem 
Wahlgang gewählt. 2Jede Klassenelternsprecherin 
und jeder Klassenelternsprecher hat neun Stimme  n; 
für eine Bewerberin oder einen Bewerber darf nur 
eine Stimme abgegeben werden. 3Gewählt sind die 
neun Bewerberinn en bzw. Bewerber mit den höchsten 
Stimmenzahlen. 4Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. 5Die übrigen Gewählten sind Ersatzleute in 
der entsprechenden Reihe nfolge.

§ 20

Amtszeit und Mitgliedschaft

(1) Die Amtszeit der Klassenelternsprecheri n oder 
des Klassenelternsprechers beginnt mi t der Feststel-
lung des Wahlergebnisses; sie endet mit dem Ablauf 
des Schuljahres.

(2) Die Amtszeit des Elternbeir ats beginnt mit der 
Feststellung des Wahlergebnisses und endet mit der 
Wahl des neuen Elternbeirats im darauf folgenden 
Schuljahr.

(3) Die Tätigkeit als Klassenelternspr echerin oder 
Klassenelternsprecher sowie die Tätigkeit im Eltern-
beirat sind ehrenamtlich.

(4) 1Das Amt als Klassenelternsprecherin oder als 
Klassenelternsprecher  und die Mitgliedschaft im El-
ternbeirat enden mit dem Ablauf der Amtszeit, dem 
Ausscheiden des Kindes aus der Klasse, der Aufl ö-
sung   der Klasse, der Niederlegung des Amtes, dem 
Widerruf der Ermächtigung nach § 18 Abs. 8 oder dem 
Verlust der Wählbarkeit. 2Scheidet eine Klasseneltern-
sprecherin oder ein Klassenelternsprecher während 
der Amtszeit aus, so wird die Ersatzperson mit der 
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nächsthöheren Stimmenzahl Klassenelternsprecherin 
oder Klassenelternsprecher. 3Scheidet ein Mitglied 
des Elternbeirats während der Amtszeit aus, rückt die 
Ersatzperson mit der nächsthöheren Stimmenzahl aus 
der Wahl des Elternbeirats nach; ist keine Ersatzper-
son gewählt, rückt die nach Sat z 2 gewählte Person 
nach.

§ 21

Geschäftsgang

(1) Der Elternbeirat wählt in der ersten Sitzung 
aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsit-
zenden sowie einen Stellvertreter.

(2) Die Sitzungen des Elternbeirats sind nicht öf-
fentlich.

(3) Der Aufwandsträger und die  Schulleiterin oder 
der Schulleiter müssen vom Elternbeirat zu den von 
ihnen genannten Angelegenheiten in der Sitzung ge-
hört werden.

(4) 1Der Elternbeirat kann die Anwesenheit der 
Schulleiterin od er des Schulleiters sowie eines Vertre-
ters des Aufwandsträgers verlangen. 2Der Elternbeirat 
kann zur Beratung einzelner Angelegenheiten weite-
re Personen einladen.

(5) 1Die Zustimmung des Elternbeirats ist außer in 
den Fällen des Art. 65 Abs. 1 Satz 3 Nrn. 6, 7 und 13 
BayEUG erforderlich für die Durchfüh rung von Schul-
landheimaufenthalten, Schulskikursen, Studienfahr-
ten sowie von Fahrten im R  ahmen des internationalen 
Schüleraustauschs. 2Zudem bedürfen die Grundsätze 
zur Durchführung von Veranstaltungen der ganzen 
Schule, zur Festlegung von Unterrichtszeiten oder 
zur Durchführung von Veranstaltungen in der unter-
richtsfreien Zeit des Einvernehmens des Elternbeirats; 
§ 5 Nr . 2 und § 43 Abs. 1 bleiben unberührt.

(6) 1Die Mitglieder des Elternbeirats sowie die 
Klassenelternsprecherin oder der Klassenelternspre-
cher haben auch nach Beendigung der Mitgliedschaft 
beziehungsweise der Amtszeit über die bei ihrer Tä-
tigkeit als Elternvertreter bekannt gewordenen An-
ge  legenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 2Dies 
gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder ih-
rer Natur nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

§ 22

Gemeinsamer Elternbeirat
(vgl. Art. 66 Abs. 4 BayEUG)

(1) 1Der gemeinsame Elternbeirat wird für die 
Dauer eines Jahres in einem Wahlgang gew ählt. 2Im 
Vertretungsfall wird die Wahlberechtigung durch den 
Vertreter wahrgenommen.

(2) 1Das Staatliche Schulamt setzt im Einverneh-

men mit den Vorsitzenden der Elternbeir  äte Ort und 
Zeit der Wahl fest und lädt zu ihr ein. 2Das vorsitzen-
de Mitglied des amtierenden  gemeinsamen Eltern-
beirats leitet die Wahl. 3Jede Wahlberechtigte und 
jeder Wahlb  erechtigte hat für die von ihr bzw. ihm 
vertretene Schule neun Stimmen; für eine Bewerberin 
bzw. einen Bewerber darf nur eine Stimme abgege-
b en werden. 4Gewählt sind die neun Bewerberinnen 
bzw. Bewerber mit den höchsten Stimme nzahlen. 5Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 6Die übrigen 
Gewählten sind Ersatzleute in der Reihenfolge der er-
zielten Stimmenzahl. 7§ 18 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 7 
gelten entsprechend. 

(3) § 20 Abs. 2 bis 4 und § 21 Abs. 1 bis 4 und 6 
gelten entsprechend.

Abschnitt 6

 Schulforum und Verbundausschuss
(vgl. Art. 6 9 und 32a BayEUG)

§ 23

Schulforum

(1) 1Die Sitzungen des Schulforums sind nicht 
öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßigen Un-
terrichtszeit  durchzuführen. 3Für die Pfl icht zur Ver-
schwiegenheit gilt §  21 Abs.  6 entsprechend. 4Das 
Schulforum kann zur Behandlung einzelner Tages-
ordnungspunkte Dritte hinzuziehen.

(  2) 1Das Schulforum ist über Art. 69 Abs. 6 BayEUG 
hinaus au f Verlangen von mindestens vier Mitglie-
dern einzuberufen. 2Es ist beschl ussfähig, wenn alle 
Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und mindes-
tens  die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 3Die Be-
schlüsse werden in offener Abstimmung m  it einfacher 
Mehrheit gefasst. 4Über jede Sitzung ist eine Nieder-
schrift zu erstellen.

(3) 1Die Lehrerkonferenz bestimmt  die Amtsdau-
er der in das Schulforum gewählten Lehrkräfte. 2El-
ternbeirat, Lehrerkonferenz und Klassensprecherver-
sammlung können für d en Fall der Verhinderung eine 
Regelung zur Vertretung der von ihnen gewählten 
 Mitglieder des Schulforums bzw. der Mitglieder des 
Schüle  rausschusses treffen.

§ 24

Verbundausschuss

1Der Verbundausschuss wird von der Verbundko-
ordin atorin oder dem Verbundkoordinator einberu-
fen und geleitet. 2Der Verbundausschuss ist vor der 
Klassenbildung im Schulverbund zu beteiligen. 3Die 
Verbundkoordinatorin oder der Verbundkoordinator 
strebt bei der Klassenbildung das Benehmen mit dem 
Verbundausschus  s an.
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Abschnitt 7

Finanzielle Abwicklung 
sonstiger schulischer Veranstaltungen, 

Sammlungen und Spenden, Erhe bungen

§ 25

Finanzielle Abwicklung 
sonstiger schulischer Veranstaltungen

(1) 1Fa llen für die Durchführung von Schulskikur-
sen, Schullandheimaufenthalten, Lehr- und Studien-
fahrten, Schüler- und Lehrwanderungen sowie von 
ähnlichen Veranstaltungen der Schule Kosten an, so 
können die von den Erziehungsberechtigten zu ent-
richtenden Kostenbeiträge auf ein Konto der Schule 
eingezahlt werde  n. 2In besonderen Fällen kann eine 
Zahlung an die Schule auch in bar erfolgen. 3Die 
Schule hat den Erziehungsberechtigten auf Wunsch 
des Elternbeirats über die Verwendung ihrer Kosten-
beiträge zu berichten. 4Haushaltsmittel dürfen über 
das Konto nach Satz 1 nicht abgewickelt werden. 5Die 
Verwaltung des Kontos oder der B arbeträge obliegt 
der Schule. 6Im Schuljahr fi ndet mindestens eine Kas-
senprüf ung durch einen Kassenprüfungsausschuss 
statt, dessen drei Mitglieder aus der Mitte der Lehrer-
konferenz gewählt werden.

(2) 1Für  Schülerfi rmen kann die Schule ein Son-
derkonto einrichten. 2Die Verwaltung des Ko ntos ob-
liegt der Schulleiterin oder dem Schulleiter oder einer 
von i hr oder ihm damit beauftragten Lehrkraft sowie 
einer Schülerin oder einem Schüler, die oder der an 
der Schülerfi rma mitwirkt. 3Pro Schuljahr fi ndet min-
destens eine Kassen  prüfung durch eine nicht mit der 
Kontoverwaltung befasste Lehrkraft s tatt. 4Die Schul-
leiterin oder der Schulleiter hat im Übrigen ein jeder-
zeitiges Prüfungsrecht. 5Haushaltsmittel dürfen über 
das Sonderkonto nicht abgewickelt werden.

(3) 1Für Schülerinnen und Schüler, die am Be-
triebsprak tikum teilnehmen, ist für die Zeit des Be-
triebspraktikums eine Schülerhaftpfl ichtversicherung 
abzuschließen. 2Die Schull eiterin bzw. der Schulleiter 
oder die betreuende Lehrkraft schließt die Versiche-
rung im Na men der Erziehungsberechtigten ab. 3Die 
Erziehungsberechtigten sind verpfl   ichtet, die Beiträge 
für die Schülerhaftpfl ichtversicherung rechtzeitig an 
die Schule zu entrichten. 

§ 26

Sammlungen und Spenden
(vgl. Art. 84 BayEUG)

(1) 1In der Sch ule sind Sammlungen für außer-
schulische Zwecke und die Aufforderung an die 
Schülerinnen und Schüler, sich an Sammlungen in 
der Öffentlichkeit zu beteiligen, unzulässig. 2Aus-
nahmen kann die Schulleiterin oder der Schulleiter 
im Einvernehmen mit dem Schulforum genehmigen. 
3Unterrichtszeit darf für Sammlungstätigkeiten nicht 
verwendet wer  den.

(2) Spenden der Erziehungsberechtigten für schu-
lische Zwecke dürfen von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter und von Lehrkräften und Förderlehrerin-
nen und Förderlehrern nicht angeregt  oder beein-
fl usst werden.

(3) 1Wird durch erhebliche Zuwendungen Drit-
ter die Schule bei der Erfüllung  ihrer Aufgaben un-
terstützt oder die Herstellung oder Anschaffung für 
Erzi ehung und Unterricht förderlicher Gegenstände 
ermöglicht, kann auf Antrag der oder des Dritten hie-
rauf in geeigneter Weise hingewiesen werden. 2Un-
zulässig ist eine über die Nennung der zuwendenden 
Person oder Einrich  tung, der Art und des Umfangs der 
Zuwendung hinausgehende Produktwerbung. 3Die 
Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schullei-
ter nach Anhörung des Schulforums.

§ 27

Erhebungen
(vgl. Art. 85 BayEUG)

(1) 1Erhebungen einschließlich Umfragen und 
wissenschaftliche Untersuchungen sind in den S chu-
len nur nach Zustimmung des Staatlichen Schulamts 
zulässig. 2Bezieht sich die Erhebung auf Mittelschulen 
in mehreren Schulamtsbezirken, so entsche idet die 
Regierung, wenn nur Mittelschulen innerhalb eines 
Regierungsbezirks betroffen sind, im Übrigen ent-
scheidet das Staatsministerium.  

(2) 1Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn 
an der Erhebung ein erhebliches pädagogisch-wis-
senschaftliches Interesse anzuerkennen ist und sich 
die Bela stung der Schulen in zumutbarem Rahmen 
hält. 2Genehmigungsbedürftige Erhebungen, die sich 
an die Erziehungsberechtigten richten, bedürfen des 
Einvernehmens des jeweiligen Elternbeirats, es sei 
denn, die Erziehungsberechtigten   sind auf Grund von 
anderen Rechtsvorschriften zur Angabe von Daten 
verpfl ichtet. 3Die Vorgaben des Datenschutzes sind zu 
beachten.

(3) Keiner Genehmigung bedürfen Erhebungen 
der Schulaufsichtsbehörden,  des Landesamts für Sta-
tistik und Datenverarbeitung und im Rahmen seiner 
Aufgaben des jeweiligen Aufwandsträgers.

Teil 3

Aufnahme und Schulwechsel
(vgl. Art. 35 bis 38, 41 bis 43, 49 Abs. 2 

Sätze 2 und 3 BayEUG)

§ 28

Anmeldung und Aufnahme

(1) 1Stellt die Mitt elschule fest, dass die Vorausset-
zungen einer Unte rrichtung an der Mittelschule nach 
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Art. 41 Abs. 5 BayEUG nicht gegeben sind, lehnt sie 
die Aufnahme der Schülerin oder des Schülers ab und 
empfi ehlt den Erziehungsberechtigten eine Anmel-
dung an dem voraussichtlich zuständigen Förderzen-
trum. 2Wollen die Erziehungsberechtigten weiterhin 
die Aufnahme an der Mittelschule, legt           die Schul-
leiterin oder der Schulleiter die Angelegenheit dem 
Staatlichen Schulamt vor; §  31 Abs.  5 Sätze  2 bis 5 
gelten entsprechend. 3Bleibt zweifelhaft, ob die Vor-
aussetzungen für einen Besuch der Mittelschule nach 
Art. 41 Abs. 5 BayEUG gegeben sind, kann die Mittel-
schule die Schülerin oder den Schüler zunächst b is zu 
drei Monate probeweise aufnehmen und nach Ablauf 
der Probezeit abschließend entscheiden; § 31 Abs. 6 
Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Der Träger einer privaten Mittelschule hat die 
Aufnahme von Schülerinnen und Schülern der öffent-
lichen Mittelschule mitzuteilen, in deren Sprengel sie 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.

(3) Schülerinnen und Schüler, die nach Beginn der 
Vollzeitschulpfl icht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
Bayern nehmen, sind unverzüglich anzumelden.

§ 29

Übertritt an eine andere Schule

(1) 1Tritt eine Schülerin oder ein S  chüler an eine 
andere Schule über, benachrichtigt die abgeben-
de Schule die aufnehmende Schule. 2Geht bei der 
abgebenden Schule innerhalb eines Monats keine 
Bestätigung über den Übertritt ein, verstä ndigt die 
Schulleiterin oder der Schulleiter die Kreisverwal-
tungsbehörde.

(2) 1Endet der Mittelschulbesuch mit dem Ende 
der Vollzeitschulpfl icht, wird der Schülerin oder dem 
Schüler mit dem Zeug  nis eine Abmeldebescheini-
gung ausgehändigt, die bei der Anmeldung bei einer 
Berufsschule oder einer anderen Schule, an der die 
Berufss chulpfl icht erfüllt werden kann, abzugeben ist. 
2Fordert die Berufsschule oder Berufsfachschule oder 
die entsprechende Förderschule innerhalb eines Mo-
nats nach Beginn des Unterrichts   den Schülerbogen 
nicht an, verständigt die Schulleiterin oder der Schul-
leiter die Kreisverwaltungsbehörde.

(3) Werden ausländische Schülerinnen und Schü-
ler vom Schulbesuch in Bayern abgemeldet, so ver-
ständigt die Schule das Einwohnermeldeamt.

§ 30

Gastschulverhältnisse

(1) Wird ein Antrag auf Genehmigu ng eines Gast-
schulverhältnisses nach Art. 43 Abs. 1 BayEUG gestellt, 
fordert die Gemeinde des gewöhnlichen Aufenthalts 
der Schülerin oder des Schülers unverzüglich eine 
Stellungnahme des Schulaufwandsträgers der aufneh-
menden Schule sowie der betr offenen Schulen an.

(2) 1Die Genehmigung eines Gastschulverhält-
nisses nach Art.  43 Abs.  1 BayEUG ist widerrufl ich. 
2Sie kann nach vorheriger Anhörung der betroffenen 
Schulen  widerrufen werden, wenn die zwingenden 
persönlichen Gründe nicht mehr vorliegen. 3Der Wi-
derruf kann nur zum Schuljahresende ausgesprochen 
werden.

(3) Liegt der gewöhnliche Aufenthalt der Schüle-
rin oder des Schülers außerhalb des Geltungsbereichs 
dieser Verordnung, so entscheidet die für die Gast-
schule zust  ändige Gemeinde im Einvernehmen mit 
der für die Gastschule zuständigen Schulaufsichtsbe-
hörde; die  Gemeinde gibt der für den gewöhnlichen 
Aufenthalt der Schülerin oder des Schülers zuständi-
gen Schulaufsichtsbehörde Gelegenheit zur Stellung-
nah me.

(4) Liegen die Sprengelschule und die Gastschule 
in den Zustä ndigkeitsbereichen verschiedener Staat-
licher Schulämter, entscheidet über Zuweisungen 
nach Art. 43 Abs. 2 BayEUG das für die Sprengelschu-
le zuständige Schulamt; es gibt dem anderen Schul-
amt Gelegenheit zur Stellungnahme.

§ 31

Überweisung an ein Förderzentrum

(1) Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter mel-
det nach eingehender Erörterung mit den Erziehungs-
berechtigten Schülerinnen und Schüler, die auf Grund 
des mög lichen Vorliegens der Voraussetzungen nach 
Art. 41 Abs. 5 BayEUG für eine Überweisung an ein 
Förderzentrum in Betracht kommen, der Schulleite-
rin oder dem Schulleiter, legt den hierfür maßgebli-
chen Sachverhalt dar, berichtet über den vermuteten 
sonderpädagogischen Förderbedarf sowie die bisher 
durchgeführten Fördermaßnahmen und gibt e inen 
Überblick über die Schulleistungen und das Lernver-
halten; eine vorhandene Stellungnahme der Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienste ist beizufügen.

(2) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter fordert 
unter Übermittlung des Berichts nach Abs. 1 von dem 
voraussichtlich zuständigen Förderzentrum ein son-
derpädagogisches Gutachten gemäß Art.  41 Abs.  4 
Satz 2 BayEUG an und informiert die Erziehungsbe-
rechtigten darüber. 2Nach Vorliegen des Gutachtens 
unterrichtet die Schulleiterin oder der Schulleiter die 
Erziehungsberechtigten über die Ergebnisse des bis-
herigen Verfahrens und gibt ihnen Gelegenheit zu 
einer Stellungnahme. 3Die Erziehungsberechtigten 
können verlangen, dass die Beratungslehrkraft oder 
die Schulpsychologin oder der Schulpsychologe ge-
hört wird.

(3) 1Empfi ehlt das sonderpädagogische Gutachten 
eine Überweisung an ein Förderzentrum und sind die 
Erziehungsberechtigten damit einverstanden, über-
weist die Mittelschule die Schülerin oder den Schüler 
an die öffentliche Förderschule mit dem im Gutachten 
bezeichneten   Förderschwerpunkt. 2Soweit die nächst-
gelegene, dem sonderpädagogischen Förderbedarf 



KWMBl Nr. 8/2013116126 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/2013

des Schülers entsprechende Förderschule eine Schule 
in privater Trägerschaft ist, erfolgt eine Überweisung 
an eine Förderschule mit entsprechendem sonderpä-
dagogischem Schwerpunkt unter Hinweis auf die be-
treffend e private Förderschule.

(4) 1Ist nach dem sonderpädagogischen Gutach-
ten die Mittelschule der richtige Förderort, kann die 
Mittelschule, wenn sie dennoch eine Überweisung 
an ein Förderzentrum für erforderlich hält, einen ent-
sprechenden Antrag beim Staatlichen Schulamt stel-
len. 2Der Antrag ist ausführlich zu be  gründen.

(5) 1Empfi ehlt das sonderpädagogische Gutachten 
eine Überweisung an ein Förderzentrum und sind die 
Erziehungsberechtigten damit nicht einverstanden, 
legt die Mittelschule die Angelegenheit dem Staatli-
chen Schulamt zur Entscheidung vor. 2Die Mittelsch u-
le fügt eine eigene Stellungnahme bei. 3Auf   Antrag 
der Erziehungsberechtigten fi ndet vor der Entschei-
dung des Staatlichen Schulamts eine mündliche Er-
örterung mit den Beteiligten statt. 4Kommt im Erör-
terungstermin kein Einvernehmen zustande, können 
die Erziehungsberechtigten verlang en, dass die Fest-
stellungen und Empfehlungen im sonderpädagogi-
schen Gutachten durch eine überörtliche, unabhängi-
ge Fachkommission überprüft werden; die Mitglieder 
der Kommission dürfen am bisherigen Verfahren nicht 
beteiligt gewesen sein. 5Das Staatliche Schulamt hat 
die Stellungnahme der Fachkommission in seiner Ent-
scheidung zu würdigen.

(6) 1Bleibt zweifelhaft, ob die Mittelschule oder 
das Förderzentrum der richtige schulische Förderort 
ist, kann das Staatliche Schulamt die Schülerin oder 
den Schüler für die Dauer von bis zu drei Monaten 
probeweise an das Förderzentrum überweisen. 2Die 
Schülerin oder der Schüler wird für diese Zeit Schü-
lerin   oder Schüler des Förderzentrums. 3Die Probezeit 
kann um bis zu drei Monate, längstens jedoch bis zum 
Ende des Schulhalbjahres verlängert werden. 4Nach 
Ablauf der Probezeit entscheidet das Staatliche Schul-
amt abschließend, ob eine Überweisung an ein För-
derz entrum erfolgt.

(7) 1Wird ein schulpfl ichtiges Kind, das eine Mit-
telschule besucht, auf Antrag der Er ziehungsberech-
tigten oder auf Grund einer gerichtlichen oder be-
hördlichen Entscheidung in ein Heim aufgenommen, 
da s mit einem Förderzentrum verbunden ist, hat die 
Mittelschule ein sonderpädagogisches Gutachten ge-
mäß Abs. 2 Satz 1 anzufordern. 2Für das weitere Ver-
fahren gelten Abs. 3 bis 6.

§ 32

Übertritt an ein Gymnasium oder an eine Realschule

(1) 1In der Jahrgangsstufe 6 führt die Mittelschule 
eine Informationsveranstaltung zur Wahl des weite-
ren schulischen Bildungswegs durch; Lehrkräfte mit 
Erfahrung an weiterführenden Schulen sollen zu der 
Informationsveranstaltung hin zugezogen werden. 

2Den Erziehungsberechtigten wird außerdem eine 
eingehende Beratung angeboten. 3Dabei werden   die 
Erziehungsberechtigten auch umfassend über die An-
gebote des schulischen Bildungssystems und dessen 
An- und Abschlussmöglichkeiten einschließlich des 
berufl ichen Schulwesens informiert.

(2) 1In der Jahrgangsstufe 5 wird eine Eignung 
für die Bildungsw ege des Gymnasiums und der Re-
alschule im Jahreszeugnis festgestellt. 2Die Eignu ng 
zum Übertritt in die Jahrgangsstufe 5 des Gymnasi-
ums liegt vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote aus 
den Fächern Deutsch und Mathematik mindestens 2,0 
beträgt. 3Die Eignung zum Übertritt in die Jahrgangs-
     stufe 5 der Realschule liegt vor, wenn die Gesamt-
durchschnittsnote aus den Fächern Deutsch und Ma-
thematik mindestens 2,5 beträgt. 4Die  Eignung zum 
Übertritt in die Jahrgangsstufe 5 der Realschule wird 
von der Lehrerkonferenz festgestellt, wenn in Folge 
nachgewiesener erheblicher persönlicher Beeinträch-
tigunge n ohne eigenes Verschulden die in Satz  3 
genannte Gesamtdurchschnittsnote nicht erreicht 
wurde, z.B. wegen Krankheit, und für die Schülerin 
oder den Schüler auf Grund der bishe rigen Leistun-
gen die Aussicht besteht, eine Realschule mit Erfolg 
zu besuchen; Entsprechendes gilt für die Feststellung 
der Eignung zum Übertritt in die Jahrgangsstufe 5 
des Gymnasiums. 5Die Eignung zum Übertritt in die 
Jahrgangsstufe 6 der Realschule liegt vor, wenn die 
Gesamtdurchschnittsnote aus den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch mindestens 2,0 beträgt.

(3) Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-
scher Muttersprache, die nicht bereits ab Jahrgangs-
stufe 1 eine deutsche Grundschule besucht haben, 
kann bis zu einer Gesamtdurchschnitt snote von 
3,33 die Eignung festgestellt werden, wenn dies auf 
Schwächen in der deutschen Sprache zurückzuführen 
ist, die noch behebbar erscheinen. 

§ 33

Aufnahme in Mittlere-Reife-Klas  sen
(vgl. Art. 7a Abs. 2 Satz 4 BayEUG)

(1) 1Auf Antrag der Erziehungsberechtigten wer-
den Schülerinnen und Schüler unter folgenden Vor-
aussetzungen in die genannte Jahrgangsstufe aufge-
nommen:

1. in die Jahrgangsstufe 7 mit einer Durchschnittsno-
te von mindestens 2,66 aus den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch im Zwischenzeugnis 
der Jahrgangsstufe 6 oder in einer sich an das 
Zwischenzeugnis anschließenden Aufnahmep  rü-
fung nach Abs. 2 oder im Jahreszeugnis,

2 . in die Jahrgangsstufen 8 und 9 mit einer Durch-
schnittsnote von mindestens 2,33 aus den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch im Zwischen-
zeugnis der vorhergehenden Jahrgangsstufe oder 
in einer sich an das Zwischenzeugnis anschlie-
ßenden Aufnahmeprüfung nach Abs.  2 oder im 
Jahreszeugnis,
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3. in die Jahrgangsstufe 10 mit dem qualifi zierenden 
Abschluss der Mittelschule und einer Gesamt-
bew ertung von mindestens 2,33 in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch oder in einer 
Aufnahmeprüfung nach Abs.  2; wurde der qua-
lifi zierende Abschluss der Mittelschule mit dem 
Fach Muttersprache erworben, so tritt dieses an 
die Stelle des Fachs Englisch. 

2Für Schülerinnen und Schüler mit nic htdeutscher 
Muttersprache, die in die Jahrgangsstufe 7, 8 oder 9 
des Mittlere-Reife-Zugs eintreten möchten, gilt §  32 
Abs. 3 entsprechend.

(2) 1Die Aufnahmeprüfung nach Abs. 1 fi ndet in 
den Jahrgangsstufen 6 bis 8 im unmittelbaren An-
schluss an die Ausgabe des Zwischenzeugnisses statt; 
sie erstreckt sich auf die Fächer Deutsch, Mathema-
tik und Englisch. 2E ine Teilnahme an der Aufnahme-
prüfung ist nur in den Fächern nach Satz 1 möglich, 
in denen eine Notenverbesserung erreicht werden 
kann und wenn im Fall einer Notenverbesserung 
die nach   Abs. 1 zur Aufnahme in eine Mittlere-Rei-
fe-Klasse erforderliche Durchschnittsnote erreichbar 
ist; die Aufnahmeprüfung kann nicht zu einer Noten-
verschlechterung in einem Fach führen. 3Die Erzie-
hungsberechtigten entschei den nach Beratung durch 
die Schule, in welchen der nach Satz  2 möglichen 
Prüfungsfächern die Schülerinnen und Schüler an der 
Aufnahmeprüfung teilnehmen. 4Die Gesamtnote wird 
in Fächern, in denen eine Prüfung abgelegt wurde, 
aus der Note im Zwischenzeugnis oder im Zeugnis 
über den qualifi zierenden Abschluss der Mittelschu-
le und der Prüfungsnote ermittelt; bei einem Durch-
sch nitt von n,5 gibt in der Regel die Prüfungsnote den 
Ausschlag. 5In Fächern, in denen keine Prüfung ab-
gelegt wurde, gilt die Note im Zwischenzeugnis oder 
im Zeugnis über den qualifi zierenden Abschl uss der 
Mittelschule als Gesamtnote. 6Die Summe der Ge-
samtnoten in den Fächern nach Satz 1 wird durch den 
Faktor 3 geteilt; der dadurch entstandene Zahlen-
wert bildet die Durchschnittsnote im Sinn des Abs. 1. 
7Für Schülerinnen und Schüler, die aus nicht selbst 
zu vertretenden Gründen keine  hinreichenden Leis-
tungen im Fach Englisch erbringen können und die 
nicht von der Möglichkeit des Abs. 3 Satz 1 Gebrauch 
gemacht haben, tritt anstelle der Aufnahmeprüfung 
im  Fach Englisch ein Aufnahmegespräch; in diesem 
ist zu klären, ob die Schülerin oder der Schüler den 
Leistungsanforderungen des Mittlere-Reife-Zugs vo-
raussichtlich entsprechen  kann. 8Auf der Grundla-
ge des Aufnahmegesprächs ist eine Gesamtnote im 
Fach Englisch zu bilden. 9Wurde der qualifi zierende 
Abschluss der Mittelschule nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
Halbsatz 2 mit dem Fach Deutsch als Zweitsprache 
erworben, so tritt an die Stelle der Aufnahmeprüfung 
im Fach Deutsch ein Aufnahmegespräch. 10In diesem 
ist zu klären, ob die Schülerin oder der Schüler auf 
Grund der bisherigen Leistungen den Anforderungen 
der Jahrgangsstufe  10 im Fach Deutsch voraussicht-
lich entsprechen kann.

(3) 1Schülerinnen und Schüler mit nic htdeutscher 

Muttersprache, die aus nicht selbst zu vertretenden 
Gründen den erforderlichen Leistungsstand in Eng-
lisch nicht aufweisen, können bei der vorläufi gen 
Anmeldung zu den Jahrgangsstufen 9 und 10 bean-
tragen, in de r Abschlussprüfung statt in Englisch in 
der Muttersprache geprüft zu werden. 2Das Staatsmi-
nisterium entscheidet allgemein oder im Einzelfall, 
für welche Sprachen eine Genehmigung erteilt wer-
  den kann. 3Ein Unterricht in der Muttersprache fi ndet 
nicht statt; während des Schuljahres werden je zwei 
Leistungsfeststellungen als Fernprüfung durchge-
führt. 4Die Schülerinnen und Schüler können zur Teil-
nahme an anderem Unterricht verpfl ichtet werden.

(4) 1In die Jahrgangsstufe 10 können in besonde-
ren Fällen auch andere Bewerberinnen und  Bewerber, 
die nicht Schülerinnen und Schüler einer allgemein 
bildenden Schule sind, aufgenommen werden, wenn 
sie als andere  Bewerberinnen und Bewerber im quali-
fi zierenden Abschluss der Mittelschule die Gesamtbe-
wertung 2,3 oder besser erreicht haben. 2Im Übrigen 
kann eine Aufna hme in eine Mittlere-Reife-Klasse nur 
erfolgen, wenn die Jahrgangsstufe 10 spätestens im 
zwölften   Schulbesuchsjahr erreicht werden kann.

§ 34

Wechsel aus anderen weiterführenden Schularten

(1) 1Vollzeitschulpfl ichtige Schülerinnen und 
Schüler aus anderen Schularten treten nach Abschluss 
eines Schuljahres in der Regel in die Regelklasse der 
nächsthöheren Jahrgangsstufe der Mittelschule über. 
2Sie treten während eines Schuljahres in de r Regel in 
die Jahrgangsstufe über, die sie in der anderen Schu-
le besucht haben. 3Über Ausnahmen sowie in sonsti-
gen Fällen der Rückkehr entscheidet die Schulleiterin 
oder der Schulleiter unter Berücksichtigung des Leis-
tungssta  nds der Schülerin oder des Schülers.

(2) 1Schulpfl ichtige Schülerinnen und Schüler aus 
anderen Schularten, die die Erlaubnis zum Vorrü-
cken oder zum Vorrücken auf Probe erhalten haben, 
können zu Schuljahresbegin n in die Mittlere-Reife-
Klasse der nächsthöheren Jahrgangsstufe übertreten. 
2Entsprechendes gilt, wenn sich das Nichtvorrücken  
auf Fächer bezieht, die an der Mittelschule nicht un-
terrichtet werden. 3Über die Aufnahme in sonstigen 
Fällen entscheidet die Schulleiterin oder der Schullei-
ter; hierzu kann eine Aufnahme  prüfung durchgeführt 
werden. 4§ 33 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Der Wechsel von der Mittlere-Reife-Klasse in 
die Regelklasse der gleichen Jahrgangsstufe ist auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten jederzeit möglich.

(4) In die Praxisklasse können auf  Antrag der Er-
ziehungsberechtigten Schülerinnen und Schüler in 
der Regel im neunten Schulbesuchsjahr aufgenom-
men werden, die  durch eine spezifi sche Förderung 
mit hohen berufsbezogenen Praxisanteilen zu einer 
positiven Lern- und Arbeitshaltung geführt werden 
können.
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§ 35

Sc hülerinnen und Schüler 
ohne ständigen feste n Aufenthalt

Vollzeitschulpfl ichtige Kinder von berufl ich Rei-
senden und von Personen ohne ständigen festen Auf-
enthalt führen ein Schultagebuch mit sich, in  das die 
Zeit des Schulbesuchs und die behandelten Lernzie-
le und Lerninhalte von der jeweils besuchten Schule 
eingetragen werden.

Teil 4

Schulbetrieb

Abschnitt 1

Klassen, Fächer, Fördermaßnahmen
(vgl. Art. 49 und 50 BayEUG)

§ 36

Klassen- und Gruppenbildung, Wahlpfl ichtfächer, 
Arbeitsgemeinschaften, Besuch eines offenen Ganz-

tagsangebots, besondere Fördermaßnahmen

(1) 1Da s Staatliche Schulamt bildet im Rahmen 
der vom Staatsministerium festgelegten Richtlinien 
die Klassen nach pädagogischen und schulorganisa-
torischen Erfordernissen auf Vorschlag der Schullei-
terin oder des Schulleiters. 2In Schulverbünden nach 
Art. 32a Abs. 3 und 4 BayEUG obliegt die Klassenbil-
dung im Rahmen des zugeteilten Lehrerstundenbud-
gets der Verbundkoordinatorin oder dem Verbundko-
ordinator; von den vom Staatsministerium festgelegten 
Richtlinien nach Satz 1 kann bei Bedarf abgewichen 
werden, soweit für die Schüler  innen und Schüler der 
Grundsatz der Chancengleichheit gewahrt bleibt.

(2) 1Zur Sicherstellung des Unterrichtsangebots 
kann das Staatliche Schulamt, in Schulverbünden 
nach Art. 32a Abs. 3 und 4 BayEUG die Leiterin oder 
der Leit er einer Schule, auch für Jahrgangsklassen in 
Pfl ichtfächern jahrgangsstufenübergreifenden Unter-
richt anordnen. 2Abweichend von Satz 1 entscheidet 
über die Einrichtung von jahrgangsstufenübergreifen-
dem Unterricht in den Pfl ichtfächern Religionslehre, 
Ethik und Sport die Schulleiterin oder der Schulleiter 
unter Beachtung der amtlichen Vorgaben für die Klas-
sen- und Gruppenbildung. 3Über  die Einrichtung von 
klassenübergreifendem Unterricht in Pfl ichtfächern 
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter.

(3) 1Unterricht in Wahlpfl ichtfächern und Wahlfä-
chern kann klassenübergreifend, in besonderen Fäl-
len auch jahrgangsstufenübergreifend eingerichte t 
werden; soweit erforderlich kann er auch für Schü-
lerinnen und Schüler mehrerer Schulen gemeinsam 

durchgeführt werden. 2Arbeitsgemeinschaften und 
Fördermaßnahmen können klassen- und jahrgangs-
stufenübergreifend eingerichtet werden. 3Arbeitsge-
meinschaften können auch nur für  Teile des Schul-
jahres eingerichtet werden. 4Über die Einrichtung 
von Wahlpfl ichtfächern, Wahlfächern, Arbeitsge-
meinschaften und Förd  ermaßnahmen entscheidet die 
Lehrerkonferenz. 5In Schulverbünden nach Art.  32a 
Abs.  3 und 4 BayEUG erfolgt die Einrichtung von 
Wahlpfl ichtfächern der Berufsorientierung in Abstim-
mung mit den anderen Schulen im Verbund.

(4) In den Jahrgangsstufen 7 und 8 muss ein Mitt-
lere-Rei fe-Kurs bezogen auf die Fächer Deutsch, Ma-
thematik und Englisch angeboten werden, wenn die 
Schule keine Mittlere-Rei fe-Klassen der Jahrgangs-
stufen 7 und 8 führt, keinem Schulverbund angehört 
und nicht im  Einzugsbereich von Mittlere-Reife-Klas-
sen der Jahrgangsstufen 7 und 8 liegt.

(5) Ein Wahlpfl ichtfach kann während des Schul-
jahres nur in be sonderen Fällen mit Genehmigung 
der Schulleiterin oder des Schulleiters gewechselt 
werden.

(6) Ein an der Schule eingerichtetes Wahlpfl icht-
fach kann auch als Wahlfach besucht we rden.

(7) 1Der Besuch von Wahlfächern und Arbeitsge-
meinschaften darf während ihrer Dauer nur mit Ge-
nehmigung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
abgebrochen oder begonnen werden. 2Über den Aus-
schluss vom Besuch eines Wahlfachs oder einer Ar-
beitsgemeinschaft entscheidet die Schulleiterin oder 
der Schulleiter.

(8) 1Der Besuch eines offe nen Ganztagsangebots 
nach Art.  6 Abs.  5 Satz  2 BayEUG ist während des 
gesamten Zeitraums, für den eine Anmeldung nach 
Art.  6 Abs.  5 Satz  5 BayEUG erfolgt i st, verpfl ich-
tend. 2Auf schriftlichen Antrag kann die Schulleiterin 
oder der Schulleiter in   begründeten Ausnahmefällen 
Schülerinnen und Schüler von der Teilnahmepfl icht 
befreien; eine Beendigung des Besuchs während des 
Schuljahres kann nur aus zwingenden persönlichen 
Grü nden gestattet werden.

(9) Besonderer Förderunterricht kann insbesonde-
re eingerichtet werden für Schülerinnen und Schüler

1. mit be  sonderen Schwierigkeiten beim Erlernen 
des Lesens und des Rechtschreibens,

2. mit besonderem Förderbedarf.

(10) 1Im Fach Englisch kann für Schülerinnen und 
Schüler mit insgesamt sehr schwachen Leistungen  ge-
sonderter Förderunterricht eingerichtet werden. 2Dies 
ist im Zeugnis zu vermerken.

(11) In Maßnahmen der Berufsorientierung kön-
nen auch Fördermaßnahmen Dritter, insbesondere 
auch Maßnahmen nach dem Dritten Buch Sozialge-
setzbuch einbezogen werden.
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§ 37

Kooperationsklassen
(vgl.  Art. 30a BayEUG)

(1) Eine Kooperationsklasse als Klasse einer Mit-
telschule kann eingerichtet werden, wenn in der Klas-
se eine Gruppe von mindestens drei Schülerinnen 
und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
unterrich  tet wird.

(2) Die bei der Errichtung der Klasse erforderli-
che Zustimmung der Schulaufwandsträger (Art.  30a 
Abs.  9 Satz  1 BayEUG) soll den Zeitraum bis e in-
schließlich der Jahrgangsstufe 9  umfassen. 

§ 38

Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit nicht-
deutscher Muttersprache

(1) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-
scher Muttersprache, die dem Unterricht in einer 
deutschsprachigen Klasse nicht zu fol gen vermögen, 
können Übergangsklassen eingerichtet werden. 2Die 
Entscheidung trifft das Staatliche Schulamt. 3Über die 
Zuweisung von Schülerinnen und Schülern zur Über-
gangsklasse entscheidet die Schulleiterin oder der 
Sch ulleiter. 4Ist eine Schülerin oder ein Schüler einer 
Übergangsklasse so weit gefördert, dass sie oder er 
dem Unterricht in einer deutschsprachigen Klasse zu 
folgen vermag, weist die Schulleiterin oder der Schul-
leiter die Schülerin oder den Schüler nach Anhörung 
der Erziehungsbe  rechtigten einer deutschsprachi-
gen Klasse in der zuständigen Mittelschule zu. 5Die 
Zuweisung in eine deutschsprachige Klasse erfolgt 
zu Beginn eines Schuljahres oder mit der Aushändi-
gung des Zwische nzeugnisses, spätestens jedoch mit 
Ablauf des zwei ten voll besuchten Schuljahres in der 
Übergangsklasse. 

(2) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-
scher Muttersprache, di e keiner Übergangsklasse 
zugewiesen werden können und ohne ausreichende 
Deutschkenntnisse deutschsprachige Klassen be-
suchen müssen, werden vom Staatlichen Schulamt 
Deutschfördermaßnahmen eingerichtet. 2Die Anzahl 
der Unterrichtsstunden richtet sich nach dem Förder-
bedarf und den Lernfortschritten der Schülerinnen 
und Schüler.

Abschnitt 2

Teilnahme
(vgl . Art. 56 BayEUG)

§ 39

Teilnahme

(1) 1Ist eine Schülerin oder ein Schüler aus zwin-
genden Gründen verhindert, am Unterricht oder an 

einer sonstigen verbindlichen Schulveranstaltung 
teilzunehmen, so ist die Schule unverzüglich unte  r 
Angabe des Grundes zu verständigen. 2Im Fall fern-
mündlicher Verständigung ist die schriftliche Mittei-
lung innerhalb von zwei Tagen nachzureichen.

(2) 1Bei Erkrankung von mehr als drei Unterrichts-
tagen kann die Schule die Vorlage eines ärztlichen 
Zeugnisses verlangen. 2Häufen s ich krankheitsbe-
dingte Schulversäumnisse oder bestehen an der Er-
krankung Zweifel, kann die Schule die Vorlage eines 
ärztlichen oder schulärztlichen Zeugnisses verlangen; 
wird das Zeugnis nicht   vorgelegt, gilt das Fernbleiben 
als unentschuldigt.

(3) 1Schülerinnen und Schüler können auf schrift-
lichen Antrag in begründeten Ausnahmefällen vom 
Unterricht in einzelnen Fächern befreit oder vom 
Schulbesuch beurlaubt werden. 2Den Schüle rinnen 
und Schülern ist ausreichende Gelegenheit zur Erfül-
lung ihrer religiösen Pfl ichten und zur Wahrnehmung 
re  ligiöser Veranstaltungen auch außerhalb der Schule 
zu geben.

(4) 1Schülerinnen und Schüler im 9. Schulbe-
suchsjahr, die noch  nicht in der Jahrgangsstufe 9 sind 
und die voraussichtlich den erfolgreichen Abschluss 
der Mittelschule nicht erreichen, können auf Antrag 
der Erziehungsberechtigten von der Teilnahme am 
Unterricht im Fach Englisch befreit werden. 2Die Be-
freiung wird mit de  r Aufl age verbunden, an anderem 
Unterricht teilzunehmen, der sich auf die Lern- und 
Leistungsrückstände insbesondere in den Fächern 
Deutsch und Mathematik bezieht. 

§ 40

Beaufsichti gung

(1) 1Die Aufsichtspfl icht der Schule erstreckt sich 
auf die Zeit, in der die Schülerinnen und Schüler am 
Unterricht oder an sonstigen Schulveranstaltungen 
teilnehmen, einschließlich ein  er angemessenen Zeit 
vor Beginn und nach Beendigung des Unterrichts 
oder der Schulveranstaltung. 2Als angemessene Zeit 
vor Beginn des Unterrichts gelten 15 Minuten, als 
angemessene Zeit nach Beendigung des Unterrichts 
gilt die Zeit bis zum Weggang der Schülerinnen und 
Schüler aus der Schulanlage. 3Die Aufsichtspfl icht er-
streckt sich auch auf Freistunden, auf sonstige Zeiten, 
in denen sich Schülerinnen und Schüler berechtigt im 
Schulgebäude aufhalten, und auf Pausen; während 
einer Mittagspause besteht die Aufsic  htspfl icht der 
Schule, sofern keine anderweitige Beaufsichtigung 
besteht, und es den Schülerinnen und Schülern im 
Hinblick auf die Pausenzeit nicht zumutbar ist, für die 
Mittagspause nach Hause zu gehen.

(2) 1Der Umfang der Aufsichtspfl icht richtet sich 
nach der geistigen und charakte rlichen Reife der zu 
beaufsichtigenden Schülerinnen und Schüler. 2Schü-
lerinnen und Schülern kann gestattet werden, wäh-
rend der unterrichtsfreien Zeit die Schulanlage zu 
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verlassen. 3Die Grundsätze stimmt   die Schulleiterin 
oder  der Schulleiter mit dem Schulforum ab.

§ 41

Alkoholverbot, Sicherstellung von Gegenständen

(1) Der Konsum alkoholischer Getränke ist Schü-
lerinnen und Schülern innerhalb der Schulanlage so-
wie bei schulischen Veranstaltungen untersagt; über 
Ausnahmen entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter im Einvernehmen mit dem Schulforum.

(2) 1Das Mitbringen und Mitführen von gefährli-
chen Gegenständen ist den Schülerinnen und Schü-
lern untersagt. 2Die Schule hat solche Gegenstände 
wegzun ehmen und sicherzustellen. 3In gleicher Weise 
kann die Schule bei sonstigen Gegenständen verfah-
ren, die den Unterricht oder die Ordnung der Schule 
stören können oder stören. 4Über die Rückgabe derar-
tiger Gegenstände entscheidet die Schulleiterin ode  r 
der Schulleiter; in den Fällen des Satzes  2 darf die 
Rückgabe, soweit dieser nicht anderweitige Rechts-
vorschrift en entgegenstehen, bei minderjährigen 
Schülerinnen und Schülern nur a n die Erziehungs-
berechtigten erfolgen. 5Für Mobilfunktelefone und 
sonstige digitale Speichermedien gilt Art.  56 Abs.  5 
BayEUG.

Abschnitt 3

Stunden un d Fächer
(vgl. Art. 45 bis 48 BayEUG)

§ 42

Stundentafeln und Stundenpläne

(1) 1Für die Mittelschule gelten die als Anlagen 2 
bis 4 angefügten Stundentafeln einschließlich der Be-
stimmungen zu den Stundentafeln. 2Das Staatsminis-
terium kann bei Vorliegen besonderer Umstände Ab-
weichungen von der Stundentafel  für die Dauer eines 
Schuljahres vornehmen.

(2) 1Der Hauptstundenplan wird von der Schul-
leiterin oder vom Schulleiter, der Klassenstundenplan 
wird von der Klassenleiterin oder vom Klassenleiter 
im   Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter festgesetzt. 2Der Klassenstundenplan ist 
den Schülerinnen und Schülern zur Unterric htung 
der Erziehungsberechtigten bekannt zu geben. 3Die 
Stundenpläne werden dem Staatlichen Schulamt vor-
gelegt.

(3) 1Änderungen des Klassenst  undenplans bedür-
fen der Zustimmung der Schulleiterin oder des Schul-
leiters und sind den Schülerinnen und Schülern recht-
zeitig bekannt zu geben. 2Auf Dauer beabsichtigte 
Stundenplanänderungen werden dem Staatlichen 
Schulamt  vorgelegt. 

§ 43

Unterrichtszeit

(1) 1Der Unterricht wird an fünf Wochentagen, 
regelmäßig am Vormittag, erteilt; er wird m öglichst 
gleichmäßig auf die Wochentage verteilt. 2An Schu-
len   mit Ganztagszügen kann sich der Unterricht auf 
Vormittag und Nachmittag verteilen. 3Die Unterrichts-
zeiten werden im Benehmen mit dem Aufwandsträger 
und dem Schulforum festgesetz t. 4Der Vormittagsun-
terricht soll in der Regel um 8.00 Uhr beginnen.

(2) 1Eine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten. 
2Ausreichende Pausen sind vorzusehen. 3Diese betra-
gen am Unterrichtsvormittag mindestens 30 Minuten. 
4Dem Nachmittagsunterricht soll eine angemess ene 
Pause vorangehen. 5Über die Pausen entscheidet die 
Lehrerkonferenz nach Anhörung des Schulfo rums.

(3) 1Fällt der Unterricht an mehr als fünf aufein-
ander folgenden Schultagen aus, so ist die  versäumte 
Zeit im gleichen Schuljahr nachzuholen. 2Das Staatli-
che   Schulamt kann aus besonderen Gründen Abwei-
chung en hiervon zulassen oder anordnen.

§  44

Religiöse Erziehung, Religionsunterricht

(1) 1Die Schule unt erstützt die Erziehungsberech-
tigten bei der religiösen Erziehung de r Kinder. 2Schul-
gebet, Schulgottesdienst und Schulandacht sind Mög-
lichkeiten diese  r Unterstützung; die Teilnahme der 
Schülerinnen und Schüler ist zu ermöglichen und zu 
fördern. 3Die Mitglieder der Schulgemeinschaft sind 
verpfl i chtet, die religiösen Empfi ndungen aller zu 
achten.

(2) 1Die Abmeldung vom Religionsunterricht muss 
schriftlich und spätestens am letzten Unterrichts-
  tag des Schuljahres mit Wirkung ab dem folgenden 
Schuljahr erfolgen; eine spätere Abmeldung ist nu r 
aus wichtigem Grund zulässig. 2Die Abmeldung gilt 
für die Zeit des Verbleibens an der betreffenden Schu-
le, solange sie nicht widerrufen wird.

(3) 1Auf schriftlichen Antrag  der Erziehungsbe-
rechtigten lässt die Schule Schülerinnen und Schüler, 
die keiner Religionsgemeinschaft   angehören, zur Teil-
nahme am Religionsunterricht eines Bekenntnisses 
als Pfl ichtfach zu, wenn die Religionsgemeinschaft, 
für deren Bekenntnis der betreffende Religionsunter-
richt eingerichtet ist, zustimmt und zwingende schul-
organi satorische Gründe nicht entgegenstehen. 2Dies 
gilt entsprechend für Schülerinnen und Schüler, für 
deren Religions  gemeinschaft Religionsunterricht als 
ordentliches Lehrfach für die betreffende Schulart an 
öffentlichen Schulen in Bayern nicht eingerichtet ist; 
in diesem Fall ist dem Antrag die Zustimmung die-
ser Religionsgemeinschaft beizufügen. 3Für den Zeit-
punkt des Antrags und für die Abmeldung gilt Abs. 2 
entsprechend. 4Die Zulassung gilt für die Dauer des 
Besuchs der betreffenden Schulart, soweit nicht die 
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Zustimm ung einer beteiligten Religionsgemeinschaft 
widerrufen wird.

Teil 5

Hausaufgaben, Probearbeiten, Vorrücken und 
Wiederholen, Zeugnisse

Abschnitt 1

Hausaufgaben und Probearbeiten
(vgl. Art. 52 BayEUG)

§ 45

Hausaufgaben

1Um den Lehrstoff einzuüben und die Schülerin-
nen und Schüler zu eigener Tätigkeit anzuregen,  wer-
den Hausaufgaben gestellt, die von Schülerinnen und 
Schülern mit durchschnittli chem Leistungsvermögen 
in ein bis zwei Stunden bearbeitet werden können. 
2An Tagen mit verpfl ichtendem Nachmittagsunter-
richt werden keine schriftlichen Hausaufgaben für 
den nächsten Tag gestellt; hiervon kann im Einver-
nehmen mit dem Schulforum abgewichen werden. 
3Sonntage, Feiertage und Ferien sind von Hausaufga-
ben frei  zuhalten.

§ 46

Probearbeiten

(1) Die Lehrerkonferenz trifft vor Unterrichtsbe-
ginn des Schuljahres grundsätzliche Festlegungen 
zur Erhebung von Leistungsnachweisen einschließ-
lich prüfungsfreier Lernphasen; die Festlegungen 
sind den Schülerinnen und Schüler n sowie ihren Er-
ziehungsberechtigten bekannt zu geben. 

(2) 1Schriftliche Leistungsnachweise werden 
durch Probearbeiten erbracht. 2Probearbeiten kön-
nen je nach Art und Umfang angekündigt werde n; sie 
müssen angekündigt werden, wenn größere Lernab-
schnitte bearbeitet werden sollen. 3D  er Termin einer 
angekündigten Probearbeit muss spätestens eine Wo-
che vorher bekannt gegeben werden. 4An einem Tag 
darf nur eine angekündigte Probearbeit, in der Woche 
sollen nicht mehr als zwei angekündigte Probearbei-
ten abgehalten werden. 5Kann der Leistungsstand 
einer Schülerin oder  e  ines Schülers wegen nicht zu 
vertretender Versäumnisse nicht hinreichend b  eur-
teilt werden, so kann die Lehrkraft das Nachholen von 
Probearbeiten anordnen.

(3) 1Bewertete Probearbeiten sind innerhalb einer 
angemessenen Frist den Sc hülerinnen und Schülern 
zurückzugeben und zu besprechen. 2Bewertete Pro-
bearbeiten sind den Schülerinnen  und Schülern zur 
Kenntnisnahme durch die Erziehungsberechtigten 

mit nach Hause zu geben; in begründeten Einzelfällen 
kann von dieser Regelung  abgewichen werden. 3Die 
Probearbeiten sind der Schule binnen einer Woche 
zurückzugeben und werden von der Schule bis zum 
Ablauf des übernächsten Schuljahres aufbewahrt. 
4Werkstücke, Zeichnungen und andere praktische 
Arbeiten können bereits nach der Bewertung an die 
Schülerinnen und Schüler zurückgegeben werden.

§ 47

Bewertung der Leistun gen

(1) 1Bei der Bewertung einer Probearbeit kann 
die äußere Form mit berücksichtigt werden. 2Bei allen 
Probearbeiten sind Verstöße gegen die Sprachrichtig-
keit und schwerere Ausdrucksmängel zu kennzeich-
nen; hierv on kann bei Schülerinnen und Schülern mit 
nichtdeutscher Muttersprache abgesehen werden. 
3Zwischennoten werden nicht erteilt.

(2) Die Lehrerkonferenz kan n entscheiden, dass 
in begründeten Einzelfällen aus pädagogischen Grün-
den auf eine Bewertung der Leistungen durch Noten 
zeitweilig verzichtet wird; die Erziehungsberechtig-
ten sind vo  rher anzuhören.

(3) 1Bei Schülerinnen und Schülern mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf kann  die Lehrerkonferenz 
mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten ent-
scheiden, dass Leistungsnachweise nicht durch Noten 
bewertet, sondern mit einer allgemeinen Bewertung 
versehen werden. 2Diese Bewertung geht insbes on-
dere auf die individuellen Leistung en und die aktu-
elle Lernentwicklung der Schülerin oder des Schülers 
ein. 3Soweit in einzelnen Fächern Leistungen erbracht 
werden, die dem Anforderungsniveau der jeweiligen 
Jahrgangsstufe entsprechen, können in diesen Fä-
chern Noten   erteilt werden. 4Die Erziehungsberech-
tigten sind vorher eingehend zu beraten.

(4) 1Bedient sich eine Schülerin oder ein Schüler 
bei der Anfertigung einer Probearbeit unerlaubter 
Hilfe, kann die Probearbeit abgenommen und mit der 
Note 6 bewertet werden. 2Bei einem Versuc h kann 
ebenso verfahren werden. 3Als Versuch gilt auch die 
Bereithaltung nicht zugelassener Hilfsmittel.

(5) Nach Beginn der Leistungserhebu ng können 
gesundheitliche Gründe der Schülerin oder des Schü-
lers, denen zufolge der Leistungsnachweis nicht ge-
wertet werden soll, in der Regel nicht mehr anerkannt 
werden.

(6) V ersäumt eine Schülerin oder ein Schüler ohne 
ausreichende Ents  chuldigung eine angekündigte Pro-
bearbeit oder wird eine Leistung verweigert, wird die 
Note 6 erteilt.

§ 48

Nachteilsausgleich, Förderplan

(1) 1Bei Leistungsnachweisen sowie be i Ab-
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schlussprüfungen kann die Bearbeitungsz eit für Schü-
lerinnen und Schüler mit besonders ausgewiesenem 
sonderpädago gischem Förderbedarf, mit einer erheb-
lichen vorübergehenden Beeinträchtigung der Mo-
torik oder mit erheblichen Behinderungen um bis zu 
50 v.H. der vorgesehenen Zeit verlängert werden. 2So-
we it im Einzelfall erford erlich, können spezielle Hilfen 
zugelassen oder Alternativaufgaben gestellt werden, 
die im Anforderungsniveau gleichwertig sind und von 
der Schülerin oder dem Schüler unter Berücksichti-
gung des sonderpädagogischen F  örderbedarfs, der 
Beeinträchtigung der Motorik oder der Behinderung 
im Sinn des Satzes 1 bearbeitet werden können. 3Die 
Entscheidung über die Verlängerung und die Zulas-
sung erforderlicher spezieller Hilfen trifft die Klassen-
leiterin oder der Klassenleiter bzw. die für die Prüfung 
eingesetzte Kommission. 4Soweit für die Schülerin 
oder den Schül er Mobile Sonderpädagogische Diens-
te eingesetzt sind, sind diese an der Entscheidung zu 
beteiligen; im Übrigen kann eine Stellungnahme einer 
Förderschule mit entsprechendem sonderpädagogi-
schen Förderschwerpunkt eingeholt werden.

(2) 1Die Lernziele der Schülerinnen und Schüler, 
die auf Grund ihres sonderpädagogischen Förderbe-
darfs voraussichtlich die Lernziele der  Mittelschule 
nicht erreichen, sind in einem individuellen Förder-
plan festzuschreiben; ansonsten kann ein Förderplan 
bei Bedarf erstellt werden. 2Der Förderplan enthält 
Aussagen über die Ziele d er Förderung, die wesentli-
chen Fördermaßnahmen und die vorgesehenen Leis-
tungserhebungen. 3Die Lernziele im Förderplan sind 
mindestens jährlich fortzuschreiben. 4Die Erstellung 
des Förderplans erfolgt unter Einbeziehung der Mo-
bilen Sonderpädagogischen Dienste. 5Der Förderplan 
soll mit den Erziehungsberechtigten erörtert werden. 

Abschnitt 2

Vorrücken und Wiederholen
(vgl. Art. 53 BayEUG)

§ 49

Entscheidung über das Vorrücken

(1) Das Vorrücken in den Jahrgangsstufen 5 bis 
8 soll nur dann versagt werden, wenn die Schülerin 
oder der Schüler in der Entwicklung oder in den Leis-
tungen erheblich unter dem altersgemäßen Stand der 
betreffenden Jahrgangsstufe liegt und nicht erwartet 
werden kann, dass die Schülerin oder der Schüler am 
Unterricht in der nächsten Jahrgangsstufe mit Erfolg 
teilnehmen kann.

(2) 1In den Jahrgangsstufen 5 bis 8 der Regelklas-
se liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 in der Regel 
vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote aus allen Vor-
rückungsfächern schlechter als 4,00 ist oder in mehr 
als drei Fächern eine schlechtere Note als die No  te 4 
erzielt wurde; die Note 6 zählt dabei wie zweimal die 
Note 5. 2Vorrückungsfächer sind alle Pfl ichtfächer und 
Wahlpfl ichtfächer mit Ausnahme des Fachs Sport.

(3) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-
scher Muttersprache, die Unterricht in Deutsch als 
Zweitsprache erhalten, tritt in Abs. 2 an die Stelle des 
Fachs Deutsch das Fach Deutsch als Zweitsprache. 
2Bei Schülerinnen    und Schülern mit nichtdeutscher 
Muttersprache in deutschsprachigen Klassen, die 
keinen Unterricht im Fach Deutsch als Zweitsprache 
erhalten, sind in den ersten beiden Jahren des Schul-
besuchs in der Bundesrepublik Deutschland unzurei-
chende Leistungen im Fach Deutsch bei der Entschei-
dung über das Vorrücken nicht zu berücksichtig en.

(4) 1In den Mittlere-Reife-Klassen der Jahrgangs-
stufen 7 bis 9 liegen die Voraussetzungen des A  bs. 1 
vor, wenn in einem Vorrückungsfach die Note 6 oder 
in mehr als einem Vorrückungsfach eine schlechtere 
Note als die Note 4 erzielt wurde und kein Noten-
ausgleich gewährt wird. 2Vorrückungsfächer sind alle  
Pfl ichtfächer und Wahlpfl ichtfächer mit Ausnahme 
des Fachs Sport. 3Falls das Zeugnis höchstens zwei 
Noten 5 oder eine Note 6 ausweist, kann einer Schü-
lerin oder einem Schüler Notenausgleich gewährt 
werden, wenn in Vorrückungsfächern eine Note 1 
oder zwei Noten 2 oder drei Noten 3 erteilt wurden. 
4Notenausgleich ist ausgeschlossen bei Schülerinnen 
und S  chülern, deren schlechte Leistungen auf unge-
nügende Mitarbeit zurückzuführen sind oder die im 
Fach Deutsch die Note 6 erhalten haben. 5Bei Schüle-
rinnen und Schülern, die vom Gymnasium, der Real-
schule oder der Wirtschaftsschule übergetreten sind, 
kann Satz 3 entsprechend angewend et werden.

(5) Schülerinnen und Schülern mit festgestelltem 
sonderpädagogischem Förderbedarf, bei d enen ge-
mäß § 47 Abs. 3 von einer Bewertung der Leistungen 
durch Noten abgesehen wird, ist abweichend von den 
Voraussetzungen des Abs. 1 das Vorrücken zu ermög-
lichen, wenn zu erwarten ist, dass sich die Lernzie-
le des Förderplans auch in d er nächsthöheren Jahr-
gangsstufe erfolgreich verwirklichen lassen.

(6) 1Über das Vorrücken entscheidet die Klassen-
leiterin oder der Klassenleiter im Einvernehmen mit 
den sonstigen in der Klasse unt errichtenden Lehrkräf-
ten. 2Über den Notenausgleich nach Abs. 4 entschei-
det die Lehrerkonferenz.

§ 50

Vorrücken auf Probe

(1) 1Schülerinnen und Schüler der Jahrga ngsstu-
fen 7 bis 9 der Mittlere-Reife-Klassen, die das Ziel 
der jeweiligen Jahrgangsstufe erstmals nicht erreicht 
haben, können mit Einverständnis ihrer Erziehungs-
berechtigten auf Probe vorrücken, wenn nach dem 
Gesamtbild aller erzielten Leistungen erwartet wer-
den kann, dass sie im nächsten Schuljahr das Ziel der 
Jahrgangsstufe erreichen. 2Die Entscheidung trifft die 
Lehrerkonferenz.

(2) Wird einer Schüle  rin oder einem Schüler das 
Vorrücken auf Probe nach Abs.  1 oder nach Art.  53 
Abs. 6 Satz 2 BayEUG gestattet, wird in das Jahres-
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zeugnis folgende Bemerkung aufge nommen: „Die 
Schülerin bzw. der Schüler erhält die vorläufi ge Er-
laubnis zum Besuch der Jahrgangsstufe… .“

(3) 1Die Probezeit dauert bis zum 15. Dezember; 
sie kann von der Lehrerkonferenz in besonderen Fäl-
len um höchstens zwei Monate verlängert werden. 
2Die Lehrerkonferenz entscheidet auf der Grundlage 
einer Empfehlung der Klassenkonferenz, ob die Schü-
lerin oder der Schüler nach dem Gesamtbild aller er-
zielten Leistungen die Probezeit bestanden hat oder 
zurückverwiesen wird.

(4)  Für Schülerinnen und Schüler, die am Gymna-
siu m, an der Realschule oder an der Wirtschaftsschule 
die Erlaubnis zum Vorrücken auf Probe erhalten ha-
ben und die in die nächsthöhere Klasse des Regel-
zugs eintreten, entfällt eine Probezeit; soweit sie in 
die nächsthöhere Mittlere-Reife-Klasse eintreten, gilt 
Abs. 3, es sei denn, die Entscheidung, das   Vorrücken 
nur auf Probe zu gestatten, beruht auf den Leistungen 
in mindestens einem Fach, das in der entsprechenden 
Jahrgangsstufe der Mittelschule n icht unterrichtet 
wird.

§ 51

Freiwilliges Wiederholen, 
Überspringen einer Jahrgangsstufe

(1) 1Auf Antrag der Erziehungsberechtigten kön-
nen Schülerinnen oder Schüler freiwillig wiederholen 
oder spätestens zum Schulhalbjahr in die  vorherige 
Jahrgangsstufe zurücktreten. 2Die Entscheidung trifft 
die Lehrerkonferenz unter Würdigung der schuli-
schen Leistungen der Schülerin oder des Schülers.

(2) 1Besonders befähigten Schülerinnen und Schü-
lern kann auf Antrag der Erziehungsberechtigten das 
Überspringen gestattet werden, wenn zu erwarten ist, 
dass sie nach Reife und Leistungsfähigkeit den An-
forderungen dieser Jahrgangsstufe gewachsen sind. 
2Das Überspringen erfolgt jeweils zum Schuljahresen-
de. 3Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter.

Abschnitt 3

Schülerbogen, Zeugnisse
(vgl. Art. 52 Abs. 3 BayEUG)

§ 52

  Schülerbogen

(1) 1Die Schule führt für alle Schülerinnen und 
Schüler einen Schülerbogen. 2In diesen werden 
die für den schulischen Bildungsweg wesentlichen 
Feststellungen, Beobachtunge n und Empfehlungen 
aufgenommen. 3Die Klassenleiterin oder der Klas-
senleiter erstellt im Benehmen mit den in der Klasse 
unter  richtenden Lehrkräften und Förderlehrerinnen 

und Förderlehrern im Schülerbogen eine zusammen-
fassende Schülerbeurteilung, wenn das Vorrücken in 
die nächste Jahrgangsstufe versagt wird, und in der 
Jahrgangsstufe 8 im Hinblick auf die Berufsfi ndung. 
4Der Schü l erbogen ist neben den Zeugnisdurchschrif-
ten und sonstig en Unterlagen über die Schülerin oder 
den Schüler Bestandteil der Schülerakten. 5Die Erzie-
hungsberechtigten können den Schülerbogen einse-
hen.

(2) 1Der Schü  lerbogen und die Zeugnisdurch-
schriften werden bei einem Wechsel an eine öffent-
lic he oder staatlich anerkannte Schule weitergeleitet. 
2Bei einem Wechsel an eine andere Schule verblei-
ben der Schülerbogen und die  Zeugnisdurchschriften 
zwanzig Jahre bei der Schule; die Erziehungsberech-
tigten erhalten auf Antrag eine beglaubigte Abschrift 
des Schülerbogens.

§ 53

Zwischen- und Jahreszeugnisse

(1) 1Die Zwischen- und Jahreszeugnisse in den 
Jahrgangsstufen 5 bis 8 enthalten Noten in den 
Pfl ichtfächern und Wahlpfl ichtfächern sowie Bemer-
kungen gemäß Art. 52 A bs. 3 Satz 3 BayEUG. 2In den 
Jahrgangsstufen 8, 9 und 10 darf ein Zeugnis keine 
Formulierung enthalten, die den Übertritt in das Be-
rufsleben erschwert . 3Die Teilnahme am Unterricht in 
Wahlfächern wird durch eine al  lgemeine Bewertung 
bestätigt; auf Antrag wird eine Note erteilt. 4Ferner 
wird die Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften ver-
merkt.

(2) 1In den Jahrgangs stufen 9 und 10 werden Zwi-
schenzeugnisse sowie bei erfolgreichem Abschluss 
Abschlusszeugnisse jeweils in doppelter Fertigung 
ausgestellt. 2Abs. 1 gilt entsprechend.

(3) 1Schülerinnen und Schüler, die mit Erfüllung 
der Vollzeitschulpfl icht den erfolgreichen Absc  h  luss 
der Mittelschule nicht erreicht haben, erhalten in 
doppelter Fertigung ein Jahreszeugnis mit folgendem 
Vermerk: „Sie/er ist zum Besuch der Berufsschule 
oder einer sie ersetzenden schulisch en Einrichtung 
verpfl ichtet, sofern nicht freiwillig die Mittelschule be-
sucht wird.“ 2Schülerinnen und Schüler, die die Jahr-
gangsstu fe 10 ohne Erfolg besucht haben, erhalten 
ein Jahreszeugnis; hierbei ist zu vermerken, dass die 
Schülerin oder der Schüler sich d er Abschlussprüfung 
ohne Erfolg unterzogen hat. 3Abs. 1 gilt e  ntsprechend. 
4Art. 30a Abs. 5 Satz 5 BayEUG bleibt unberührt.

(4) Schülerinnen und Schüler, die während des 
Schuljahres die Mittelschule verlassen, erhalten ei n 
Zwischenzeugnis, das als A  bgangszeugnis zu kenn-
zeichnen ist.

(5) Bei der Entlassung als Ordnungsmaßnah-
me (Art.  86 Abs.  2 Satz  1 Nr.  9 BayEUG) erhält die 
Schülerin oder der Schüler anstelle eines Zeugnisses 
eine Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs 
während des laufenden Schuljahres.
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(6) 1Schülerinnen und Schüler, die anstelle des 
Unterrichts im Fach Deutsch ausschließlich auf der 
Grundlage d es Lehrplans für das Fach Deutsch als 
Zweitsprache unterrichtet werden, erhalten eine 
Note für das Fach Deutsch als Zweitsprache. 2Auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten erhalten Schüle-
rinnen und Schüler, die neben einem Unterrich t auf 
der Grundlage des Lehrplans für das Fach Deutsch 
als Zweitsprache den Deuts chunterricht zumindest 
teilweise besuchen, eine Note im Fach Deutsch; die 
Leistungen aus dem Unterricht im Fach Deutsch als 
Zweitsprache werden in pädagogischer Ve rantwor-
tung einbezogen. 3Wird kein Antrag nach Satz 2 ge-
stellt, wird eine Note im Fach Deutsch als Zweitspra-
che erteilt.

(7) 1In den Jahreszeugnissen der Regelklassen in 
den Jahrgangsstufen 5 bis 8 und in den Jahreszeug-
nissen der Mittlere-Rei  fe-Klassen in den Jahrgangs-
stufen 7 bis 9 wird vermerkt, ob die Schülerin oder der 
Schüler in die nächsthöhere Klasse vorrückt. 2Lassen 
es die Leistungen der Schülerin oder des Schülers im 
ersten Schulhalbjahr fraglich erscheinen, ob am Ende 
des  Schuljahres die Erlaubnis zum Vorrücken erteilt 
werden kann, wird die Gefährdung im Zwischenzeug-
nis angegeben; in den Jahrgangsstufen 9 und 10 wer-
den die Erziehungsberechtigten von der Gefährdung 
des Erwerbs des erfolgreichen Abschlusses durch ein 
gesondertes Schreiben benachrichtigt.

(8) 1In Jahreszeugnissen und Abschlusszeugnissen 
soll die Tätigkeit in der Schülermitverantwortung und 
bei sonstigen freiwilligen Tätigkeiten für die Schulge-
meinschaft vermerkt werden. 2Ordnungsmaßnahmen 
werden in Abschlusszeugnissen und Jahreszeugnis-
sen nach Abs.  3 nicht, in anderen Jahreszeugnissen 
und in Übertrittszeugnissen nur aus besonderem An-
lass aufgeführt.

(9) Die Zeugnisse müssen den vom Staatsministe-
rium herausgegebenen Mustern entsprechen.

(10) 1Die Zeugnisnoten und die Bewertung des So-
zialverhaltens sowie des Lern- und Arbe  itsverhaltens 
werden von der Klassenleiterin oder vom Klassenlei-
ter im Einvernehmen mit den in der Klasse unterrich-
tenden Lehrkräften festgesetzt; die Bewertungen in 
den einzelnen Fächern e rfolgen auf Grund der Ein-
zelnoten für schriftliche, mündliche und praktische 
Leistungsnachweise in pädagogischer Verantwor-
tung. 2Wurden in einem Fach keine Leistungsnach-
weise erbracht, wi rd anstelle einer Zeugnisnote eine 
Bemerkung gegeben. 3Gleiches gilt für Schülerinnen 
un  d Schüler, die Förderunterricht Englisch nach § 36 
Abs. 10 erhalten haben.

(11) 1Schülerinnen und Schüler, die im Gymna-
sium in einer anderen ersten Fremdsprache als Eng-
lisch unterrichtet wurden und in die Mittelschule 
übertreten, erhalten bei einem Übertritt während der 
Jahrgangsstufe 5 im ersten Mittelschulzeugnis, bei ei-
nem Übertritt während der Jahrgangsstufe 6 in den 
nächsten zwei Mittelschulzeugnissen  nach dem Über-
tritt keine Note im Fach Englisch, soweit nicht die Er-
ziehungsberechtigten eine Benotung wünschen. 2Ent-

sprechendes gilt für Schülerinnen und Schüler, die 
in eine deutschsprachige Klasse eintreten und bisher 
keinen En  glischunterricht erhalten haben, sowie für 
Schülerinnen und Schüler, die aus einem Förderzent-
rum an die Mittelschule überwiesen werden.

(12) 1Bei Schülerinnen und Schülern, bei denen 
nach § 47 Abs. 3 von einer Benotung der Leistungen 
abgesehen wurde, sind in den Zeugnissen die Noten 
durch allgemeine Bewertungen zu ersetzen. 2Wenn 
in einzelnen Fächern benotete Leistungen erbracht 
wurden, können auch im Zeugnis Noten erteilt wer-
den. 3Soweit nach § 47 Abs.  2 zeitweilig auf eine Be-
wertung der Leistungen mit Noten verzichtet wurde, 
kann auf die Erteilung von Zeugnisnoten verzichtet 
werden; die Entscheidung trifft die Lehrerkonferenz. 
4Soweit Mobile Sonderpädagogische Dienste einge-
schaltet waren, sollen sie bei den   Bewertungen nach 
Satz 1 und bei der Erteilung von Noten nach Satz 2 
beteiligt werden.

(13) 1Das Zwischenzeugnis wird am Ende des ers-
ten Schulhalbjahres, d.h. am letzten Unterrichtstag 
der zweite n vollen Unterrichtswoche im Februar aus-
gestellt. 2Die Jahreszeugnisse und Abschlusszeugnis-
se werden am letzten  Unterrichtstag des Schuljahres 
ausgestellt, soweit nicht für Schülerinnen und Schüler 
in Abschlussklassen durch Bekanntmachung ein an-
derer Tag festgelegt ist.

(14) 1Auf Zwischenzeugnissen und Jahreszeug-
ni ssen bestätigt eine Erziehungsberechtigte oder ein 
Erziehungsberechtigter durch Unterschrift die Kennt-
nisnahme. 2Die Zwischenzeugnisse und Jahreszeug-
nisse sind nach Überpr  üfung der Kenntnisnahme 
zurückzugeben. 3Sätze 1 und 2 gelten nicht für Jah-
reszeugnisse nach Abs. 3.

Teil 6

Abschlüsse

Abschnitt 1

Erfolgreicher Abschluss der  Mittelschule
(vgl. Art. 7a Abs. 4 Satz 1 BayEUG)

§ 54

Erfolgreicher Abschluss 

(1) 1Der erfolgreiche Abschluss der Mittelschule 
ist erreicht, wenn in der Jahrgangsstufe 9 die Gesamt-
durchschnittsnote aus allen Vorrückungsfäc  hern min-
destens 4,00 beträgt und in höchstens drei Fächern 
eine schlechtere Note als die Note 4 erzielt wurde; die 
Note 6 zählt dabei wie zweimal die Note 5. 2Liegen die 
Voraussetzungen des Satzes 1 vor, so trägt die Schule 
auf Antrag in das Jahreszeugnis der  Jahrgangsstufe 
9 der Mittlere-Reife-Klasse folgenden Vermerk ein: 
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„Dieses Zeugnis schließt die Berechtigungen des er-
folgreichen Abschlusses der Mittelschule ein.“

(2) 1Staatlich genehmigte Mittelschulen könne  n 
dem Staatlichen Schulamt das Abschlusszeugnis zu-
sammen mit einer Dokumentation über die erbrach-
ten Leistungen im letzten Schuljahr vorlegen. 2Das 
Staatliche Schulamt bestätigt den Erwerb des erfolg-
reichen Abschlusses der Mittelschule, wenn sich aus 
dem Zeugnis und der Dokumentation ergibt, dass 
die Schüle rin oder der Schüler Leistungen erbracht 
hat, mit denen an einer staatlichen Mittelschule der 
erfolgreiche Abschluss der Mittelschule nach Abs. 1 
Satz 1 hätte zuerkannt werden können.

§ 55

Erwerb einer entsprechenden Schulbildung

(1) 1Eine dem erfolgreichen Abschluss   der Mit-
telschule entsprechende Schulbildung hat erworben, 
wer

1. in öffentlichen oder staatlich anerkannten Gym-
nasien, Realschulen oder  Wirtschaftsschulen 
im Jahreszeugnis der Jahrgangsst ufe 9 oder im 
Zeugnis über die entsprechende Feststellungs-
prüfung Noten erzielt hat, mit denen man auch 
die Jahrgangsstufe 9 der Mittelschule mit Erfolg 
besucht hätte,

2. die Berufsschule oder eine mindestens zweijäh-
rige berufl iche Vollzeitschule erfolgreich besucht 
hat oder

3. ein einjähriges Vollzeitschuljahr an der Berufs-
schule oder Berufsfachschule, ausgenommen Er-
gänzungsschule, erfolgreich abge schl ossen hat; 
Leistungen im fachpraktischen Bereich bleiben 
insoweit unberücksichtigt.

2Die Möglichkeit des Erwerbs des erfolgreichen Ab-
schlusses der Mittelschule nach den Bestimmungen 
der Volksschulordnung-F bleibt unberührt.

(2) In ein Zeugnis nach Abs.  1 trägt die zuletzt 
besuchte Schule auf Antrag folgenden Vermerk ein: 
„Die mit diesem Zeugnis nachgewiesene Schulbil-
dung schließt die Berechtigungen des erfolgreichen 
Abschlusses der Mittelschule ein.“

§ 56

Nachträglicher Erwerb

(1) Der erfolgreiche Abschluss der Mittelschule 
kann nachträglich durch eine Leistungsfeststellung 
erworben werden.

(2) 1Die Leistungsfeststellung erstreckt sich auf 
die Fächer Deutsch und Mathematik sowie nach Wahl 
der Bewerberin oder des  Bewerbers auf zwei der Fä-
cher Englisch, Physik/Chemie/Biologie, Geschichte/

Sozialkunde/Erdkunde und Arbeit-Wirtschaft-Tech-
nik. 2Für Bewerberinn en oder Bewerber mit nicht-
deutscher Muttersprache tritt auf Antrag an die Stelle 
des Fachs Englisch das Fach Muttersprache. 3Für Be-
werberinnen oder Bewerber mit nichtdeutscher Mut-
tersprache, die weniger als sechs Jahre eine deutsche 
Schule besucht haben, tritt auf  Antrag an die Stelle 
des Fachs Deutsch das Fach Deutsch als Zweitspra-
che.

(3) 1In der Leistungsfeststellung können sc  hrift-
liche und mündliche Leistungsnachweise oder eines 
von beiden verlangt werden. 2In den Fächern Deutsch 
und Mathematik sind schriftliche Arbeiten von der 
Dauer je einer Unterrichtsstunde zu fertigen. 3Die 
Dauer der Leistungsfeststellung beträgt für j ede Be-
werberin und jeden Bewerber zweimal zwei Stunden. 
4Bei der inhaltlichen Gestaltung der Leistungsfeststel-
lung soll auf die berufl iche Si tuation der Bewerberin 
oder des Bewerbers Rücksicht genommen werden.

(4) 1Zur Leistungsfeststellung wird zugelassen, 
wer die Vollzeitschulpfl icht erfüllt hat. 2Die Bewerbe-
rin oder der Bewerber kann sich der Leistungs  feststel-
lung an jeder Mittelschule mit einer Jahrgangsstufe 9 
unterziehen.

(5) 1Die Mittelschule bildet eine Feststellungs-
kommis sion. 2Diese besteht aus drei Lehrkräften, die 
an der Mittelschule unterrichten. 3Die Schulleiterin 
oder der Schulleiter  bestimmt das vorsitzende Mit-
glied und setzt unverzüglich den Zeitpunkt der Leis-
tungsfeststellung fest.

(6) 1Der erfolgreiche Abschluss der Mittelschule 
ist erworben, wenn die Durchschnittsnote aus allen 
Fächern der Leistungsfeststellung mindestens 4,00 
beträgt un  d in höchstens einem Fach eine schlechtere 
Note als die Note 4 erzielt wurde. 2Hierüber wir d ein 
Zeugnis ausgestellt.

(7) 1Der erfolgreiche Abschluss der Mittelschule 
ist auch nachgewiesen, wenn in der besonderen Leis-
tungsf  eststellung nach § 63 die Gesamtdurchschnitts-
note aus allen  Fächern mindestens 4,00 beträgt und in 
höchstens zwei Fächern eine schlecht ere Note als die 
Note 4 erzielt wurde; die Note 6 zählt dabei wie zwei-
mal die Note 5. 2Die Bewerberin oder der Bewerber 
erhält auf Antrag ein Ze  ugnis.

§  57

Praxisklasse

(1) 1Schülerinnen und Schüler, die mindestens im 
9. Schulbesuchsjahr sind und die eine Praxisklasse 
besuchen, haben die Möglichkeit, den erfolgreichen 
Abschluss der Mittelschule mit dem Bestehen einer 
theorieentlast eten Abschlussprüfung zu erlangen. 
2Für d  ie Prüfung ist an Schulen, die eine Praxisklas-
se führen, eine Prüfungskommission zu bilden; §  56 
Abs. 5 gilt entsprechend.

(2) 1Die Prüfung umfasst
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1. im Fach Deutsch einen schriftlichen und einen 
mündlichen Teil,

2. im Fach Mathematik einen schriftlichen Teil,

3. im Fächerverbund Arbeit-Wirtschaft-Technik, 
Geschichte/Sozialku nde/Erdkunde und Physik/
Chemie/Biologie insgesamt einen schriftlichen 
Teil,

4. eine P  rojektprüfung aus Arbeit-Wirtschaft-Tech-
nik.

2Die Prüfungsaufgaben werden von der Schule ge-
stellt. 3Die Arbeitszeit beträgt im Fach Deutsch 90 
Minuten, davon 75 Minuten für den schriftlichen, 15 
Minuten für den mündlichen Teil, im Fach Mathema-
tik 60 Min uten und in der schriftlichen Prüfung aus 
dem Bereich Arbeit-Wirtschaft-Technik, Geschichte/
Sozialkunde/Erdkunde und Physik/Chemie/Biol  ogie 
45 Minuten; für die Projektprüfung in Arbeit-Wirt-
schaft-Technik ist eine angemessene Prüfungszeit 
vorzusehen. 4Die Abschlussprüfung ist bestanden, 
wenn die Durchschnittsnote 4,0 oder besser ist. 5Die 
Durchschnittsnote errechnet sich aus der Summe der 
Noten aus den vier Prüfungsteilen nach Satz 1, wobei 
die Note der Projektprüfung doppelt z ählt; das Ergeb-
nis der Notensumme wird durch die Zahl 5  geteilt. 
6Schülerinnen und Schüler, die die Abschlussprüfung 
bestanden haben, erhalten ein Zeugnis über den er-
folgreichen Abschluss der Mittelschule.

(3) An der Prüfung können auch Schülerinnen und 
Schüler, die keine Praxisklasse besuchen, teilnehmen.

Abschnitt 2

Qualifi zierender Abschluss der Mittelschule
(vgl. Art. 7a Abs. 4 Satz 1 BayEUG)

§ 58

Besondere Leistungsfeststellung

(1) Die besondere Leistungsfes tstellung für den 
qualifi zierenden Abschluss der Mittelschule umfasst

1. für alle tei lnehmenden Schülerinnen und Schü-
ler die Fächer Deutsch und Mathematik und eine 
Projektprüfung, welche die Lerninhalte des Fachs 
Arbeit-Wirtschaft-Technik sowie des jeweiligen 
in der Jahrgangsstufe 9 besuchten berufs orientie-
renden Wahlpfl ichtfachs einschließt,

2. nach Wahl der Schülerin oder des Schülers eines 
der Fächer Englisch, Physik/Chemie/Biologie 
ode r Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde,

3. nach Wahl der Schülerin oder des Schülers eines 
der Fächer Religionslehre, Ethik, Sport, Musik, 
Kunst, Informatik, Buchführung, Werken/Texti-
les Gestalten; hierbei kann nur ein Fach gewählt 
werden, das di e Schülerin oder der Schüler als be-
notetes Fach besucht hat.

(2) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeut-
scher Muttersprache tritt auf Antrag ihrer Erziehungs-
berechtigten an die Stelle des Fachs Englisch das 
Fach Muttersprache, wenn das Staatsministerium für 
eine Muttersprache besondere Leistungsnachweise, 
deren Ergebnisse als Jahresfortgangsnote zu werten 
sind, und Prüfungsaufgaben anbieten kann, sofern 
die Schülerin oder der Schüler einen schulischen 
Leistungsnachweis in Muttersprache erbracht hat; zur 
Vorbereitung auf die besondere Leistungsfeststellung 
im Fach Muttersprache wird den Schülerinnen und 
Schülern empfohlen, soweit möglich einen Lehrgang 
Muttersprache zu besuchen. 2Für Schülerinnen und 
Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache, die we-
niger als sechs Jahre eine deutsche S chul e besucht 
haben, tritt auf Antrag ihrer Erziehungsberechtigten 
an die Stelle des Fachs Deutsch das Fach Deutsch als 
Zweitsprache. 3Auf Antrag der Erziehungsberechtig-
ten können an der besonderen Leistungsfeststellung 
nach §§ 58 bis 62 auch Schülerinnen und Schüler der 
Jahrgangsstufe 9 des Mittlere-Reife-Zugs teilnehmen; 
anstelle der Jahresfortgangsnoten sind die Noten des 
Zwischenzeugnisses in die Gesamtbewertung einzu-
beziehen.

(3) 1Die besondere Leistungsfeststellung besteht

1. aus einem schriftlichen Teil in den Fächern 
Deutsch, Mathematik, Englisch, Physik/Chemie/
Biologie, Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde, 
Deutsch als Zweitsp rache, Muttersprache, Religi-
onslehre, Ethik, Informatik, Buchführung,

2. zusätzlich aus einem mündlichen Teil in den Fä-
chern Englisch und Deutsch als Zweitsprache,

3. aus einem praktischen Teil in den Fächern Sport, 
Musik, Kunst, Informatik , Werken/Textiles Ge-
stalten; in den Fächern Musik und Kunst werden 
auch mündliche, im Fach Sport auch schriftliche 
Leistungen verlangt,

4. aus einer Projektprüfung mit schriftlichen, münd-
lichen und praktischen Lerninhalten des Fachs 
Arbeit-Wirtschaft-Technik sowie des jeweiligen 
in der Jahrgangsstufe 9 be such ten berufsorientie-
renden Wahlpfl ichtfachs.

2Schülerinnen und Schüler, die nicht die nach §  60 
Abs. 5 erforderliche Gesamtbewertung erzielt haben, 
können sich einer zusätzlichen mündlichen Prüfung 
in den Fächern Deutsch und Mathematik oder in ei-
nem von beiden unterziehen.

(4) 1Die Schülerinnen und Schüler können sich 
auch nur in einem oder mehreren der Fächer Eng-
lisch, Sport, Musik, Kunst, Informatik, Buchführung 
und Werken/Textiles Gestalten der besonderen Leis-
tungsfeststellung unterziehen. 2Die Teilnahme setzt 
den Besuch des entsprechenden Fachs voraus.

(5) Die Aufgaben werden in den Fächern Deutsch, 
Mathematik, Englisch, Deutsch als Zweitsprache und 
Muttersprache durch das Staatsministerium, in den 
übrigen Fächern durch die Schule gestellt.
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(6) Die Aufgaben der besonderen Leistungsfest-
stellung w erden im Rahmen der Lehrpläne der Jahr-
gangsstufe 9 gestellt.

(7) 1Die Arbeitszeit beträgt

1. in den Fächern Deutsch und Muttersprache je 180 
Minuten,

2. im Fach Mathematik 100 Minuten,

3. in den Fächern Englisch und Deutsch als Zweit-
sprac he i m schriftlichen Teil je 90 Minuten, im 
mündlichen Teil für jede Schülerin und jeden 
Schüler je 15 Minuten,

4. in den Fächern Physik/Chemie/Biologie und Ge-
schichte/Sozialkunde/Erdkunde je 60 Minuten,

5. in den Fächern Reli gionslehre und Ethik je 50 Mi-
nuten,

6. im schriftlichen Teil des  Fachs Sport 30 Minuten,

7. im Fach Musik 30 Minuten,

8. in den Fächern Kunst und Werken/Textiles Ge-
stalten je 150 Minuten,

9. im Fach Informatik 120 Minuten,

10. im Fach Buchführung 60 Minuten,

 11. im praktischen Teil der Projektprüfung im Fach 
Technik 240 Minuten, im Fach Wirtschaft 120 
Minuten und im Fach So zial es 150 Minuten; die 
Feststellungskommission kann für notwendige 
Phasen der Kommunikation der Gruppenmitglie-
der untereinander einen Zeitzuschlag von bis zu 
20 Minuten gewähren und die Arbeitszeit in den 
übrigen Teilen der Projektprüfung bestimmen.

2Die Dauer der zusätzlichen mündlichen Prüfung in 
den Fächern Deutsch und Mathematik beträgt je zehn 
Minuten.

(8) Im mündlichen Teil der Leistungsfeststellung 
im Fach Englisch können mehrere Schülerinnen und 
Schüler zusammengefasst werden.

§ 59

Feststellungskommission

(1) 1Zur Durchführung der besonderen Leistungs-
feststellung bildet die Schule eine Feststellungskom-
mission. 2Ihre Mitglieder sind die Schulleiterin oder 
der Schulleiter als vorsitzendes Mitglied, der ständige 
Vertreter und die Lehrkräfte, die in der Jahrgangs-
stufe 9 unterrichten. 3Das vorsitzende Mitglied kann 
weitere Lehrkräfte in die Feststellungskommission 
berufen. 4Von der Mitgliedschaft in der Feststellungs-
kommission und der Mitwirkung bei der besonderen 
Leistungsfeststellung ist ausgeschlossen, wer das Sor-

gerecht für eine teilnehmende Schülerin oder einen 
teilnehmenden Schüler hat oder zu ihr oder ihm in na-
hen persönlichen oder wirtschaftlichen Beziehungen 
steht. 5Kommt ein derartiger Ausschluss in Betracht, 
so ist dies spätestens bis zum 1. Oktober des der be-
sonde ren Leistungsfeststellung voraus  gehenden Jah-
res dem Staatlichen Schulamt anzuzeigen, das eine 
Sonderregelung tr ifft.

(2) 1D ie  Feststellungsk ommission entscheidet 
über die Auswahl der vom Staatsministerium gestell-
ten Aufgaben, die Festlegung der von der Schule zu 
stellenden Aufgaben, die Bestellung der Lehrkräfte, 
 die die besondere Leistungsfeststellung abnehmen, 
und trifft soweit erforderlich Entscheidu ngen nach 
§ 62 Abs. 1. 2Für die übrigen Entscheidungen ist das 
vorsitzende Mitglied zuständig. 3Es kann Angelegen-
heiten von grundsätzlicher oder erheblicher Bedeu-
tung der Feststellungskommission zur Entscheidung 
übertragen.

(3) 1Die Feststellungskommission entscheidet mit 
einfacher Mehrheit. 2Bei Stimmengleich heit entschei-
det die Stimme des vorsitzenden Mitglieds.

(4) 1Über die besondere Leistungsfeststellung 
werden eine Niederschrift und ein Verzeichnis er-
stellt, das für jede Schülerin und jeden Schüler in den 
gewählten Fächern die Ergebnisse der besonderen 
Leistungsfeststellung, die Jahresfortgangsnoten in 
diesen Fächern und die Gesamtnoten enthält. 2Die 
schriftlichen Leistungsnachweise sind zwei Schuljah-
re aufzubewahren.

§ 60

Bewertung der Leistungen

(1) Vor Beginn der besonderen Leistungsfeststel-
lung sind den teilnehmenden Schüler innen und Schü-
lern die Jahresfortgangsnoten in den Fächern mit-
zuteilen, die  in die besondere Leistungsfeststellung 
einfl ießen.

(2) 1Die Leistungen werden von je zwei Lehrkräf-
ten bewertet. 2Stimmt die Bewertung nicht überein 
und kommt keine Einigung zustande, wird die Note 
von dem vorsitzenden Mitglied festgesetzt.

(3) In Fächern, in denen zu praktischen Leistun-
gen auch mündliche oder schriftliche Leistungen ver-
langt werden, wird die Note in pädagogischer Verant-
wortung festgesetzt.

(4) 1Im Fall einer zusätzlichen mündlichen Prü-
fung in den Fächern Deutsch und Mathematik wird 
die schriftliche Leistung im Verhältnis zur mündlichen 
Leistung 2:1 gewichtet. 2Gleiches gilt für das Fach 
Deutsch als Zweitsprache im Verhältnis zu den jewei-
ligen Teilleistungen.

(5) Der qualifi zierende Abschluss der Mittelschule 
ist erreicht, wenn die Schülerin oder der Schüler in 
den Fächern der besonderen Leistungsfeststellung 



KWMBl Nr. 8/2013128138 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/2013

eine Gesamtbewertung von mindestens 3,0 erzielt 
hat; dabei bleibt die zweite Stelle nach dem Komma 
unberücksichtigt.

(6) 1Die Gesamtbewertung errechnet sich aus der 
Summe der Jahresfortgangsnoten und der Noten der 
besonderen Leistungsfeststellung. 2Dabei sind

1. in den Fächern Deutsch, Mathematik, Physik/
Chemie/Biologie, Geschichte/Sozialkunde/Erd-
kunde und Muttersprache die Jahresfortgangsno-
ten und die Noten der besonderen Leistungsfest-
stellung doppelt,

2. in den Fächern Englisch und Deutsch als Zweit-
sprache die Jahresfortgangsnoten doppelt und die 
Noten der besonderen Leistungsfeststellung ein-
fach,

3. im Projekt im Fach Arbeit-Wirtschaft-Technik so-
wie im Wahlpfl ichtfach die Jahresfortgangsnoten 
je einfach und die Note in der Projektprüfung 
doppelt und

4. in allen anderen Fächern die Jahresfortgangsno-
ten und die Noten der besonderen Leistungsfest-
stellung einfach 

zu zählen. 3Die Noten im schriftlichen und mündlichen 
Teil der besonderen Leistungsfeststellung in den Fä-
chern Englisch und Deutsch als Zweitsprache werden 
je einfach gewichtet. 4Die aus der Berechnung nach 
den Sätzen 1 bis 3 erzielte Notensumme wird durch 
den Teiler 18 geteilt.

§ 61

Zeugnis 

(1) 1Über den Erwerb des qualifi zierenden Ab-
schlusses der Mittelschule erhalten die Schülerinnen 
und Schüler zusätzlich zum Abschlusszeugnis ein 
besonderes Zeugnis. 2Dieses enthält die Gesamtbe-
wertung, die Gesamtnoten in den Fächern der beson-
deren Leistungsfeststellung und die im Projekt nach 
Maßgabe von § 60 Abs. 6 Satz 2 Nr. 3 erzielte Bewer-
tung. 3Bei der Bildung der Gesamtnoten werden die 
Jahresfortgangsnoten und die Noten der besonderen 
Leistungsfeststellung gleich gewichtet. 4In den Fä-
chern Englisch und Deutsch als Zweitsprache wird 
die Gesamtnote aus der doppelt gewichteten Jahres-
fortgangsnote und den einfach gewichteten Noten 
des schriftlichen Teils und des mündlichen Teils der 
besonderen Leistungsfeststellung gebildet.

(2) 1Bei Schülerinnen und Schülern, die auf Grund 
der Gesamtbewertung den qualifi zierenden Ab-
schluss der Mittelschule nicht erhalten, wird die in 
den Prüfungsfächern jeweils erzielte Gesamtnote in 
das Abschluss- oder Jahreszeugnis aufgenommen, 
soweit sie nicht zu einer Verschlechterung der Jahres-
fortgangsnote führt; insoweit wird die Teilnahme an 
der besonderen Leistungsfeststellung im Zeugnis wie 
folgt vermerkt: „Im Fach/In den Fächern/Im Bereich 

der Berufsorientierung ... hat sie/er sich einer beson-
deren Leistungsfeststellung unterzogen.“ 2Die in der 
Projektprüfung erzielte Note kann in der Bemerkung 
des Abschluss- oder Jahreszeugnisses wie folgt ver-
merkt werden: „Die Schülerin/Der Schüler hat sich 
einer Projektprüfung unterzogen und folgende Note 
erzielt: _____.“ 3Die Entscheidung über die Aufnahme 
in die Zeugnisbemerkung trifft die oder der Vorsitzen-
de der Feststellungskommission im Einvernehmen mit 
den Erziehungsberechtigten.

(3) In den Fällen des § 58 Abs. 4 werden die nach 
Abs. 1 erzielten Gesamtnoten in das Abschluss- oder 
Jahreszeugnis nach Maßgabe des Abs. 2 aufgenom-
men.

(4) Schülerinnen und Schüler, die in den Fällen 
der Abs. 2 oder Abs. 3 im Fach Englisch mindestens 
die Gesamtnote 4 erzielt haben, erhalten ein Zeugnis 
über den Nachweis erforderlicher Englischkenntnis-
se für den mittleren Schulabschluss der Berufsschule 
und Berufsfachschule und für den qualifi zierten be-
rufl ichen Bildungsabschluss.

§ 62

Nachholung

(1) 1Wer infolge eines nicht von ihm zu vertreten-
den Grundes an der besonderen Leistungsfeststel-
lung teilweise nicht teilgenommen hat, kann diese im 
laufenden Schuljahr oder zu Beginn des folgenden 
Schuljahres nachholen. 2Über die näheren Einzelhei-
ten, insbesondere die Anrechnung abgelegter Teile 
der besonderen Leistungsfeststellung, die Festlegung 
von Terminen und die Aufgabenstellung entscheidet 
die Feststellungskommission.

(2) Wer infolge eines nicht von ihm zu vertreten-
den Grundes an der gesamten besonderen Leistungs-
feststellung nicht teilgenommen hat, kann diese zu 
einem vom Staatsministerium allgemein festgesetzten 
Termin nachholen.

§ 63

Teilnahme anderer Bewerberinnen oder Bewerber, 
Gleichwertigkeitsanerkennung

(1) 1An der besonderen Leistungsfeststellung kön-
nen Bewerberinnen oder Bewerber teilnehmen, die 
die Jahrgangsstufe 9 oder 10 des Mittlere-Reife-Zugs 
besuchen und für die kein Antrag nach § 58 Abs. 2 
Satz 3 gestellt wurde oder die nicht Schülerinnen oder 
Schüler einer öffentlichen oder staatlich anerkannten 
Mittelschule sind. 2Schülerinnen oder Schüler einer 
anderen Schule als einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten Mittelschule müssen sich jedoch min-
destens in der Jahrgangsstufe 9 befi nden.

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber müssen 
den Antrag unter Angabe der von ihnen gewählten 
Fächer jeweils ein Fach nach § 58 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 
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bis zum 1. März an der Mittelschule stellen, in deren 
Sprengel sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
2Später eingehende Anträge können nur in begrün-
deten Ausnahmefällen berücksichtigt werden. 3Das 
Staatliche Schulamt kann für Schülerinnen oder Schü-
ler einer anderen Schule als einer öffentlichen oder 
staatlich anerkannten Mittelschule eine von Satz  1 
abweichende Zuständigkeit für die Durchführung der 
besonderen Leistungsfeststellung bestimmen.

(3) 1Bei der Festlegung der Gesamtnoten werden 
Jahresfortgangsnoten nicht miteinbezogen. 2Zur Er-
rechnung der Gesamtbewertung wird die erzielte No-
tensumme durch den Teiler 9 geteilt.

(4) 1Anträge mehrerer Bewerberinnen und Bewer-
ber, die gemeinsam an einer staatlich genehmigten 
Mittelschule unterrichtet werden, sollen von dieser 
Schule bei der prüfenden öffentlichen Schule ge-
sammelt eingereicht werden. 2Die Abschlussprüfung 
ist in den Räumen der staatlich genehmigten Schu-
le abzunehmen, wenn diese dafür geeignet sind und 
die Belange der prüfenden Schule es zulassen. 3Das 
vorsitzende Mitglied der Feststellungskommission 
soll Lehrkräfte der staatlich genehmigten Schule bei 
der Auswahl der zentral gestellten Prüfungsaufgaben 
mitwirken lassen. 4In die Feststellungskommission 
sollen Lehrkräfte der staatlich genehmigten Schule 
mit der Befähigung für das Lehramt an Mittelschu-
len berufen werden. 5Sie sollen, soweit Schülerinnen 
und Schüler der staatlich genehmigten Schule betrof-
fen sind, bei der Korrektur der Prüfungsarbeiten und 
bei den mündlichen Prüfungen nach Anweisung des 
vorsitzenden Mitglieds der Feststellungskommission 
mitwirken. 6Entscheidungen nach den Sätzen 2, 4 und 
5 trifft das vorsitzende Mitglied der Feststellungskom-
mission.

(5) 1Bei der Organisation, Durchführung und Be-
wertung der Projektprüfung von Bewerberinnen und 
Bewerbern, die das Gymnasium, die Realschule oder 
die Wirtschaftsschule besuchen, sollen Lehrkräfte der 
jeweiligen Schulart hinzugezogen werden. 2Hierüber 
entscheidet die Feststellungskommission.

(6) 1Schülerinnen und Schüler von Berufsschulen 
und Berufsfachschulen sowie Bewerberinnen und Be-
werber, die keine Schule mehr besuchen, können sich 
der besonderen Leistungsfeststellung im Fach Eng-
lisch unterziehen; Abs.  2 gilt entsprechend. 2Bewer-
berinnen und Bewerber, die mindestens die Gesamt-
note 4 erzielt haben, erhalten ein Zeugnis über den 
Nachweis erforderlicher Englischkenntnisse für den 
mittleren Schulabschluss der Berufsschule und Be-
rufsfachschule und für den qualifi zierten berufl ichen 
Bildungsabschluss.

(7) Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend für Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die auf Grund der Gesamtbe-
wertung den qualifi zierenden Abschluss der Mittel-
schule nicht erhalten.

(8) Über die Gleichwertigkeit von deutschen 
Schulabschlüssen mit dem qualifi zierenden Abschluss 
der Mittelschule entscheidet das Staatsministerium.

Abschnitt 3

Mittlerer Schulabschluss an der Mittelschule
(vgl. Art. 7a Abs. 4 Satz 2, Art. 25 Abs. 1 Satz 2 Nr.1 

und Art. 54 BayEUG)

§ 64

Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung umfasst für alle Schüle-
rinnen und Schüler die Fächer Deutsch, Mathematik 
und Englisch sowie eine Projektprüfung gemäß § 58 
Abs. 1 Nr. 1.

(2) Die Abschlussprüfung im Fach Englisch wird 
auf Antrag bei Schülerinnen und Schülern mit nicht-
deutscher Muttersprache durch eine Prüfung in der 
nichtdeutschen Muttersprache ersetzt, wenn der An-
trag bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufe 9 oder 10 
gestellt und genehmigt worden ist.

(3) 1Die Abschlussprüfung besteht

1. im Fach Deutsch aus einer schriftlichen und 
mündlichen Prüfung in Form eines Referats,

2. im Fach Mathematik aus einer schriftlichen Prü-
fung,

3. im Fach Englisch aus einer schriftlichen und 
mündlichen Prüfung,

4. aus einer Projektprüfung mit schrif tlichen, münd-
lichen und praktischen Lerninhalten des Fachs 
Arbeit-Wirtschaft-Technik sowie des jeweiligen 
in der Jahrgangsstufe 10 besuchten berufsorien-
tierenden Wahlpfl ichtfach s.

2Die Abschlussprüfung im Fach Muttersprache be-
steht aus einer schriftlichen Prüfung als Fernprüfung.

(4) 1Die Aufgaben werden für die schriftliche Prü-
fung in den Fächern Deutsch, Mathematik, Englisch 
und Muttersprache vom Staatsministerium, in den üb-
rigen Fächern durch die Schule gest  ellt. 2Die mündli-
che Prüfung im Fach Deutsch kann ab Mai abgenom-
men werden.

(5) Die Aufgaben der Abschlussprüfung werden 
im Rahmen der Lehrpläne der Jahrgangsstufe 10 ge-
stellt.

(6) Die Arbeitszeit beträgt

1. im Fach Deutsch für die schriftliche Prüfung 200 
Minuten und für die mündliche Prüfung in Form 
eines Referats 15 Minuten,

2. im Fach Mathematik 150 Minuten,

3. im Fach Englisch für die schriftliche Prüfung 120 
Minuten und für die  mündliche Prüfung 15 Minu-
ten,
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4. im praktischen Teil der Projektprüfung im Fach 
Technik 240 Minuten, im Fach Wir tschaft 120 
Minuten und im Fa  ch Soziales 150 Minuten; die 
Feststellungskommission kann für notwendige 
Phasen der Kommunikation der Gruppenmitglie-
der untereina nder einen Zeitzuschlag von bis zu 
20 Minuten gewähren und die Arb eitszeit in den 
übrigen Teilen der Projektprüfung bestimmen,

5. im Fach  Muttersprache 120 Minuten.

(7) In der mündlichen Prüfung im Fach Englisch 
können mehrere Schülerinnen  und Schüler zusam-
mengefasst werden.

§ 65

Prüfungsausschuss

1Zur Durchführung der Abschlussprüfung bildet 
die Schule einen Prüfungsausschuss. 2§  59 gilt ent-
sprechend.

§ 66

Bewertung der Leistungen

(1) Vor Beginn der schriftlichen Abschlussprüfung 
sind die Jahresfortgangsnoten in den Prüfungsfächern 
einschließlich des Fachs Arbeit-Wirtschaft-Technik 
und des berufsorientierenden Wahlpfl ichtfachs fest-
zusetzen und den Schülerinnen und Schülern mitzu-
teilen.

(2) 1Die Prüfungsleistungen werden von je zwei 
Lehrkräften bewertet. 2Stimmt die Bewertung nicht 
überein und kommt eine Einigung nicht zustande, 
wird die Note vom vorsitzenden Mitglied festgesetzt.

(3) 1Die schriftliche Leistung wird im Verhältnis 
zur mündlich en Prüfung im Fach Deutsch 3:1, im Fach 
Englisch 2:1 gewichtet. 2Die Projektprüfung wird dop-
pelt gewichtet.

(4) 1Schülerinnen und Schüler können   sich frei-
willig der mündlichen Prüfung unterziehen,

1. in den Prüfungsfächern Deuts ch, Mathematik 
und Englisch, wenn sich Jahresfortgangsnote und  
Prüfungsnote um eine Notenstufe unterscheiden 
und nach Auffassung des Prüfungsausschusses 
die schlechtere Note als Gesamtnote festzusetzen 
wäre,

2. in einem sonstigen Abschlussfach, wenn die Leis-
tungen mit der Jahresfortgangsnote 5 oder 6 be-
wertet worden sind.

2Im Projekt fi ndet keine mündliche Prüfung statt. 3Die 
Note der mündlich en Prüfung wird im Verhältnis zur 
Prüfungsnote (Satz 1 Nr. 1) oder zur Jahresfortgangs-
note (Satz 1 Nr. 2) 1:2 gewichtet.

(5) 1Der   Prüfungsausschuss stellt nach der schrift-
lichen bzw. praktischen Prüfung fest, ob die Vor-
aussetzungen für die Teilnahme an der mü ndlichen 
Prüfung vorliegen. 2Steht fest, dass   die Abschlussprü-
fung auch unter Berücksichtigung einer mündlichen 
Prüfung nicht bestanden werden kann, so entfällt die 
mündliche Prüfung.

(6) Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung; 
sie dauert je Fach zehn Minuten.

(7) Nach Abschluss der mündlichen Prüfungen 
setzt der Prüfungsausschuss die Prüfungsnoten und 
Gesamtnoten fest.

(8) 1Die Gesamtnote wird ermittelt

1. in den Prüfungsfächern aus der Jahresfortgangs-
note und der Prüfungsnote,

2. im Proj ekt aus den Jahresfortgangsnoten im Fach 
Arbeit-Wirts chaft-Technik sowie im berufsorien-
tierenden Wahlpfl ichtfach und aus der doppelt 
gewichteten Projektprüfung.

2In den Prüfungsfächern gibt in der Regel  die  Prü-
fungsnote den Ausschlag. 3Die Jahresfortgangsnote 
kann nur dann überwiegen, wenn sie nach dem Ur-
teil des Prüfungsausschusses der Gesamtleistung der 
Schülerin oder d es Schülers in dem betreffenden Fach 
mehr entspricht als die Prüfungsnote. 4In Nichtprü-
fungsfächern gelten die Jahresfortgangsnoten als Ge-
samtnoten; mündliche Prüf ungen werden nach Maß-
gabe von Abs. 4 Sätzen 2 und 3 berücksichtigt.

(9) 1Auf Grund der  Gesamtnoten entscheidet der 
Prüfungsausschuss über das Bestehen der Abschluss-
prüfung. 2Sie ist nicht bestanden bei

1. Gesamtnote 6 in einem Abschlussfach, sofern 
nicht Notenausgleich gewährt wird,

2. Gesamtnote 5 in zwei Abschlussfächern, sofern 
nicht Notenausgleich gewährt wird,

3. Gesamtnote 6 im Fach Deutsch,

4. Note 6 in der Projektprüfung.

3Abschlussfächer sind alle Fächer mit Ausnahme de s 
Fachs Sport.

(10) 1Schülerinnen und Schülern mit Gesamtnote 
6 in einem Absch lussfach oder Gesamtnote 5 in zwei 
Abschlussfächern kann vom Prüfungsausschuss No-
tenausgleich gewährt werden, wenn sie

1. in einem Abschlussfach die Gesamtnote 1 oder

2. in zwei Abschlussfächern die Gesamtnote 2 oder

3. in drei Abschlussfächern die Gesamtnote 3

erreicht haben. 2Die Gesamtnote im Projekt ist als Ge-
samtnote in zwei Abschlussfächern zu werten.
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§ 67

Nachholung und  Wie derholung

(1) Wer infolge eines nicht von ihm zu vertreten-
den Grundes an der Abschlussprüfung ganz od er teil-
weise nicht teilgenommen hat, kann diese zu einem 
vom Staatsministerium festgesetzten Termin nachho-
len.

(2) 1Eine nicht bestandene Abschlussprüfung 
kann nur einmal zum nächsten Prüfungstermin wie-
derholt werden. 2Voraussetzung ist der nochmalige 
Schulbesuch. 

(3 ) 1Die Abschlussprüfung kann zur Notenver-
besserung einmal wiederh olt w erden. 2Soll zu diesem 
Zweck die Jahrgangsstufe wiederholt werden, bedarf 
dies der Genehmigung der Schulleiterin oder des 
Schulleiters.

§ 68

Teilnahme anderer Bewerberinnen oder Bewerber

(1) 1An der Abschlussprüfung können Bewerbe-
rinnen oder Bewerber teilnehmen, die nicht Schüle-
rinnen oder Schüler einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannte n Mittelschule sind. 2Schülerinnen oder 
Schüler einer anderen Schule als einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Mittelschule müssen sich 
je doch mindestens in der Jahrgangsstufe 10 befi nden.

(2) 1Die Bewerberinnen und Bewerber müssen 
den Antrag bis zum 1. März an der Mittelschule stel-
len, die eine Jahrgangsstufe 10 führt u nd in deren 
Einzugsbereich sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. 2Später eingehende Anträge können nur in  
begründeten Ausnahmefällen berücksichtigt werden.

( 3) 1Gegenstand der Abschlussp rüfung sind  die 
Prüfungsfächer nach §  64 Abs.  1, ferner die Fächer 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde und Physik/Che-
mie/Biologie; §  64 Abs.  2 gilt entsprechend, soweit 
die Bewerberin oder der Bewerber aus nicht selbst zu 
vertretenden Grü nden keine hinreichenden Leistun-
gen im Fach  Englisch erbringen kann. 2Die Durchfüh-
rung der Abschlussprüfung in den Fächern nach § 64 
Abs. 1 sowie im Projekt richtet sich nach § 64. 3Die Be-
werberinnen und Bewerber können sich freiwillig ei-
ner mündlichen Prüfung in den Fächern unterziehen, 
in denen sie die Note 5 oder 6 erzielt haben, höchstens 
jedoch in zwei Fäc hern; § 66 Abs.  5 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 4In der Projektprüfung kann keine münd-
liche Prüfung abgelegt werden. 5In den Fächern Ge-
schichte/Sozialkunde/Erdkunde und Physik/Chemie/
Biologie fi nden mündliche  Prüfungen mit einer Dauer 
von jeweils mindestens 15 Minuten statt; hierbei soll 
auf Lehrplaninhalt e der Jahrgangsstufe 10 eingegan-
gen werden, mit denen sich die Bewerberin oder der 
Bewerber besonders gründlich beschäftigt hat. 6Min-
destens die Hälfte der Prüfungszeit muss den ande-
ren Lerninhalten des Lehrplans der Jahrgangsstufe 10 
vorbehalten bleiben.

(4) Für die Teilnahme anderer Bewerberinnen 
und Bewerber, die staatlich genehmigte Mitt elschulen 
besuchen, gilt § 63 Abs. 4 entsprechend.

(5) 1Die Gesamtnoten der Abschlussfächer er-
geben sich ausschließlich aus den in der Prüfung 
erbrachten Leistungen. 2Die Note einer freiwilligen 
mündlichen Prüfungsleistung wird im Verhältnis zur 
Note der bisher erbrachten Prüfungsleistungen 1:2 
gewichtet. 3Das Bestehen der Abschlussprüfung rich-
tet sich  nach § 66 Abs. 9 und 10.

Abschnitt 4

Qualifi zierter berufl icher Bildun gsabschluss
(vgl. Art. 7a Abs. 5 BayEUG)

§ 69

Zuerkennung

(1) 1Für die Zuerkennung des qualifi zierten be-
rufl ichen Bildungsabschlusses muss ein Berufsab-
schluss mit einem Notendurchschnitt von mindestens 
3,0 im Abschlusszeugnis einer staatlich anerkannten 
Berufsausbildung mit einer Regelausbildungsdauer 
von mindestens zwei Jahren nachgewiesen werden. 
2Teilnoten werden gleich gewichtet, wenn im Zeugnis 
keine Gesamtnote festgesetzt ist.

(2) Die geforderten Englischkenntnisse werden 
nachgewiesen durch die Note „ausreichend“ in die-
sem Fach

1. im Abschlusszeugnis einer  Mittelschule über den 
e rfolgreichen  oder qualifi zierenden Abschluss 
oder

2. im Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9 oder 10 
eines Gymnasiums  mit Englisch als erster Fremd-
sprache, einer Realschule, einer Wirtschaftsschule 
oder einer Schule besonderer Art oder

3. im Zeugnis über den Na chweis erforderlicher 
Englischkenntnisse für den mittleren Schulab-
schluss der Berufsschule und Berufsfachschule 
und für den qualifi zierten berufl ichen Bildungs-
abschluss (§ 63 Abs. 6) oder  

4. im Abschlusszeugnis der Berufsschule oder Be-
rufsfachschule im Pfl ichtfach oder Wahlfach; dem 
Abschlusszeugnis der Berufsfachschule steht das 
Jahreszeugnis des letzten Schuljahres der Berufs-
fachschule gleich.

(3) Liegt dem qualifi zierten berufl ichen Bildungs-
abschluss eine dem qualifi zier enden Hauptschul-
abschluss bzw. qualifi zierenden Abschluss der Mit-
telschule als gleichwertig anerkannte Schulbildung 
zugrunde, so sind die vom Staatsministerium be-
stimmte n Mittelschulen für die Ausstellung des Zeug-
nisses zuständig.
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Teil 7

Schlussbestimmungen

§ 70

Änderung der Volksschulordnung

Die Schulordnung für die Grundschulen und 
Hauptschulen (Volksschulen) in Bayern (Volksschul-
ordnung – VSO) vom 11. September 2008 (GVBl 
S.  684, BayRS 2232-2-UK), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 2. September 2012 (GVBl S. 453), 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Schulordnung für die Grundschulen in Bayern 
(Grundschulordnung – GrSO)“.

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift des Teils 2 wird das Wort 
„,Schulforum“ gestrichen.

b) §§ 10 bis 13 werden aufgehoben.

c) Die bisherigen §§ 14 bis 21 werden §§ 10 bis 
17.

d) Teil 2 Abschnitt 6 wird aufgehoben.

e) Der bisherige Teil 2 Abschnitt 7 wird Teil 2 
Abschnitt 6.

f) Die bisherigen §§ 23 bis 25 werden §§ 18 bis 
20.

g) Der bisherige §  26 wird §  21; in der Über-
schrift wer den die Worte „in die Volksschule“ 
gestrichen.

h) Die bisherigen §§ 27 und 27a werden §§ 22 
und 23.

i) De r bisherige §  28 wird §  24; in der Über-
schrift w  erden die Worte „eine Volksschule 
zur sonderpädagogischen Förderung“ durch 
die Worte „ein Förderzentrum“ ersetzt.

j) Der bisherige § 29 wird § 25.

k) Die bisherigen §§ 30 und 31 werden aufgeho-
ben.

l) Der bisherige § 32 wird § 26.

m) Der bisherige §  33 wird §  27; in der Über-
schrift wird das Wort „Wahlpfl ichtfächer,“ ge-
strichen.

n) Die bisherigen §§  34 bis 46 werden §§  28 
bis 40.

o) Der bisherige § 47 wird aufgehoben.

p) Der bisherige § 48 wird § 41.

q) In der Überschrift des Teils 5 Abschnitt 3 wird 
das Wort „Schülerliste,“ gestrichen.

r) Der bisherige §  49 wird §  42; in der Über-
schrift werden die Worte „und Schülerliste“ 
gestrichen.

s) Der bisherige § 50 wird § 43.

t) Teil 6 wird aufgehoben.

u) Der bisherige Teil 7 wird Teil 6.

v) Der bisherige §  66 wird §  44; in der Über-
schrift wird das Wort „, Außerkrafttreten“ ge-
strichen.

w) In der Überschrift der Anlage 2 werden die 
Worte „der Grundschule“ gestrichen.

x) Anlage 3 wird aufgehoben.

y) Die bisherige Anlage 4 wird Anlage 3.

z) Die bisherigen Anlagen 5 und 6 werden auf-
gehoben.

3. In § 1 Satz 1 werden die Worte „und Hauptschu-
len (Volksschulen)“ gestrichen.

4. In der Überschrift des Teils 2 wird das Wort 
„,Schulforum“ gestrichen.

5. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „Schulforums, an 
Grundschulen des Elternbeirats,“ durch das 
Wort „Elternbeirats“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz  1 wird das Wort „Drucksachen“ 
durch das Wort „Druckschriften“ ersetzt. 

bb) In Satz  2 Halbsatz  1 wird die Zahl „20“ 
durch die Zahl „16“ ersetzt.

6. §§ 10 bis 13 werden aufgehoben.

7. Der bisherige § 14 wird § 10; Abs. 4 wird aufgeho-
ben.

8. Die bisherigen §§ 15 und 16 werden §§ 11 und 12.

9. Der bisherige § 17 wird § 13; in Abs. 6 wird das 
Wort „Volksschule“ durch das Wort „Grundschu-
le“ ersetzt.

10. Der bisherige § 18 wird § 14.

11. Der bisherige § 19 wird § 15; in Abs. 4 Satz 1 wird 
die Zahl „17“ durch die Zahl „13“ ersetzt.
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12. Der bisherige §  20 wird §  16; in Abs.  5 Satz  2 
Halbsatz 2 wird die Zahl „40“ durch die Zahl „34“ 
ersetzt.

13. Der bisherige § 21 wird § 17 und wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 2 Satz 7 wird die Zahl „17“ durch die 
Zahl „13“ ersetzt.

b) In Abs. 3 werden die Zahl „19“ durch die Zahl 
„15“ und die Zahl „20“ durch die Zahl „16“ 
ersetzt.

14. Teil 2 Abschnitt 6 wird aufgehoben.

15. Der bisherige Teil 2 Abschnitt 7 wird Teil 2 Ab-
schnitt 6.

16. Der bisherige § 23 wird § 18 und wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 1 entfällt die Absatzbezeichnung.

b) Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.

17.  Der bisherige § 24 wird § 19 und wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Schulfo-
rum, an Grundschulen im Einvernehmen mit 
dem Elternbeirat,“ durch das Wort „Eltern-
beirat“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 3 werden die Worte „Schulfo-
rums, bei Grundschulen nach Anhörung des“ 
gestrichen.

18. Der bisherige § 25 wird § 20; in Abs. 1 Satz 2 wird 
jeweils das Wort „Volksschulen“ durch das Wort 
„Grundschulen“ ersetzt. 

19. Der bisherige § 26 wird § 21 und wie folgt geän-
dert:

a) In der Überschrift werden die Worte „in die 
Volksschule“ gestrichen.

b) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Ein Kind, das nach Art. 37 BayEUG 
schulpfl ichtig wird oder werden soll, ist von 
den Erziehungsberechtigten zum Anmelde-
termin an der öffentlichen Grundschule, in 
deren Sprengel es seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat, oder an einer privaten Grund-
schule anzumelden, soweit nicht eine unmit-
telbare Anmeldung am Förderzentrum nach 
den Bestimmungen der Volksschulordnung-F 
(VSO-F) erfolgt.“ 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz  6 werden die Worte „an der 
Volksschule“ durch die Worte „an der 

Grundschule“ und die Worte „an der vo-
raussichtlich zuständigen Volksschule zur 
sonderpädagogischen Förderung“ durch 
die Worte „an dem voraussichtlich zu-
ständigen Förderzentrum“ ersetzt.

bb) In Satz 7 werden in Halbsatz 1 das Wort 
„Volksschule“ durch das Wort „Grund-
schule“ und in Halbsatz 2 die Zahl „28“ 
durch die Zahl „24“ ersetzt.

cc)  In Satz  8 werden in Halbsatz  1 jeweils 
das Wort „Volksschule“ durch das Wort 
„Grundschule“ und in Halbsatz  2 die 
Zahl „28“ durch die Zahl „24“ ersetzt. 

d)  In Abs. 6 wird jeweils das Wort „Volksschule“ 
durch das Wort „Grundschule“ ersetzt.

20. Der bisherige § 27 wird § 22 und wie folgt geän-
dert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2; nach dem 
Wort „ausländische“ werden die Worte 
„Schülerinnen und“ eingefügt.

21. Der bisherige § 27a wird § 23.

22. Der bisherige § 28 wird § 24 und wie folgt geän-
dert:

a) In der Überschrift werden die Worte „eine 
Volksschule zur sonderpädagogischen Förde-
rung“ durch die Worte „ein Förderzentrum“ 
ersetzt.

b) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Klassenleiterin oder der Klassen-
leiter meldet nach eingehender Erörterung 
mit den Erziehungsberechtigten Schülerin-
nen und Schüler, die auf Grund des mögli-
chen Vorliegens der Voraussetzungen nach 
Art. 41 Abs. 5 BayEUG für eine Überweisung 
an ein Förderzentrum in Betracht kommen, 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter, legt 
den hierfür maßgeblichen Sachverhalt dar, 
berichtet über den vermuteten sonderpäd-
agogischen Förderbedarf sowie die bisher 
durchgeführten Fördermaßnahmen und gibt 
einen Überblick über die Schulleistungen und 
das Lernverhalten; eine vorhandene Stellung-
nahme der Mobilen Sonderpädagogischen 
Dienste ist beizufügen.“

c) In Abs.  2 Satz  1 werden die Worte „der vo-
raussichtlich zuständigen Volksschule zur 
sonderpädagogischen Förderung“ durch die 
Worte „dem voraussichtlich zuständigen För-
derzentrum“ ersetzt.

d) In Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 werden je-
weils die Worte „eine Volksschule zur sonder-
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pädagogischen Förderung“ durch die Wor-
te „ein Förderzentrum“ und die Worte „die 
Volksschule“ durch die Worte „die Grund-
schule“ ersetzt.

e) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „eine Volks-
schule zur sonderpädagogischen Förde-
rung“ durch die Worte „ein Förderzen-
trum“ und die Worte „die Volksschule“ 
durch die Worte „die Grundschule“ er-
setzt.

bb) In Satz  2 wird das Wort „Volksschule“ 
durch das Wort „Grundschule“ ersetzt.

f) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz  1 werden die Worte „ob die 
Volksschule“ durch die Worte „ob die 
Grundschule“ und jeweils die Worte „die 
Volksschule zur sonderpädagogischen 
Förderung“ durch die Worte „das Förder-
zentrum“ ersetzt.

bb) In Satz  2 werden die Worte „der Volks-
schule zur sonderpädagogischen Förde-
rung“ durch die Worte „des Förderzent-
rums“ ersetzt.

cc) In Satz 4 werden die Worte „eine Volks-
schule zur sonderpädagogischen Förde-
rung“ durch die Worte „ein Förderzent-
rum“ ersetzt.

g) In Abs.  7 Satz  1 werden die Worte „eine 
Volksschule“ durch die Worte „eine Grund-
schule“, die Worte „einer Volksschule zur 
sonderpädagogischen Förderung“ durch die 
Worte „einem Förderzentrum“ und die Wor-
te „die Volksschule“ durch die Worte „die 
Grundschule“ ersetzt.

23. Der bisherige § 29 wird § 25 und wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte 
„, 4 und 6“ durch die Worte „und 4“ und das 
Wort „Volksschule“ durch das Wort „Grund-
schule“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Volksschulen“ 
durch das Wort „Grundschulen“ ersetzt.

c) In Abs. 3 wird jeweils die Zahl „50“ durch die 
Zahl „43“ ersetzt.

d) Abs. 5 wird aufgehoben.

e) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5.

24. Die bisherigen §§ 30 und 31 werden aufgehoben.

25. Der bisherige § 32 wird § 26.

26. Der bisherige § 33 wird § 27 und wie folgt geän-
dert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Wahlpfl icht-
fächer,“ gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 entfällt die Satznummerierung.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

c) In Abs.  2 Satz  2 werden die Worte „, in 
Schulverbünden nach Art. 32a Abs.  1 und 
2 BayEUG die Leiterin oder der Leiter einer 
Schule,“ gestrichen.

d) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben.

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sät-
ze 1 und 2.

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3; die Wor-
te „Wahlpfl ichtfächern, Wahlfächern,“ 
werden gestrichen.

dd) Der bisherige Satz 5 wird aufgehoben.

e) Abs. 4 bis 6 werden aufgehoben.

f) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 4 und wie folgt 
geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Wahlfächern 
und“ gestrichen.

bb) In Satz 2 werden die Worte „eines Wahl-
fachs oder“ gestrichen.

g) Die bisherigen Abs.  8 und 9 werden Abs.  5 
und 6.

h) Die bisherigen Abs. 10 und 11 werden aufge-
hoben.

27. Der bisherige § 34 wird § 28 und wie folgt geän-
dert.

a) In Abs. 1 wird das Wort „Volksschule“ durch 
das Wort „Grundschule“ ersetzt.

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die bei der Errichtung der Klasse er-
forderliche Zustimmung der Schulaufwands-
träger (Art.  30a Abs.  9 Satz  1 BayEUG) soll 
den Zeitraum bis einschließlich der Jahr-
gangsstufe 4 umfassen.“

28. Der bisherige § 35 wird § 29; in Abs. 1 Satz 4 wird 
das Wort „Volksschule“ durch das Wort „Grund-
schule“ ersetzt.
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29. Der bisherige § 36 wird § 30; Abs. 4 wird aufgeho-
ben.

30. Der bisherige § 37 wird § 31; Abs. 2 wird wie folgt 
geändert:

a) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Satz  3 wird Satz  2; die Worte 
„Schulforum, an Grundschulen mit dem“ 
werden gestrichen.

31. Der bisherige § 38 wird § 32; Abs.  1 Halbsatz 2 
wird gestrichen.

32. Der bisherige § 39 wird § 33; in Abs. 1 Satz 1 wer-
den die Worte „und die Hauptschule“ gestrichen.

33. Der bisherige § 40 wird § 34 und wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „Schulfo-
rum, bei Grundschulen mit dem Elternbei-
rat,“ durch das Wort „Elternbeirat“ ersetzt.

b) In Abs.  2 Satz  5 werden die Worte „Schul-
forums, in der Grundschule nach Anhörung 
des“ gestrichen.

34. Der bisherige § 41 wird § 35.

35. Der bisherige § 42 wird § 36 und wie folgt geän-
dert:

a) In Satz  1 werden die Worte „in der Grund-
schule“ und die Worte „, in der Hauptschule 
in ein bis zwei Stunden“ gestrichen.

b) In Satz 2 Halbsatz 2 werden die Worte „Schul-
forum, an Grundschulen im Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat,“ durch das Wort „El-
ternbeirat“ ersetzt.

36. Der bisherige § 43 wird § 37; Abs. 2 wird wie folgt 
geändert:

a) In Satz  2 werden die Worte „In der Grund-
schule müssen sie“ durch die Worte „Sie müs-
sen“ ersetzt.

b) Satz 3 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.

d) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4 und wie folgt 
geändert:

aa) In Halbsatz  1 werden die Worte „In der 
Grundschule darf an einem Tag“ durch 
die Worte „An einem Tag darf“ ersetzt.

bb) Halbsatz 2 wird gestrichen.

e) Der bisherige Satz 6 wird Satz 5.

37. Der bisherige § 44 wird § 38. 

38. Der bisherige § 45 wird § 39 und wie folgt geän-
dert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz  1 werden die Worte „sowie bei 
Abschlussprüfungen“ gestrichen.

bb) In Satz 3 werden die Worte „bzw. die für 
die Prüfung eingesetzte Kommission“ ge-
strichen.

b) In Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte 
„Grund- bzw. Mittelschule“ durch das Wort 
„Grundschule“ ersetzt.

39. Der bisherige § 46 wird § 40 und wie folgt geän-
dert: 

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Zahl „50“ durch die 
Zahl „43“ ersetzt.

b) In Abs. 2 werden die Worte „mit 8“ durch die 
Worte „und 4“ ersetzt.

c) Abs. 4 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Abs.  5 wird Abs.  4; in Satz  1 
werden die Worte „den Abs. 3 und 4“ durch 
die Worte „Abs. 3“ ersetzt.

e) Der bisherige Abs. 6 wird aufgehoben.

f) Der bisherige Abs.  7 wird Abs.  5; die Zahl 
„44“ wird durch die Zahl „38“ ersetzt.

g) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 6 und wie folgt 
geändert:

aa) In Satz 1 entfällt die Satznummerierung.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

40. Der bisherige § 47 wird aufgehoben.

41. Der bisherige § 48 wird § 41.

42. In der Überschrift des Teils 5 Abschnitt 3 wird das 
Wort „Schülerliste,“ gestrichen.

43. Der bisherige § 49 wird § 42 und wie folgt geän-
dert:

a) In der Überschrift werden die Worte „und 
Schülerliste“ gestrichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird aufgehoben.

bb) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sät-
ze 3 und 4.

c) Abs. 3 wird aufgehoben.
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44. Der bisherige § 50 wird § 43 und wie folgt geän-
dert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 werden die Worte „In der Grund-
schule werden im Fach Englisch“ durch 
die Worte „Im Fach Englisch werden“ er-
setzt.

bb) In Satz 4 werden in Halbsatz 1 die Zahl 
„29“ durch die Zahl „25“ und in Halb-
satz 2 die Zahl „50“ durch die Zahl „43“ 
ersetzt.

b) Abs. 2 bis 4 werden aufgehoben. 

c) Der bisherige Abs.  5 wird Abs.  2; das Wort 
„Volksschule“ wird durch das Wort „Grund-
schule“ ersetzt.

d) Der bisherige Abs. 6 wird aufgehoben.

e) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 3.

f) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 4 und wie folgt 
geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „bis 8 und in 
den Jahreszeugnissen der Mittlere-Reife-
Klassen in den Jahrgangsstufen 7 bis 9“ 
durch die Worte „und 4“ ersetzt.

bb) Satz 3 Halbsatz 2 wird gestrichen. 

g) Der bisherige Abs. 9 wird Abs. 5 und wie folgt 
geändert:

aa) In Satz  1 werden die Worte „und Ab-
schlusszeugnissen“ gestrichen.

bb) In Satz  2 werden die Worte „Abschluss-
zeugnissen und Jahreszeugnissen nach 
Abs. 4 nicht, in anderen“ gestrichen. 

h) Der bisherige Abs. 10 wird Abs. 6.

i) Der bisherige Abs. 11 wird Abs. 7; in Satz 3 
werden die Worte „§  33 Abs.  9“ durch die 
Worte „§ 27 Abs. 6“ ersetzt.

j) Der bisherige Abs. 12 wird aufgehoben.

k) Der bisherige Abs. 13 wird Abs. 8; in Sätzen 1 
und 3 Halbsatz 1 wird jeweils die Zahl „44“ 
durch die Zahl „38“ ersetzt.

l) Der bisherige Abs. 14 wird Abs. 9; in Satz 2 
werden die Worte „und Abschlusszeugnisse“ 
und die Worte „, soweit nicht für Schüler in 
Abschlussklassen durch Bekanntmachung 
ein anderer Tag festgelegt ist“ gestrichen.

m) Der bisherige Abs.  15 wird Abs.  10; Satz  3 
wird aufgehoben.

45. Teil 6 wird aufgehoben.

46. Der bisherige Teil 7 wird Teil 6.

47. Der bisherige § 66 wird § 44 und wie folgt geän-
dert:

a) In der Überschrift wird das Wort „,  Außer-
krafttreten“ gestrichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbezeich-
nung im bisherigen Abs. 1 entfällt.

48. In der Einleitung der Anlage 1 werden das Wort 
„Volksschulen“ durch das Wort „Grundschulen“ 
und die Worte „Grund- und Hauptschulen“ durch 
das Wort „Grundschulen“ ersetzt.

49. In der Überschrift der Anlage 2 werden die Worte 
„der Grundschule“ gestrichen.

50. Anlage 3 wird aufgehoben.

51. Die bisherige Anlage 4 wird Anlage 3 und wie 
folgt geändert:

a) Die Stundentafel für die Hauptschule wird 
aufgehoben. 

b) Die Bestimmungen zur Stundentafel werden 
wie folgt geändert:

aa) In Nr. 2 werden die Worte „, Mathematik 
und Physik/Chemie/Biologie/Erdkunde/
Geschichte/Sozialkunde“ durch die Wor-
te „und Mathematik“ ersetzt.

bb) Nrn. 3 und 4 werden aufgehoben.

cc) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 3.

52. Die bisherigen Anlagen 5 und 6 werden aufgeho-
ben.

§ 71

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2013 in Kraft.

München, den 4. März 2013

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig  Spaenle 
Staatsminister
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Anlage 1
(zu § 3)

MODUS21 – Übersicht

Mit Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus über Innovationen im 
Schuljahr 2005/2006 – Stärkung der Eigenverantwortung der Schulen – vom 3. August 2005 (KWMBI I S. 329) 
und Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus über Innovationen im 
Schuljahr 2005/2006 – Stärkung der Eigenverantwortung der Schulen II – vom 13. Dezember 2005 (KWMBI I 
2006 S. 6) hat das Staatsministerium insgesamt 60 MODUS21-Maßnahmen für alle bayerischen Schulen freige-
geben.

Wenn die Belange des Aufwandsträgers oder des Aufgabenträgers im Sinn des Art. 1 des Gesetzes über die 
Kostenfreiheit des Schulwegs berührt werden, ist das Einvernehmen mit dem Träger herzustellen. Gegebenen-
falls sind die Maßnahmen an die Besonderheiten der Mittelschulen anzupassen.
 
In der nachfolgenden Übersicht werden die Maßnahmen dargestellt, die sich für die Umsetzung an Mittelschu-
len eignen:

1. Teil: aus den Maßnahmen Nrn. 1 bis 30

a) Schulorganisation

Nr. Titel
erprobt an 
Schulart

Kurzerläuterung

1 Flexibilisierung der Stundentafel Gymnasium Die Schule weicht     z    eitlich be-
grenzt von der Stundentafel ab, 
um Defi zite in der Klasse auszu-
gleichen; zusätzliche Stunden 
werden durch vorübergehende 
Reduzierung in anderen Fächern 
gewonnen. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

2 jahrgangs- und klassenübergrei-
fender Unterricht

Grundschule, 
Gymnasium

Das Unterrichtsangebot wird 
erweitert; durch eine an der 
Leistungsfähigkeit orientierte 
Gruppenzusammenstellung kann 
die einzelne Schülerin oder der 
einzelne Schüler gezielter geför-
dert werden. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

3 Organisation des Unterrichts in 
Doppelstunden

Gymnasium Schule gewinnt Zeit und Ruhe im 
Unterrichtstag.

4 themenbezogene Projektwochen Gymnasium Schülerinnen und Schüler gewin-
nen Einblick in übergeordnete 
Zusammenhänge; Schlüsselquali-
fi kationen werden gefördert.

5 Einbeziehung externer Partner alle Praxisbezug wird verstärkt durch 
Partner aus dem Kreis der Eltern, 
der Hochschule, der Kirchen und 
der Wirtschaft. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

6 Pädagogischer Tag statt Wander-
tag

Gymnasium Wandertage haben ihre ursprüng-
liche Zielsetzung weitgehend 
verloren; die Schule setzt selbst 
das Thema eines Pädagogischen 
Tags fest.



KWMBl Nr. 8/2013138148 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/2013

Nr. Titel
erprobt an 
Schulart

Kurzerläuterung

7 Jahrgangsstufenversammlungen Gymnasium Durch themen- oder anlassbe-
zogene Versammlungen der 
Klassen eines Jahrgangs wird 
der Zusammenhalt der gesamten 
Altersgruppe gestärkt; der Infor-
mationsfl uss in der Schule wird 
verbessert.

8 Jahrgangsstufensprecherinnen 
und -sprecher

Gymnasium Alle Klassen eines Jahrgangs 
wählen eine Sprecherin oder 
einen Sprecher; die Identifi kation 
mit schulischen Entscheidungen 
wird gestärkt.

9 Einrichtung einer „Klassenstun-
de“

Realschule Schule verkürzt rollierend an 
einem Tag in der Woche alle 
Stunden um fünf Minuten: 
Gewinn einer Klassleiterstunde 
zur Besprechung klasseninter-
ner Probleme, Vorbereitung von 
Klassenfahrten, Einsammeln von 
Geldern etc. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

10 Schülerinnen und Schüler gestal-
ten eigenverantwortlich Unter-
richt

Hauptschule, 
Gymnasium

Schülerinnen und Schüler dürfen 
in festgelegten Abständen eine 
Stunde zu selbst gewählten 
Themen gestalten; sie trainieren 
Präsentation und Moderation.

b) Förderung jeder einzelnen Schülerin oder jedes einzelnen Schülers (Individualförderung)

Nr. Titel
erprobt an 
Schulart

Kurzerläuterung

11 Förderunterricht nach dem Zwi-
schenzeugnis

Realschule, Gymnasium Durch gezielten Förderunter-
richt kann die Wiederholerquote 
gesenkt werden. Die Schule 
gewinnt die erforderlichen 
Stunden durch geeignete andere 
MODUS21-Maßnahmen wie z.B. 
Vorlesungsunterricht.

12 Vorlesungsbetrieb Gymnasium Die Lehrkräfte arbeiten verstärkt 
in Teams, entwickeln gemeinsam 
die Grundlagen für die Vorlesun-
gen und vermitteln ausgewählte 
Inhalte einer Gruppe aus mehre-
ren Klassen im Vorlesungsbetrieb. 
Die Schule gewinnt Stunden 
für zusätzliche pädagogische 
Maßnahmen. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

13 Schülerinnen und Schüler lehren 
Schülerinnen und Schüler

Gymnasium Leistungsstarke Schülerinnen und 
Schüler fördern während der Un-
terrichtszeit in kleinen Gruppen 
außerhalb des Klassenverbands 
leistungsschwächere Schülerin-
nen und Schüler.
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Nr. Titel
erprobt an 
Schulart

Kurzerläuterung

14 Selbsteinschätzung der Schüle-
rinnen und Schüler

Realschule Die Schülerinnen und Schüler 
bearbeiten Auswertungsbogen, 
mit denen sie die eigene Vorbe-
reitung und Leistung einschätzen 
können und übernehmen Verant-
wortung für ihre Leistung.

c) Leistungserhebungen

Nr. Titel
erprobt an 
Schulart

Kurzerläuterung

15 Schulaufgabe mit Gruppenar-
beitsphase

Gymnasium Die Schülerinnen und Schüler er-
arbeiten z.B. in Deutsch im Team 
eine Rahmengeschichte, die die 
oder der Einzelne anschließend 
ausgestaltet; die individuelle Leis-
tung der Teammitglieder in der 
Gruppenarbeitsphase wird erfasst 
und geht in die Note ein. Diese 
Maßnahme setzt das Einverneh-
men mit dem Elternbeirat voraus.

16 Angesagte „Tests“ im Turnus von 
sechs Wochen statt Schulaufga-
ben

Gymnasium Gleichmäßige Verteilung an-
gesagter Leistungserhebungen 
über das Schuljahr gewährleisten 
gleich bleibend hohes Leistungs-
niveau, reduzieren Wissenslücken 
und Prüfungsangst. Diese Maß-
nahme setzt das Einvernehmen 
mit dem Elternbeirat voraus.

17 Debatte ersetzt je eine Schulauf-
gabe (Aufsatz) in Deutsch und/
oder Fremdsprachen

Gymnasium Die Schülerinnen und Schüler 
müssen ihren Standpunkt zu 
einem vorgegebenen Thema vor-
bereiten, überzeugend vertreten, 
Toleranz gegenüber anderen 
Meinungen üben; sprachliche 
und argumentative Kompetenzen 
werden gestärkt. Diese Maßnah-
me setzt das Einvernehmen mit 
dem Elternbeirat voraus.

18 Präsentation ersetzt eine Aufsatz-
schulaufgabe

Gymnasium Durch die Erarbeitung und Dar-
stellung eines komplexen Themas 
werden eigenständiges Arbeiten, 
Umgang mit neuen Medien und 
mündliche Sprachkompetenz 
gefördert.

19 Test aus formalsprachlichen und 
Sprachverständnisanteilen in 
Deutsch ersetzt eine Aufsatz-
schulaufgabe

Gymnasium Klassen mit Schwächen in der 
formalen Sprachbeherrschung 
werden gezielt gefördert.

20 Schwerpunkte des Jahresstoffs in 
letzter schriftlicher Leistungser-
hebung

Gymnasium Vor den Sommerferien wird der 
Jahresstoff in seinen Schwer-
punkten abgesichert; die Nach-
haltigkeit des Lernens wird 
gefördert. Diese Maßnahme setzt 
das Einvernehmen mit dem El-
ternbeirat voraus.
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Nr. Titel
erprobt an 
Schulart

Kurzerläuterung

21 Leistungserhebungen (auch nicht 
angekündigte) über die Lernin-
halte mehrerer Unterrichtsstun-
den

Gymnasium Das Grundwissen wird gesichert, 
kleinschrittiges Lernen wird 
verhindert, Nachhaltigkeit des 
Lernens wird gefördert. Diese 
Maßnahme setzt das Einverneh-
men mit dem Elternbeirat voraus.

22 schulinterne Jahrgangsstufentests 
zum Grundwissen

Gymnasium Die Nachhaltigkeit des Lernens 
wird gefördert; die Klassen einer 
Jahrgangsstufe können vergli-
chen werden. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

23 Neugewichtung schriftlicher und 
mündlicher Leistungen in den 
Fremdsprachen

Gymnasium Durch andere Gewichtung (z. B. 
1:1 statt 2:1) wird bei Bedarf die 
mündliche Sprachkompetenz 
gefördert. Diese Maßnahme setzt 
das Einvernehmen mit dem El-
ternbeirat voraus.

24 Verstärkte Einbeziehung von 
Grundwissen in schriftliche Leis-
tungserhebungen

Gymnasium Schriftliche Leistungserhebungen 
prüfen immer auch die Verfüg-
barkeit von Grundwissen und 
Kernkompetenzen; die Nachhal-
tigkeit des Lernens wird geför-
dert.

25 Trennung von Unterrichts- und 
Prüfungsphasen

Gymnasium Z.B. angekündigte Prüfungspha-
sen statt permanenten Abfragens; 
die Klasse gewinnt Ruhe im Un-
terrichtsalltag. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

26 Ganz- und Halbjahresprojekte in 
der Klasse

Gymnasium Die Schülerinnen und Schüler 
arbeiten über längeren Zeitraum 
fächerübergreifend und eigen-
verantwortlich an ausgewählten 
Themen; Ausdauer, Teamfä-
higkeit und Kreativität werden 
gestärkt.

d) Personalmanagement und Personalführung

Nr. Titel
erprobt an 
Schulart

Kurzerläuterung

27 Bildung von jahrgangs- und 
stufenbezogenen Pädagogischen 
Lehrkräfteteams

Gymnasium Lehrkräfte arbeiten im Team; pä-
dagogische Beobachtungen und 
Maßnahmen werden zielführen-
der abgestimmt.

28 Unterrichtsplanung im Lehrkräf-
teteam

Gymnasium Lehrkräfte arbeiten im Team; der 
Gesamtaufwand für die Unter-
richtsvorbereitung wird verrin-
gert.

29 Planung und Durchführung von 
schriftlichen Leistungserhebun-
gen im Lehrkräfteteam

Gymnasium Lehrkräfte arbeiten im Team; der 
Gesamtaufwand wird verringert. 
Die Ergebnisse dienen der inter-
nen Evaluation.
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Nr. Titel
erprobt an 
Schulart

Kurzerläuterung

30 „Mitarbeitergespräche“ mit Ziel-
vereinbarungen der Lehrkraft mit 
allen Schülerinnen und Schülern

Berufsschule Lehrkräfte leisten gezielte Hilfe-
stellung; Schülerinnen und Schü-
ler übernehmen Verantwortung 
für ihre Leistungsentwicklung. 
Schülerinnen und Schüler erfah-
ren individuelle Unterstützung 
bei persönlichen Problemen.

 

2. Teil: aus den Maßnahmen Nrn. 31 bis 60

a) Schulorganisation

Nr. Titel
erprobt 

an
Kurzerläuterung

31 Innerschulischer Praxistag Förderschule Die Schule führt an einem Tag fä-
cher- und klassenübergreifenden 
Kursunterricht als Orientierungs-
hilfe für die Schülerinnen und 
Schüler bei der Berufsfi ndung 
durch.

32 Pfl ichtwahlfach „Business-Eng-
lish“ an der Hauptschule

Hauptschule Die Schülerinnen und Schüler der 
Regelklasse 9 nehmen fakultativ, 
die Schülerinnen und Schüler der 
M-Zweige obligatorisch am Wahl-
fach „Business-English“ teil, das 
nach zwei Jahren zum Erwerb 
eines Zusatzzertifi kats führt.

33 Rhythmisierung des Schultags Hauptschule Durch Neustrukturierung und 
Rhythmisierung des Schulvormit-
tags mit integrierter Mittagsbe-
treuung wird der Schultag dem 
Biorhythmus der Kinder ent-
sprechend entzerrt. Ein Schultag 
dauert bis 15.30 Uhr, Hausaufga-
ben werden durch individuelles 
Üben ersetzt. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

34 Zeitungslektüre zur Förderung 
der Allgemeinbildung

Hauptschule Die Maßnahme, die auf der regel-
mäßigen Lektüre von Tageszei-
tungen beruht, wird den Fächern 
Deutsch und GSE (Geschichte/
Sozialkunde/Erdkunde) zugeord-
net und in den Jahrgangsstufen 7 
und 8 durchgeführt.

36 Neues Lernkonzept in der Berufs-
fachschule für Kinderpfl ege

Berufsfachschule Der Lehrstoff der Jahrgangsstufe 
11 wird in Modulen („Lernbau-
steinen”) aufbereitet und von 
den Schülern selbstständig und 
eigenverantwortlich an verschie-
denen Lernorten erarbeitet. Der 
Abschluss eines Lernbausteins 
erfolgt in Form eines schriftlichen 
Tests, einer Einzel- oder einer 
Gruppenpräsentation.
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b) Individualförderung

Nr. Titel
erprobt 

an
Kurzerläuterung

37 Einrichtung von Partnerklassen 
zwischen Unter- und Oberstufe

Förderschule Die Schülerinnen und Schüler 
der 5. bis 9. Jahrgangsstufe der 
Förderschule unterstützen die 
Schülerinnen und Schüler der ers-
ten und zweiten Klasse. Je nach 
Klassengröße sind die Patinnen 
und Paten ca. alle drei Wochen 
für eine Stunde im Einsatz.

38 Erweitertes Screening zur Ein-
schulung

Grundschule Die Schule erweitert das be-
stehende Screeningverfahren: 
Sprachstandserhebungen wer-
den bei allen Schülerinnen und 
Schülern durchgeführt und um 
den mathematischen Bereich 
erweitert.

39 Förderung besonders begabter 
Grundschülerinnen und Grund-
schüler

Grundschule Die Schule bietet in Kooperation 
mit Eltern und externen Partnern 
ein qualitativ hochwertiges Zu-
satzangebot, das begabte Schü-
lerinnen und Schüler besonders 
fördert.

40 Förderung von Vorschulkindern 
mit Entwicklungsverzögerung

Grundschule Vorschulkinder mit Entwick-
lungsverzögerungen werden auf 
den Unterricht der Regelklasse 
vorbereitet. Durch die intensive 
Zusammenarbeit der Schule mit 
verschiedenen Einrichtungen 
werden die Kinder im Bereich 
Sprach-, Merk- und Denkfähig-
keit, aber auch in ihrem Spiel- 
und Sozialverhalten gefördert.

41 „Freiwilliges Soziales Jahr“ an 
der Schule 

Grundschule An der Schule leistet ein Freiwilli-
ger das „Freiwillige Soziale Jahr“ 
ab. Der Freiwillige unterstützt die 
Lehrkräfte im Unterricht (z.B. bei 
Differenzierungsmaßnahmen und 
bei der Planung und Organisation 
des Schulalltags).

42 Zeugnisergänzung basierend auf 
einer Schülerberatungsstunde

Hauptschule Mehrmals im Schuljahr fi ndet 
eine Schülerberatungsstunde als 
Einzelgespräch statt, in der indi-
viduelle Probleme der Schülerin 
oder des Schülers besprochen 
und Ziele für die nächste Lern- 
und Entwicklungsphase formu-
liert werden.

43 „Unterricht Plus“ Hauptschule In den Nachmittagsstunden 
werden semesterweise in den 
Fächern Deutsch, Mathematik 
und Englisch (Grund- und Haupt-
schule) projektorientierte Kurse 
angeboten. In leistungsheteroge-
nen Gruppen werden Unterrichts-
inhalte thematisiert, vertieft und 
geübt.
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Nr. Titel
erprobt 

an
Kurzerläuterung

44 Lernen in Kleingruppen Realschule Einmal wöchentlich werden in 
den Fächern Deutsch, Englisch 
und Mathematik die Klassen 
gedrittelt; die Schülerinnen und 
Schüler arbeiten in Kleingruppen. 
Begleitet werden sie dabei durch 
Eltern, Praktikantinnen und 
Praktikanten (Exercitium Paed-
agogicum) oder in Seminarschu-
len durch Referendarinnen und 
Referendare. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

45 Module zur Stärkung der Selbst- 
und Sozialkompetenz

Gymnasium Auf der Grundlage eines Curricu-
lums, das aus sechs aufeinander 
aufbauenden Modulen besteht 
(z. B. Kommunikations- und 
Kooperationsbereitschaft, Ver-
antwortungsfähigkeit, Problem-
lösungs- und Konfl iktfähigkeit), 
wird Selbst- und Sozialkompetenz 
vermittelt.

46 Teamtraining im Schullandheim Gymnasium Der fünftägige Aufenthalt in 
einem speziell ausgestatteten 
Schullandheim wird für ein ca. 
25-stündiges Trainingsprogramm 
kooperativer Kompetenzen ge-
nutzt.

47 Erstellung einer Referenzmappe 
für Schülerinnen und Schüler

Gymnasium Alle sozialen und fachlichen Kom-
petenzen, die eine Schülerin oder 
ein Schüler im Laufe seiner Gym-
nasiallaufbahn erwirbt, werden 
in einer Mappe dokumentiert. 
Die Schülerinnen und Schüler 
erhalten dadurch die Möglichkeit, 
ihren eigenen Lernprozess zu 
refl ektieren.

48 Unterricht in Notebookklassen Berufsschule Das mobile Lernen in der Schule, 
im Betrieb und zu Hause und die 
hochindividuelle Förderung durch 
interaktive Unterrichtsprogramme 
qualifi ziert die Schülerinnen und 
Schüler, um so ihre Chancen im 
Berufsleben zu erhöhen. Diese 
Maßnahme setzt das Einverneh-
men mit dem Elternbeirat voraus.

49 Ausbildungsvereinbarung mit 
Schülerinnen und Schülern und 
Eltern

Berufsfachschule Die Schule vereinbart gemeinsam 
mit Eltern und Schülerinnen und 
Schülern individuelle Ziele der 
Ausbildung. Stärken und Schwä-
chen der Schülerinnen und Schü-
ler können frühzeitig diagnosti-
ziert, entsprechende Maßnahmen 
ergriffen werden.
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c) Leistungserhebungen

Nr. Titel
erprobt 

an
Kurzerläuterung

50 Besondere mündliche Prüfung in 
den Grund- und Leistungskursen 
Englisch

Gymnasium Zusätzlich zu den herkömmlichen 
mündlichen Noten wird am Ende 
des Semesters eine „Besondere 
mündliche Prüfung“ durchgeführt. 
Sie gibt den Schülerinnen und 
Schülern Gelegenheit, in einem 
längeren Prüfungsgespräch ihr 
sprachliches Können unter Beweis 
zu stellen. Diese Maßnahme setzt 
das Einvernehmen mit dem Eltern-
beirat voraus.

d) Personalmanagement und Personalführung

Nr. Titel
erprobt 

an
Kurzerläuterung

51 Methoden- und Teamtraining Volksschule Das gesamte Kollegium wird 
nach dem Methodentraining von 
Klippert geschult und das Metho-
denrepertoire aufbauend in allen 
Jahrgangsstufen umgesetzt.

52 Begleitung neuer Lehrkräfte im 
ersten Jahr

Realschule Den neuen Lehrkräften werden 
durch Fachkollegen und Schul-
leiterin bzw. Schulleiter, durch 
Unterrichtsbesuche, Feedback 
und Beratung konkrete Hilfestel-
lungen gegeben.

53 „Runder Tisch“ für Lehrkräfte 
einer Schule

Gymnasium Zu vom Kollegium gewünschten 
Themen wird ein offenes Fort-
bildungsangebot erarbeitet, z. B. 
Handhabung des mobilen Lap-
topklassenzimmers, Prävention 
und Krisenintervention, Schulung 
im EFQM-Modell und Zeitma-
nagement.

e) Inner- und außerschulische Partnerschaften

Nr. Titel
erprobt 

an
Kurzerläuterung

54 Lehrkräftepraktikum Förderschule Die Lehrkräfte leisten an zwei bis 
drei Tagen pro Jahr ein Prakti-
kum in einem Unternehmen vor 
Ort ab. Sie gewinnen dadurch 
fundierte Einblicke in die Be-
rufsanforderungen und knüpfen 
intensive Kontakte zu den Betrie-
ben der Region.
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Nr. Titel
erprobt 

an
Kurzerläuterung

55 Neigungsorientiertes Lernen mit 
externen Fachleuten

Grundschule Angeleitet durch externe Fach-
kräfte lernen die Schülerinnen 
und Schüler der zweiten und 
dritten Klassen einmal im Mo-
nat in interessensgeleiteten und 
jahrgangsübergreifenden Lern-
gruppen. Externe Kräfte arbeiten 
ehrenamtlich. Diese Maßnahme 
setzt das Einvernehmen mit dem 
Elternbeirat voraus.

56 Berufsorientierung „Brücken-
schlag“

Hauptschule Unternehmerinnen und Unter-
nehmer aus der Region, die Aus-
bildungsplätze anbieten, beglei-
ten Schülerinnen und Schüler von 
der 7. bis zur 9. Jahrgangsstufe. 
Ein Expertenteam von Pädago-
ginnen und Pädagogen, Psycho-
loginnen und Psychologen sowie 
Unternehmerinnen und Unter-
nehmern bereitet die Schülerin-
nen und Schüler drei Jahre lang 
auf den Sprung ins Berufsleben 
vor. Diese Maßnahme setzt das 
Einvernehmen mit dem Elternbei-
rat voraus.

57 „Economy Tutorial“ Realschule Das „Economy Tutorial“ ist ein 
Forum für den Ideenaustausch 
zwischen Schule und Wirtschaft. 
Dazu gehört die direkte Umset-
zung eines gemeinsam erarbei-
teten Maßnahmenkatalogs mit 
jährlichem Feedback der Schule 
an die Unternehmen.

58 Arbeit im Alten- und Pfl egeheim 
als Praxismodul des Unterrichts

Realschule Die Schülerinnen und Schüler 
besuchen in einem Zeitraum von 
drei Monaten wöchentlich die 
Bewohnerinnen und Bewohner 
eines Pfl egeheims und leis-
ten Hilfestellung im Alltag der 
pfl egebedürftigen Menschen. 
Die Erfahrungen werden mit 
Lehrplanthemen verknüpft. Diese 
Maßnahme setzt das Einverneh-
men mit dem Elternbeirat voraus.

59 Integration des Programms „Er-
wachsen werden“ in die Erzie-
hungs- und Unterrichtsarbeit

Hauptschule Die Schülerinnen und Schüler ab-
solvieren das Programm „Erwach-
sen werden“ von Lions Quest 
nicht wie üblich als Zusatzange-
bot, sondern es fi ndet Eingang 
in die verschiedenen Fächer. So 
wird es unmittelbar im sozialen 
Gefüge des Unterrichtsalltags 
wirksam.
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f) Sachmittelverantwortung

Nr. Titel
erprobt 

an
Kurzerläuterung

60 Eigenverantwortliche Sachmittel-
beschaffung und -verwaltung

Grundschule Die Schule und der Sachauf-
wandsträger beschließen einver-
nehmlich ein Budget im Rahmen 
der Haushaltssatzungen. Die 
Finanzverantwortung über die 
Ausschreibung, die Beschaffung, 
die Verwaltung und die Verwen-
dung der Sachmittel geht an die 
Schulleiterin oder den Schulleiter 
über.
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Anlage 2
(zu § 42 Abs. 1)

Stundentafel 

Fächer Jgst. 5 Jgst. 6 Jgst. 7 Jgst. 8 Jgst. 9 Jgst. 10

1. Pfl ichtfächer            

  Religionslehre/Ethik 2 2 2 2 2 2

  Deutsch 5 5 51) 51) 41) 5

  Mathematik 5 5 51) 41) 51) 5

  Englisch 4 4 3 3 3 5

  Arbeit-Wirtschaft-Technik 1 1 1 2 2 2

  Physik/Chemie/Biologie 2 2 2 3 3 3

  Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde 2 2 3 3 3 3

  Sport 2+22) 2+22) 2+22) 2+22) 2+22) 2+13) 

  Musik 2 2 – – – –

  Kunst 2 2 – – – –

  Werken/Textiles Gestalten 2 2 – – – –

  Technik – –

} 5

– – –

  Wirtschaft – – – – –

  Soziales – – – – –

  Förderunterricht 1 1 – – – –

Gesamtstundenzahl im Bereich der Pfl ichtfächer 30+22) 30+22) 28+22) 24+22) 24+22) 27+13) 

2. Wahlpfl ichtfächer            

  Musik – – 2 2 2 –

  Kunst – – 2 2 2 –

  Technik – – – 4 4 3

  Wirtschaft – – – 4 4 3

  Soziales – – – 4 4 3

Gesamtstundenzahl im Bereich der Wahlpfl ichtfächer – – 2 6 6 3

3. Wahlfächer            

  alle Fächer des Wahlpfl ichtbereichs – – 2 2 2/4 –

  Informatik – – – 2 2 2

  Buchführung – – – – 2 2

  Werken/Textiles Gestalten – – 2 2 2 2

  Musik – – – – – 2

  Kunst – – – – – 2

4. Arbeitsgemeinschaften

  Klassen- oder jahrgangsstufenübergreifende 1–2-stündige Arbeitsgemeinschaften können angeboten wer-
den, wenn sie für Unterricht und Erziehung in der Mittelschule förderlich sind und die personellen, räumli-
chen und organisatorischen Voraussetzungen gegeben sind.

1) Siehe Bestimmungen für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 Nrn. 1.1 und 4.3
2) Siehe Bestimmungen für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 Nr. 1.2
3) Siehe Bestimmungen für die Jahrgangsstufe 10 Nr. 1
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Bestimmungen zur Stundentafel

I.  Bestimmungen für die Jahrgangsstufen 5 bis 9

1.  Pfl ichtfächer

1.1. In den Fächern Deutsch und Mathematik kann je 1 
Stunde in den Jahrgangsstufen 7 bis 9 für klassen-
übergreifende Stütz- und Förderkurse verwendet 
werden.

1.2. Zu den genannten zwei Pfl ichtstunden kommen 
in den Jahrgangsstufen 5 und 6 noch je zwei Stun-
den erweiterter Basissportunterricht und in den 
Jahrgangsstufen 7 bis 9 noch je zwei Stunden dif-
ferenzierter Sportunterricht hinzu, bei deren Durch-
führung die personellen, räumlichen und organisa-
torischen Verhältnisse zu berücksichtigen sind.

2.  Wahlpfl ichtfächer

2.1. In den Jahrgangsstufen 7 bis 9 wählen die Schüle-
rinnen und Schüler Musik oder Kunst; ein Wechsel 
ist jeweils zu Beginn des neuen Schuljahres mög-
lich.

2.2. In den Jahrgangsstufen 8, 9 und 10 wählen die 
Schülerinnen und Schüler eines der berufsorientie-
renden Wahlpfl ichtfächer Technik, Wirtschaft und 
Soziales. In der Jahrgangsstufe 8 soll die Möglich-
keit geboten werden, ein weiteres Wahlpfl ichtfach 
als Wahlfach oder Arbeitsgemeinschaft zu wählen.

Wenn ein entsprechendes Schulkonzept besteht, 
kann die Schule alternativ bestimmen, dass in der 
Jahrgangsstufe 8 zwei Wahlpfl ichtfächerbereiche 
mit je zwei Unterrichtsstunden zu wählen sind; 
in diesem Fall ist aus beiden Teilbereichen eine 
Zeugnisnote als Gesamtnote festzusetzen.

3.  Wahlfächer

Durch Wahlunterricht ermöglicht die Schule den 
Schülerinnen und Schülern die individuelle Ergän-
zung des Unterrichtsangebots.

4.  Differenzierung und Gruppenbildung

4.1. In den Fächern Mathematik und Englisch können 
im Rahmen der verfügbaren Lehrerstunden Lern-
gruppen gebildet werden.

4.2. In den Fächern Werken/Textiles Gestalten sowie 
Technik, Wirtschaft und Soziales können im Rah-
men der verfügbaren Lehrerstunden Gruppen 
gebildet werden. Im Fach Englisch können diese 
auch leistungsdifferenziert eingerichtet werden 
(§ 36 Abs. 10).

4.3. Klassenübergreifende Stütz- und Förderkurse er-
möglichen die gezielte Förderung von Schülerin-
nen und Schülern mit vergleichbarem Leistungs-
stand. Sie setzen eine Stundenplangestaltung 
voraus, die klassenübergreifendes, ausnahmswei-
se auch jahrgangsstufenübergreifendes Zusam-
menfassen von Schülern in Lerngruppen ermög-
licht. Die Dauer liegt im Ermessen der Schule.

4.4. Die Einrichtung besonderer Fördermaßnahmen 
richtet sich nach § 36 Abs. 9.

5.  Einsatz der Lehrkräfte

5.1. Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter unter-
richtet nach Möglichkeit überwiegend in ihrer 
oder seiner Klasse. Der Einsatz der Lehrkräfte 
erfolgt nach dem Grundsatz des fächerübergrei-
fenden Lernens; jedoch sollen die individuellen 
Qualifi kationen und Schwerpunkte der Lehr-
kräfte, insbesondere im Fach Englisch, genutzt 
werden.

5.2. Die Klassenleiterin oder der Klassenleiter hält 
grundsätzlich an jedem Unterrichtstag Unterricht 
in ihrer oder seiner Klasse. Die Lehrkräfte in den 
Fächern Arbeitslehre, Technik, Wirtschaft und So-
ziales arbeiten zusammen.

6.  Erweiterter Musikunterricht

Zusätzlich zu den in der Stundentafel ausgewie-
senen Musikstunden können in allen Jahrgangs-
stufen weitere Stunden bereitgestellt werden. Die 
Entscheidung über die Einrichtung von Klassen 
mit erweitertem Musikunterricht liegt in der Zu-
ständigkeit der Schulleiterin oder des Schullei-
ters bzw. der Verbundkoordinatorin oder des Ver-
bundkoordinators, die oder der im Rahmen des zur 
Verfügung stehenden Budgets Schwerpunkte im 
Rahmen der Profi lbildung setzen kann.

7.  Förderunterricht

Der Förderunterricht in den Jahrgangsstufen 5 und 
6 hat als Ziel die Stärkung der Kernkompetenzen 
in den Fächern Deutsch und Mathematik. Um die-
ses Ziel zu erreichen, kann der Förderunterricht 
auch zur Differenzierung eingesetzt werden.

II.  Bestimmungen für die Jahrgangsstufe 10

1.  Pfl ichtfächer

Zu den genannten zwei Pfl ichtstunden kommt 
noch eine Stunde differenzierter Sportunterricht 
hinzu, bei deren Durchführung die personellen, 
räumlichen und organisatorischen Verhältnisse zu 
berücksichtigen sind.

2.  Wahlpfl ichtfächer

Die Schülerinnen und Schüler wählen eines der 
Wahlpfl ichtfächer.

3.  Wahlfächer

Durch Wahlunterricht ermöglicht die Schule den 
Schülerinnen und Schülern die individuelle Ergän-
zung des Unterrichtsangebots.

4.  Gruppenbildung

In den Wahlpfl ichtfächern können im Rahmen 
der verfügbaren Lehrerstunden Gruppen gebildet 
werden.
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Anlage 3
(zu § 42 Abs. 1)

Stundentafel für die Übergangsklasse

Fächer Jahrgangsstufen

5 und 6 7 bis 9

1. Pfl ichtfächer    

  Religionslehre/Ethik 2 2

  Deutsch als Zweitsprache 10 10

  Mathematik 5 5

  Arbeit-Wirtschaft-Technik – 1

  Physik/Chemie/Biologie/Erdkunde/Geschichte/Sozialkunde 5 6

  Kunst 2 –

  Werken/Textiles Gestalten 2 –

  Sport 2+21) 2+21) 

Gesamtstundenzahl im Bereich der Pfl ichtfächer 28+21) 26+21) 

2. Wahlpfl ichtfächer    

  Technik, Wirtschaft, Soziales (gemäß Stundentafel für die 
Regelklassen der Mittelschule)

– 5/4/4

1) Siehe Bestimmung Nr. 3 

Bestimmungen zur Stundentafel

1. Das Staatliche Schulamt kann entsprechend der Zusammensetzung der Schülerinnen und Schüler einer 
Klasse (Alter, Vorkenntnisse) mit Ausnahme des Fachs Deutsch als Zweitsprache hinsichtlich der Fächer 
und der Stundenanteile Verschiebungen innerhalb der Stundentafel vornehmen.

2. In den Fächern Deutsch als Zweitsprache, Mathematik und Physik/Chemie/Biologie/Erdkunde/Geschich-
te/Sozialkunde können Lerngruppen gebildet werden. 

3. Zu den zwei Unterrichtsstunden kommen in den Jahrgangsstufen 5 und 6 je zwei Stunden erweiterter Ba-
sissportunterricht und in den Jahrgangsstufen 7 bis 9 je zwei Stunden differenzierter Sportunterricht hinzu, 
bei deren Durchführung die personellen, räumlichen und organisatorischen Verhältnisse zu berücksichti-
gen sind.

4. Im Rahmen des Unterrichts ist der Verkehrserziehung besondere Aufmerksamkeit zu widmen.
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Anlage 4
(zu § 42 Abs. 1)

Stundentafel für die Praxisklassen

Fächer Anzahl der 
Unterrichtsstunden

Religionslehre/Ethik 2

Deutsch, Mathematik 10

Arbeit-Wirtschaft-Technik, 
Geschichte/Sozialkunde/Erdkunde, 
Physik/Chemie/Biologie

4

Sport 2+21) 

Arbeitsgemeinschaft2) 2

Förderunterricht2) 2

Gesamtstundenzahl der Unterrichtsstunden 22+2

Praxistag 8

Gesamtstundenzahl (Schule + Praxis) 30+21) 

1) Siehe Bestimmung Nr. 4
2) Siehe Bestimmung Nr. 3

Bestimmungen zur Stundentafel

1. Die Stundentafel für die Praxisklasse ist fl exibel umzusetzen. Sowohl bei der Ausgestaltung des Unterrichts 
als auch beim Praxistag ist auf die Bedarfslage der Schülerinnen und Schüler und auf die Möglichkeiten der 
außerschulischen Partner Rücksicht zu nehmen (z.B. wöchentlicher Praxistag oder Praxis im Block).

2. Der Unterricht wird auf der Grundlage ausgewählter Bereiche des Lehrplans für die Mittelschule und einer 
auf die Klasse sowie die Leistungsmöglichkeiten der schülerbezogenen Jahresplanung (klassenbezogener 
Lehrplan) in enger Verzahnung mit dem praktischen Bereich erteilt. Dabei sind anhand einer Überprü-
fung des Lernstands der Schülerinnen und Schüler die Leistungsrückstände in den Grundkenntnissen und 
Grundfertigkeiten, insbesondere in den Fächern Deutsch und Mathematik, zu berücksichtigen.

3. Die zweistündige Arbeitsgemeinschaft dient der spezifi schen Förderung der Interessen der Schülerinnen 
und Schüler, der zweistündige Förderunterricht der Verbesserung der Lernergebnisse, insbesondere in den 
Fächern Deutsch und Mathematik.

4. Zu den genannten zwei Unterrichtsstunden kommen noch zwei Stunden differenzierter Sportunterricht 
hinzu, bei deren Durchführung die personellen, räumlichen und organisatorischen Verhältnisse zu berück-
sichtigen sind.

5. Der Unterricht in den Fächern Religionslehre/Ethik und Sport soll in Kooperation mit einer Regelklasse 
erteilt werden.



KWMBl Nr. 8/2013 151
184 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 7/2013

Auf Grund von Art. 7 Abs. 2, Art. 22 Abs. 6 Halb-
satz 2, Art. 38 Abs. 2 und Art. 67 Satz 1 Nrn. 2 und 
3 des Gesetzes über die Leistungslaufbahn und die 
Fachlaufbahnen der bayerischen Beamten und Beam-
tinnen (Leistungslaufbahngesetz – LlbG) vom 5. Au-
gust 2010 (GVBl S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), zu-
letzt geändert durch § 10 des Gesetzes vom 30. März 
2012 (GVBl S. 94), erlassen die Bayerischen Staatsmi-
nisterien des Innern und für Unterricht und Kultus im 
Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministeri-
um der Finanzen und mit der Zustimmung des Baye-
rischen Landespersonalausschusses folgende Verord-
nung:

§ 1

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für das Lehramt der Fachlehrer für gewerblich-
technische Berufe, der Fachlehrer für Hauswirtschaft 
und der Fachlehrer für Schreibtechnik an berufl ichen 
Schulen in Bayern (ZAPOFlB) vom 21. April 1997 
(GVBl S. 154, BayRS 2038-3-4-7-6-UK), zuletzt ge-
ändert durch § 1 der Verordnung vom 18. November 
2005 (GVBl S. 588), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Qualifi kationsverordnung für Fachlehrerinnen 
und Fachlehrer verschiedener Ausbildungsrich-
tungen an berufl ichen Schulen und an Landesfeu-
erwehrschulen (QualVFL)“.

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift des § 2 erhält folgende Fas-
sung:

„Qualifi kation der Fachlehrerinnen und 
Fachlehrer an berufl ichen Schulen sowie Aus-
bildungsqualifi zierung der Fachlehrerinnen 
und Fachlehrer für Brand- und Katastrophen-
schutz an Landesfeuerwehrschulen“.

b) In der Überschrift des Abschnitts II werden 
die Worte „für die Qualifi kation zur Fach-
lehrerin bzw. zum Fachlehrer an berufl ichen 

Schulen“ angefügt.

c) In der Überschrift des Abschnitts III werden 
die Worte „zur Qualifi kation als Fachlehre-
rin bzw. als Fachlehrer an berufl ichen Schu-
len und für die pädagogische Ausbildung zur 
Qualifi kation als Fachlehrerin bzw. als Fach-
lehrer für Brand- und Katastrophenschutz an 
den Landesfeuerwehrschulen“ angefügt.

d) In der Überschrift des § 10 werden die Worte 
„sowie der pädagogischen Ausbildung“ an-
gefügt.

e) In der Überschrift des Abschnitts IV wird das 
Wort „Anstellungsprüfung“ durch das Wort 
„Qualifi kationsprüfungen“ ersetzt. 

f) In der Überschrift des § 11 wird das Wort 
„Prüfung“ durch das Wort „Qualifi kations-
prüfungen“ ersetzt.

g) In der Überschrift des § 15 werden vor dem 
Wort „Prüfer“ die Worte „Prüferinnen und“ 
eingefügt.

h) In der Überschrift des § 23 wird das Wort 
„Prüfung“ durch das Wort „Prüfungen“ er-
setzt.

i) Es wird folgender § 23a eingefügt:

 „§ 23a   Überprüfung von Prüfungsentschei-
dungen“.

j) In der Überschrift des § 25 werden die Worte 
„und Beendigung der pädagogischen Ausbil-
dung“ angefügt.

k) Abschnitt V erhält folgende Fassung:

„Abschnitt V

Sonstige Qualifi kation für Fachlehrerinnen 
und Fachlehrer an berufl ichen Schulen

§ 29  Berufl iche Schulen mit künstlerischer 

2038-3-4-7-6-UK , 2038-3-4-7-5-UK

Verordnung  
zur Änderung der  

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für das Lehramt  
der Fachlehrer für gewerblich-technische Berufe, der Fachlehrer für Hauswirt-
schaft und der Fachlehrer für Schreibtechnik an beruflichen Schulen in Bayern  

und der Verordnung über die Zulassung zu den Laufbahnen der Studienräte und 
der Fachlehrer an Berufsfachschulen, Fachschulen und Fachakademien  

bestimmter Ausbildungsrichtungen

Vom 8. März 2013Vom 8. März 2013 (GVBl S. 184)
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oder gestalterischer Ausbildungsrich-
tung

§ 30  Berufl iche Schulen für Pfl egeberufe“.

l) Der bisherige § 30 wird § 31.

3. §§ 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„§ 1 

Geltungsbereich

(1) 1Diese Verordnung regelt im Bereich des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus die 
Zulassung, Ausbildung und Prüfungen der Fach-
lehrerinnen und Fachlehrer

1. für gewerblich-technische Berufe,

2. für Ernährung und Versorgung,

3. für Schreibtechnik,

4. für sozialpädagogische und sozialpfl egerische 
Berufe und 

5. für Gesundheitsberufe 

an öffentlichen und privaten berufl ichen Schulen 
sowie die sonstige Qualifi kation von Fachlehre-
rinnen und Fachlehrern an staatlichen berufl ichen 
Schulen. 2Die Ausbildung erfolgt bedarfsbezogen.

(2) Diese Verordnung regelt im Bereich des 
Staatsministeriums des Innern die pädagogische 
Ausbildung und Prüfung von Beamtinnen und 
Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes 
zu Fachlehrerinnen und Fachlehrern für Brand- 
und Katastrophenschutz im Rahmen der Aus-
bildungsqualifi zierung nach § 30 Abs. 4 Satz  1 
der Verordnung über den fachlichen Schwer-
punkt feuerwehrtechnischer Dienst (FachV-Fw) 
vom 18. November 2011 (GVBl S. 599, BayRS 
 2038-3-2-12-I) in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Soweit diese Verordnung keine Regelun-
gen enthält, gelten die Vorschriften der Allgemei-
nen Prüfungsordnung entsprechend.

§ 2

Qualifi kation der Fachlehrerinnen und 
Fachlehrer an berufl ichen Schulen sowie 

Ausbildungsqualifi zierung der Fachlehrerinnen 
und Fachlehrer für Brand- und Katastrophen-

schutz an Landesfeuerwehrschulen

(1) 1Die Qualifi kation für den Einstieg als 
Fachlehrerin bzw. als Fachlehrer in der drit-
ten Qualifi kationsebene der Fachlaufbahn Bil-
dung und Wissenschaft im Geschäftsbereich des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus für 

den Bereich der berufl ichen Schulen wird durch 
das erfolgreiche Ableisten des Vorbereitungs-
dienstes und das Bestehen der Qualifi kations-
prüfung erworben. 2Die Qualifi kation berechtigt 
die Fachlehrkräfte dazu, den ihrer Ausbildung 
entsprechenden fachlichen Unterricht mit über-
wiegendem fachpraktischen Anteil zu erteilen; 
Fachlehrerinnen und Fachlehrer für sozialpäda-
gogische und sozialpfl egerische Berufe sowie für 
Gesundheitsberufe sind außerdem zur Begleitung 
der praktischen Ausbildung außerhalb der Schule 
berechtig t.

(2) Die Beamtinnen und Beamten des feuer-
wehrtechnischen Dienstes erwerben die Quali-
fi kation für Ämter ab der dritten Qualifi kations-
ebene der Fachlaufbahn Naturwissenschaft und 
Technik, fachlicher Schwerpunkt feuerwehr-
technischer Dienst, im Geschäftsbereich des 
Staatsministeriums des Innern bis einschließlich 
Besoldungsgruppe A 11 durch das erfolgreiche 
Absolvieren der pädagogischen Ausbildung zur 
Fachlehrerin bzw. zum Fachlehrer für Brand- 
und Katastrophenschutz und das Bestehen 
der Qualifi kationsprüfung (§  30 Abs. 4 Satz  1 
FachV-Fw).“ 

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil werden nach 
dem Wort „Vorbereitungsdienst“ die 
Worte „für die Qualifi kation als Fachleh-
rerin bzw. als Fachlehrer an berufl ichen 
Schulen“ eingefügt. 

bb) Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. bei Beginn des Vorbereitungsdienstes 
die beamtenrechtliche Altersgrenze 
von 45 Jahren gemäß Art. 23 Abs. 1 
des Bayerischen Beamtengesetzes 
(BayBG) noch nicht überschritten 
hat. Ausnahmen sind in begründeten 
Einzelfällen möglich; hierfür ist sei-
tens des Staatsministeriums für Un-
terricht und Kultus die Zustimmung 
des Staatsministeriums der Finanzen 
einzuholen,“. 

cc) In Nr. 3 werden die Worte „Art. 25 Abs. 5 
Satz 2 BayBG in Verbindung mit Art. 25 
BayEUG“ durch die Worte „Art. 7 Abs. 2 
Satz 2 des Leistungslaufbahngesetzes 
(LlbG) in Verbindung mit Art. 25 des Bay-
erischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG)“ ersetzt.

dd) Nr. 4 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Buchst. a werden vor dem Wort 
„Fachlehrern“ die Worte „Fach-
lehrerinnen und“ eingefügt.
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bbb)  Buchst. b erhält folgende Fassung:

„b)  bei Fachlehrerinnen und 
Fachlehrern für Ernährung 
und Versorgung eine mit Er-
folg abgelegte Abschluss-
prüfung der Fachakademie 
für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement oder eine 
vergleichbare erfolgreich ab-
geschlossene Meisterprüfung 
nachweist; oder“.

ccc)   In Buchst. c werden vor dem 
Wort „Fachlehrern“ die Worte 
„Fachlehrerinnen und“ eingefügt 
und nach dem Wort „nachweist“ 
das Wort „und“ durch das Wort 
„; oder“ ersetzt.

ddd)  Es werden folgende Buchst. d 
und e angefügt:

„d)  bei Fachlehrerinnen und 
Fachlehrer für sozialpädago-
gische und sozialpfl egerische 
Berufe ein einschlägiges Stu-
dium an einer Hochschule er-
folgreich abgeschlossen hat; 
oder

 e)  bei Fachlehrerinnen und 
Fachlehrern für Gesund-
heitsberufe eine berufl iche 
Erstausbildung in dem ein-
schlägigen Gesundheitsberuf 
erfolgreich abgeschlossen so-
wie hinreichend einschlägige 
Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen von in der Regel 
mindestens 200 Stunden ab-
solviert oder ein einschlägi-
ges Studium an einer Hoch-
schule erfolgreich beendet 
hat und“.

ee) Nrn. 5 und 6 erhalten folgende Fassung:

„5. a)  in den Fällen von Nr. 4 Buchst. a 
bis c über eine mindestens drei-
jährige einschlägige hauptberuf-
liche Tätigkeit nach Abschluss 
der berufl ichen Erstausbildung 
verfügt; hierin können Zeiten der 
für die Zulassung zum Vorberei-
tungsdienst notwendigen abge-
schlossenen berufl ichen Fortbil-
dungen enthalten sein, oder

b) im Fall des Buchst. d nach dem 
einschlägigen Studium eine min-
destens dreijährige einschlägige 
hauptberufl iche Tätigkeit außer-
halb des Schuldienstes nachwei-

sen kann; wurde vor dem Studi-
um erfolgreich eine Ausbildung 
zur Erzieherin bzw. zum Erzieher 
oder eine vergleichbare Auf-
stiegsfortbildung absolviert, wird 
dies auf die notwendige dreijäh-
rige hauptberufl iche Tätigkeit 
nach dem Studium angerechnet, 
oder 

 c) im Fall des Bucht. e über eine 
mindestens dreijährige einschlä-
gige hauptberufl iche Tätigkeit 
nach Abschluss der berufl ichen 
Erstausbildung verfügt; hierin 
können Zeiten der für die Zulas-
sung zum Vorbereitungsdienst 
notwendigen abgeschlossenen 
berufl ichen Fortbildungen ent-
halten sein. Im Fall eines erfolg-
reich absolvierten einschlägigen 
Studiums genügt eine mindestens 
einjährige einschlägige hauptbe-
rufl iche Tätigkeit nach Beendi-
gung des Studiums außerhalb des 
Schuldienstes und

 6. in den Fällen von Nr. 4 Buchst. a, b 
und c die gesamte Einstellungsprü-
fung, im Fall der Nr. 4 Buchst. d den 
Lehrversuch und im Fall der Nr. 4 
Buchst. e die gesamte Einstellungs-
prüfung, sofern kein einschlägiges 
Studium erfolgreich absolviert wurde, 
ansonsten im Fall der Nr. 4 Buchst. e 
den Lehrversuch erfolgreich absol-
viert hat.“ 

b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „Vorbereitungsdienst“ 
werden die Worte „für die Qualifi kation 
zur Fachlehrerin bzw. zum Fachlehrer an 
berufl ichen Schulen“ eingefügt.

bb) Vor den Worten „den Bewerber“ werden 
die Worte „die Bewerberin bzw.“ einge-
fügt.

cc) Das Wort „Lehrer“ wird durch das Wort 
„Lehrkraft“ ersetzt. 

c) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Zulassung der Beamtinnen und 
Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes 
zur pädagogischen Ausbildung im Rahmen 
der Ausbildungsqualifi zierung zur Fachlehre-
rin bzw. zum Fachlehrer an den Landesfeuer-
wehrschulen erfolgt gemäß § 30 Abs. 4 Satz 1 
FachV-Fw.“

5. In der Überschrift des Abschnitts II werden die 
Worte „für die Qualifi kation zur Fachlehrerin bzw. 
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zum Fachlehrer an berufl ichen Schulen“ ange-
fügt.

6. In § 4 werden die Worte „in der Laufbahn des 
Fachlehrers“ durch die Worte „zur Qualifi kation 
für den Einstieg in der dritten Qualifi kationsebe-
ne der Fachlaufbahn Bildung und Wissenschaft 
im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus als Fachlehrerin bzw. als 
Fachlehrer“ ersetzt.

7. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Anstellungs-
prüfung“ durch die Worte „Qualifi kations-
prüfung und die Zusammensetzung des Prü-
fungsausschusses“ ersetzt.

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Prüfungsausschuss beauftragt 
eine Lehrkraft mit entsprechender Befähi-
gung mit der Erstellung des Deutschtests; 
dieser wird vom Prüfungsausschuss überprüft 
und zur Prüfung freigegeben.“ 

8. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Sätze 1 und 2 werden durch folgende 
neue Sätze 1 bis 3 ersetzt:

„1Die Einstellungsprüfung besteht für 
Personen, welche die Qualifi kation als 
Fachlehrerin oder Fachlehrer für gewerb-
lich-technische Berufe, für Ernährung und 
Versorgung und für Schreibtechnik ge-
mäß § 1 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 2 oder Nr. 3 
anstreben, aus einem Lehrversuch und 
einem schriftlichen Deutschtest. 2Für Per-
sonen, welche die Qualifi kation als Fach-
lehrerin oder als Fachlehrer für sozialpäd-
agogische oder sozialpfl egerische Berufe 
gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 erwerben 
wollen, umfasst die Einstellungsprüfung 
nur einen Lehrversuch. 3Für Personen, 
welche die Qualifi kation als Fachlehrerin 
oder als Fachlehrer für Gesundheitsberu-
fe gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 erwerben 
wollen, umfasst die Einstellungsprüfung, 
sofern kein einschlägiges Studium absol-
viert wurde, einen Lehrversuch und einen 
schriftlichen Deutschtest; sofern sie ein 
einschlägiges Studium erfolgreich absol-
viert haben, umfasst die Einstellungsprü-
fung nur einen Lehrversuch.“ 

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „4 Buchst. a, b 
oder c“ durch die Worte „4 Buchst. a, b, c, 

d oder Buchst. e“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „der Leiter“ 
durch die Worte „die Leiterin bzw. der 
Leiter“ ersetzt.

c) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „§ 3 Abs. 1 
Nr.  4 Buchst. a oder c“ durch die Wor-
te „§ 3 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a, b, c oder 
Buchst. e, sofern im Fall von Buchst. e 
kein einschlägiges Studium erfolgreich 
absolviert wurde,“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „§ 3 Abs. 1 
Nr.  4 Buchst. b“ durch die Worte „§  3 
Abs. 1 Nr. 4 Buchst. d oder Buchst. e, so-
fern im Fall von Buchst. e ein einschlägi-
ges Studium erfolgreich absolviert wur-
de,“ ersetzt.

9. § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7

Geltung der Einstellungsprüfung

Das Ergebnis der Einstellungsprüfung gilt für 
Bewerberinnen und Bewerber unbeschadet des 
Art. 115 Abs. 1 Nr. 4 BayBG lediglich für das lau-
fende Einstellungsjahr.“

10. In der Überschrift des Abschnitts III werden die 
Worte „zur Qualifi kation als Fachlehrerin bzw. 
als Fachlehrer an berufl ichen Schulen und für die 
pädagogische Ausbildung zur Qualifi kation als 
Fachlehrerin bzw. als Fachlehrer für Brand- und 
Katastrophenschutz an Landesfeuerwehrschulen“ 
angefügt.

11. § 8 erhält folgende Fassung:

„§ 8

Zulassung zum Vorbereitungsdienst

Die Zulassung für Bewerberinnen und Bewer-
ber zum Vorbereitungsdienst im Bereich der be-
rufl ichen Schulen erfolgt durch die Regierung von 
Mittelfranken unter Berücksichtigung der Ausbil-
dungskapazität und 

1. in den Fällen von § 3 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a, 
b, c und e, sofern im Fall von Buchst. e kein 
einschlägiges Studium erfolgreich absolviert 
wurde, der in der Einstellungsprüfung erziel-
ten Gesamtnoten, bzw.

2. in den Fällen von § 3 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. d und 
e, sofern im Fall von Buchst. e ein einschlägi-
ges Studium erfolgreich absolviert wurde, der 
im Abschlusszeugnis des Studiums sowie der 
im Lehrversuch erzielten Note.“
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12. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Vorberei-
tungsdienst“ die Worte „im Bereich der beruf-
lichen Schulen“ eingefügt.

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Vorberei-
tungsdienstes“ die Worte „im Bereich der be-
rufl ichen Schulen“ eingefügt.

13. § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10

Dauer und Gestaltung des Vorbereitungsdienstes 
sowie der pädagogischen Ausbildung

(1) Der Vorbereitungsdienst für Fachlehrer-
anwärterinnen und -anwärter an berufl ichen 
Schulen sowie die pädagogische Ausbildung der 
Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechni-
schen Dienstes dauern ein Jahr.

(2) Die Ausbildung während des Vorberei-
tungsdienstes und die pädagogische Ausbildung 
erfolgen gemeinsam durch das Staatsinstitut.

(3) Die Ausbildung umfasst jeweils einen 
Pfl ichtbereich mit Schulpraktika an der jeweils 
einschlägigen Schulart, gemeinsame Vorlesungen 
und Seminare aus den Bereichen der Pädagogik 
einschließlich sonderpädagogischer Inhalte, Psy-
chologie, Didaktik, gegebenenfalls Fachdidaktik, 
Schulrecht/Schulkunde und Kommunikation.

(4) Die Fachlehreranwärterinnen und -an-
wärter sowie die Beamtinnen und Beamten des 
feuerwehrtechnischen Dienstes unterliegen den 
Weisungen des Staatsinstituts.“

14. In der Überschrift des Abschnitts IV wird das Wort 
„Anstellungsprüfung“ durch das Wort „Qualifi ka-
tionsprüfungen“ ersetzt.

15. §§ 11 und 12 erhalten folgende Fassung:

„§ 11

Durchführung und Zweck 
der Qualifi kationsprüfungen 

(1) 1Die Qualifi kationsprüfung für Fachleh-
reranwärterinnen und -anwärter an berufl ichen 
Schulen sowie die Qualifi kationsprüfung für 
Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtech-
nischen Dienstes im Rahmen der Ausbildungs-
qualifi zierung werden grundsätzlich gemeinsam 
vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
durchgeführt. 2Sie bestehen aus einem schriftli-
chen, einem mündlichen und einem schulprakti-
schen Teil.

(2) Zweck der Qualifi kationsprüfungen ist 
es festzustellen, ob die Fachlehreranwärterinnen 

und -anwärter bzw. die Beamtinnen und Beam-
ten des feuerwehrtechnischen Dienstes nach ih-
ren allgemeinen, fachlichen und pädagogischen 
Kenntnissen und Fähigkeiten für das Amt der 
Fachlehrerin bzw. des Fachlehrers an berufl ichen 
Schulen bzw. für Ämter ab der dritten Qualifi kati-
onsebene bis zur Besoldungsgruppe A 11 an den 
Landesfeuerwehrschulen geeignet sind. 

(3) Alle mit der Durchführung und Abnahme 
der Prüfungen beauftragten Personen sind zur 
Wahrung des Amtsgeheimnisses in sämtlichen 
Prüfungsgeschäften verpfl ichtet.

(4) 1Nach Abschluss der Qualifi kationsprü-
fungen wird den Personen, die an den Prüfungen 
teilgenommen haben, auf Antrag Einsicht in die 
bewerteten Prüfungsakten gewährt. 2Ort, Dauer 
und Zeitpunkt der Einsichtnahme werden von der 
Leitung des Staatsinstituts bestimmt.

§ 12

Prüfungsausschuss

1Zur Durchführung der Qualifi kationsprüfun-
gen wird vom Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus ein Prüfungsausschuss bestellt. 2Die-
ser besteht aus dem Leitenden Seminarvorstand 
des Staatlichen Studienseminars für das Lehramt 
an berufl ichen Schulen als vorsitzendem Mit-
glied sowie aus der Leiterin bzw. dem Leiter des 
Staatsinstituts und jeweils zwei Lehrkräften mit 
Einstieg in der dritten und der vierten Qualifi ka-
tionsebene. 3Der Leitende Seminarvorstand und 
die Leiterin oder der Leiter des Staatsinstituts 
sind ständige Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses. 4Die übrigen Mitglieder werden für die Dau-
er von drei Jahren bestellt. 5Für das vorsitzende 
Mitglied wird eine Person aus dem Staatsminis-
terium für Unterricht und Kultus, Bereich beruf-
liche Schulen mit Einstieg in der vierten Quali-
fi kationsebene, als Vertreter bestimmt; für die 
übrigen Mitglieder wird jeweils eine Person mit 
Einstieg in der gleichen Qualifi kationsebene wie 
die zu vertretende Person als Vertreter bestimmt. 
6Sofern ein nicht ständiges Mitglied oder ein 
Vertreter aus dem Dienst ausscheidet, kann für 
den Rest der vorgesehen Amtszeit eine andere 
Person für das jeweilige Amt bestimmt werden, 
sofern sie die gleichen Voraussetzungen erfüllt, 
wie die Person, für die sie in den Prüfungsaus-
schuss nachrücken soll.“

16.  § 13 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Kultus“ 
die Worte „und das Staatsministerium des 
Innern“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:
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aaa)  Vor dem Wort „Prüfer“ werden 
die Worte „Prüferinnen und“ ein-
gefügt.

bbb)  Nach den Worten „§ 17 Abs. 2“ 
werden die Worte „sowie über 
Einwendungen von Prüfungsent-
scheidungen gemäß § 23a“ ein-
gefügt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden vor dem Wort „Prü-
fern“ die Worte „Prüferinnen und“ eingefügt.

c)  Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 3 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Halbsatz   1 werden vor dem 
Wort „Prüfern“ die Worte „Prüfe-
rinnen und“ eingefügt. 

bbb)  In Halbsatz  2 werden vor dem 
Wort „Prüfer“ die Worte „Prüfe-
rinnen und“ eingefügt.

bb) Es wird folgende Nr. 4 angefügt:

„4. Es entscheidet über die Einwendun-
gen gemäß § 23a.“

17. In § 15 werden jeweils in der Überschrift sowie in 
Abs. 1 einleitender Satzteil und Abs. 2 Satz 1 vor 
dem Wort „Prüfer“ die Worte „Prüferinnen und“ 
eingefügt.

18.  § 16 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Qualifi kationsprüfungen der Fachlehreran-
wärterinnen und -anwärter sowie der Beamtinnen 
und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes 
fi nden gemeinsam einmal im Jahr statt.“

19. § 17 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Zu den Qualifi kationsprüfungen wird 
zugelassen, wer den Vorbereitungsdienst für die 
Qualifi kation zur Fachlehrerin bzw. zum Fachleh-
rer an berufl ichen Schulen bzw. die pädagogische 
Ausbildung zur Fachlehrerin bzw. zum Fachleh-
rer für Brand- und Katastrophenschutz an Landes-
feuerwehrschulen mit Erfolg abgeleistet hat. 2Die 
Feststellung hierüber trifft das Staatsinstitut auf 
Grund der während des Vorbereitungsdienstes 
bzw. der während der pädagogischen Ausbildung 
gezeigten Leistungen in den in § 10 Abs. 3 festge-
legten Bereichen.“

20.  § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 werden die Worte „einem ersten und 
einem zweiten Prüfer“ durch die Worte „einer 
ersten Prüferin bzw. einem ersten Prüfer und 
einer zweiten Prüferin bzw. einem zweiten 
Prüfer“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils vor 
dem Wort „Prüfer“ die Worte „Prüferin-
nen bzw.“ eingefügt.

bb) In Satz 3 werden vor den Worten „vom 
ersten Prüfer“ die Worte „von der ersten 
Prüferin bzw.“ eingefügt.

21. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Vor-
bereitungsdienstes“ die Worte „für die Quali-
fi kation zur Fachlehrerin bzw. zum Fachleh-
rer an berufl ichen Schulen bzw. im Lauf der 
pädagogischen Ausbildung zur Fachlehrerin 
bzw. zum Fachlehrer für Brand- und Katast-
rophenschutz an Landesfeuerwehrschulen“ 
eingefügt.

b) In Abs. 2 werden die Worte „einem ersten und 
einem zweiten“ durch die Worte „einer ersten 
Prüferin bzw. einem ersten Prüfer und einer 
zweiten Prüferin bzw. einem zweiten“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 wird das Wort „An-
wärters“ durch das Wort „Prüfl ings“ ersetzt.

d) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils vor 
dem Wort „Prüfer“ die Worte „Prüferin-
nen bzw.“ eingefügt.

bb) In Satz 3 werden vor den Worten „vom 
ersten Prüfer“ die Worte „von der ersten 
Prüferin bzw.“ eingefügt.

22. In § 22 Satz 1 wird das Wort „Anstellungsprüfung“ 
durch das Wort „Qualifi kationsprüfung“ ersetzt.

23. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Prüfung“ 
durch das Wort „Prüfungen“ ersetzt.

b) Im einleitenden Satzteil werden die Worte 
„Anstellungsprüfung ist“ durch die Worte 
„Qualifi kationsprüfungen sind“ ersetzt.

24. Es wird folgender § 23a eingefügt:

„§ 23a

Überprüfung von Prüfungsentscheidungen

(1) 1Ein Prüfl ing kann beim Prüfungsaus-
schuss schriftlich Einwendungen gegen die Be-
wertung seiner Prüfungsleistung erheben. 2Diese 
Einwendungen sind spätestens drei Monate nach 
Aushändigung der Prüfungszeugnisse oder der 
Bescheinigungen gemäß § 24 Abs. 4 konkret und 
nachvollziehbar schriftlich zu begründen.
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(2) 1Entsprechen die Einwendungen nicht 
Abs. 1, werden sie vom Prüfungsausschuss zurück-
gewiesen. 2Im Übrigen werden die Einwendungen 
im Rahmen des verwaltungsinternen Kontrollver-
fahrens den jeweiligen Prüferinnen und Prüfern 
zur Überprüfung ihrer Bewertung zugeleitet. 3Auf 
Grund der Stellungnahmen der Prüferinnen und 
Prüfer entscheidet das vorsitzende Mitglied des 
Prüfungsausschusses über die Einwendungen. 

(3) Erweist sich, dass das Prüfungsverfahren 
mit Mängeln behaftet war, die zu einer erheblichen 
Verletzung der Chancengleichheit geführt haben, 
kann der Prüfungsausschuss auf Antrag eines Prü-
fungsteilnehmers oder von Amts wegen anordnen, 
dass von einem bestimmten Prüfungsteilnehmer 
oder von allen Prüfungsteilnehmern die Prüfung 
oder einzelne Teile derselben zu wiederholen sind.

(4) 1Ein Antrag nach Abs. 3 ist unverzüglich 
schriftlich zu stellen. 2Der Antrag ist ausgeschlos-
sen, wenn seit der Aushändigung des Prüfungs-
zeugnisses oder der Bescheinigung gemäß § 24 
Abs. 4 ein Monat verstrichen ist.

(5) Sechs Monate nach Ausstellung des Prü-
fungszeugnisses oder der Bescheinigung gemäß 
§ 24 Abs. 4 darf der Prüfungsausschuss auch von 
Amts wegen Anordnungen nach Abs. 3 nicht 
mehr treffen.

(6) Durch Anträge im Sinn von Abs. 1 bis 5 
wird die Frist für die Beschreitung des Verwal-
tungsrechtswegs nicht gewahrt.“

25.  § 24 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) 1Die Fachlehreranwärterinnen und -an-
wärter, welche die Qualifi kationsprüfung bestan-
den haben, erhalten das Zeugnis über die Quali-
fi kation zur Fachlehrerin bzw. zum Fachlehrer an 
berufl ichen Schulen. 2Die Beamtinnen und Beam-
ten des feuerwehrtechnischen Dienstes, welche 
die Qualifi kationsprüfung zur Fachlehrerin bzw. 
zum Fachlehrer für Brand- und Katastrophen-
schutz im Rahmen ihrer Ausbildungsqualifi zie-
rung bestanden haben, erhalten das Zeugnis über 
die Qualifi zierung zur Fachlehrerin bzw. zum 
Fachlehrer für Brand- und Katastrophenschutz an 
Landesfeuerwehrschulen.

(2) Die Zeugnisse enthalten die Einzelnoten, 
die Gesamtprüfungsnote, das Gesamturteil (§ 21 
Abs. 3) und für den Bereich der berufl ichen Schu-
len die Qualifi kation zur Erteilung des ihrer Aus-
bildung entsprechenden fachlichen Unterrichts 
(§ 2 Abs. 1 Satz 2).“

26. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25

Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst und 
Beendigung der pädagogischen Ausbildung 

1Die Fachlehreranwärterinnen und -anwärter 
scheiden mit der Aushändigung oder Zustellung 
des Prüfungszeugnisses, der Bescheinigung nach 
§ 24 Abs. 4 oder der schriftlichen Mitteilung nach 
§ 26 Abs. 5, dass die Prüfung als nicht bestanden 
gilt, aus dem Vorbereitungsdienst aus. 2Zum glei-
chen Zeitpunkt endet für die Fachlehreranwär-
terinnen und -anwärter ihr Beamtenverhältnis 
auf Widerruf (Art. 29 LlbG). 3Für die Beamtinnen 
und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes 
endet zum gleichen Zeitpunkt die pädagogische 
Ausbildung im Rahmen ihrer Ausbildungsqualifi -
zierung.“

27.  § 26 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird das Wort „Anstellungsprüfung“ 
durch das Wort „Qualifi kationsprüfung“ er-
setzt. 

b) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) Der Schlusspunkt wird durch ein Semiko-
lon ersetzt. 

bb) Es wird folgender Halbsatz 2 angefügt:

„sofern die Prüfung als nicht bestanden 
gilt, ist eine Bescheinigung nach § 24 
Abs. 4 auszustellen.“

28. In § 28 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Vorbereitungsdienst“ die Worte „bzw. zur pä-
dagogischen Ausbildung für Beamtinnen und 
Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes“ 
eingefügt.

29. Abschnitt V erhält folgende Fassung:

„Abschnitt V

Sonstige Qualifi kation für Fachlehrerinnen und 
Fachlehrer an berufl ichen Schulen

§ 29

Berufl iche Schulen mit künstlerischer oder 
gestalterischer Ausbi  ldungsrichtung 

1Abweichend von den Abschnitten I bis IV 
kann als Fachlehrerin bzw. Fachlehrer in der drit-
ten Qualifi kationsebene der Fachlaufbahn Bil-
dung und Wissenschaft im Geschäftsbereich des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus an 
berufl ichen Schulen künstlerischer und gestalte-
rischer Ausbildungsrichtungen einsteigen, wer

1. ein einschlägiges Studium an einer Kunst-
hochschule oder an einer Fachhochschule 
abgeschlossen hat oder eine einschlägige 
Meisterprüfung oder eine staatliche Ab-
schlussprüfung an einer Fachschule einschlä-
giger Fachrichtung bestanden und einen mitt-
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leren Schulabschluss nach Art. 25 BayEUG 
oder einen vom Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus als gleichwertig anerkannten 
Bildungsstand erworben hat,

2. eine mindestens dreijährige hauptberufl iche 
einschlägige Tätigkeit außerhalb des Schul-
dienstes abgeleistet hat und

3. sich nach Erfüllung der Nrn. 1 und 2 min-
destens ein Jahr in einer hauptberufl ichen 
einschlägigen Unterrichtstätigkeit an einer 
öffentlichen oder staatlich anerkannten beruf-
lichen Schule bewährt hat; die Bewährungs-
feststellung trifft die zuständige unmittelbare 
Schulaufsichtsbehörde.

2Eine ein Jahr überschreitende hauptberufl iche 
einschlägige Unterrichtstätigkeit (Satz 1 Nr. 3) kann 
in Ausnahmefällen mit Zustimmung des Staatsmi-
nisteriums für Unterricht und Kultus auf di e haupt-
berufl iche Tätigkeit nach Satz 1 Nr. 2 angerechnet 
werden. 3Die sonstige Qualifi kation berechtigt die 
Fachlehrerinnen und Fachlehrer fachlichen Unter-
richt mit überwiegendem fachpraktischen Anteil, 
der ihrer Vorbildung entspricht, an berufl ichen 
Schulen mi t künstlerischer oder gestalterischer 
Ausbildungsrichtung zu erteilen.

§ 30

Berufl iche Schulen f ür Pfl egeberufe

1Abweichend von den Abschnitten I bis IV 
kann als Fachlehrerin bzw. Fachlehrer in der drit-
ten Qualifi kationsebene der Fachlaufbahn Bildung 
und Wissenschaft im Geschäftsbereich des Staats-
ministeriums für Unterricht und Kultus an berufl i-
chen Schulen für Pfl egeberufe einsteigen, wer

1. eine Ausbildung zur Pfl egefachkraft erfolg-
reich absolviert,

2. ein einschlägiges Studium der Pfl egepäda-
gogik oder ein vergleichbares Studium abge-
schlossen hat,

3. mindestens sechs Monate Berufspraxis ent-
sprechend einer Vollzeitbeschäftigung, die 
auch neben dem Studium erworben werden 
kann, nachweist und 

4. sich nach der Erfüllung der Nrn. 1 bis 3 min-
destens ein Jahr in einer hauptberufl ichen 
einschlägigen Unterrichtstätigkeit an einer 
öffentlichen oder staatlich anerkannten beruf-
lichen Schule bewährt hat; die Bewährungs-
feststellung trifft die zuständige unmittelbare 
Schulaufsichtsbehörde. Zusätzlich ist eine 
mündliche Prüfung im Fach Schulrecht am 
Staatsinstitut erfolgreich zu bestehen; § 19 ist 
entsprechend anwendbar. 

2Eine ein Jahr überschreitende hauptberufl iche 
einschlägige Unterrichtstätigkeit (Satz  1 Nr. 3) 
kann in Ausnahmefällen mit Zustimmung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus auf 
die hauptberufl iche Tätigkeit nach Satz 1 Nr. 2 
angerechnet werden. 3Die sonstige Qualifi kation 
berechtigt die Fachlehrerinnen und Fachlehrer 
fachlichen Unterricht mit überwiegendem fach-
praktischen Anteil, der ihrer Vorbildung ent-
spricht, an berufl ichen Schulen für Pfl egeberufe 
zu erteilen sowie zur Begleitung der praktischen 
Ausbildung außerhalb der Schule.“

30. Der bisherige § 30 wird § 31.

§ 2

1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 
2012 in Kraft. 2Mit Ablauf des 31. Juli 2012 tritt § 2 der 
Verordnung über die Zulassung zu den Laufbahnen 
der Studienräte und der Fachlehrer an Berufsfach-
schulen, Fachschulen und Fachakademien bestimm-
ter Ausbildungsrichtungen (ZLSFbAV) vom 10. De-
zember 1992 (GVBl S. 822, BayRS  2038-3-4-7-5-UK), 
geändert durch Verordnung vom 6. Juni 1994 (GVBl 
S. 462), außer Kraft.

München, den 8. März 2013

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
des Innern

Joachim  H e r r m a n n ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig  Spaenle 
Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern

Joachim Her r mann  
Staatsminister
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193Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 7/2013

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Er-
richtung der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) 
erlässt das Bayerische Staatsministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Gliederung der staatli-
chen Bibliotheksverwaltung vom 16. Juni 1999 (GVBl 
S. 283, BayRS 2240-2-WFK) wird wie folgt geändert:

1. Der Überschrift wird der Klammerzusatz 
„(BiblVwGlV)“ angefügt.

2. In §  2 Abs. 1 werden nach den Worten „Hofbi-
bliothek Aschaffenburg,“ die Worte „Staats- und 
Stadtbibliothek Augsburg,“ eingefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1.  De-
zember 2012 in Kraft.

München, den 18. März 2013

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang  H e u b i s c h ,  Staatsminister

2240-2-WFK

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung über die Gliederung  
der staatlichen Bibliotheksverwaltung

Vom 18. März 2013

Bayerisches Staatsministerium  
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang Heubisch 
Staatsminister

Vom 18. März 2013 (GVBl S. 193)
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II. Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsministerien 
für Unterricht und Kultus und Wissenschaft, Forschung und Kunst

2230.1.1.1.0-UK

Änderung der Dienstvereinbarung über die 
 Einführung und Anwendung des bayerischen 

Schulverwaltungsprogramms ASV

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 8. März 2013 Az.: I.5-5 O 1372.12/34/69

In der Anlage wird die am 8. März 2013 unterzeichnete 
Änderung der „Dienstvereinbarung über die Einführung 
und Anwendung des bayerischen Schulverwaltungspro-
gramms ASV“ vom 2. August 2011 (KWMBl S. 248, ber. 
S. 364) bekannt gemacht. Die Änderung tritt am 1. Mai 
2013 in Kraft.

Dr. Peter Mü l le r  
Ministerialdirektor
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Anlage

Die „Dienstvereinbarung über die Einführung und Anwendung des bayeri-

schen Schulverwaltungsprogramms ASV“ vom 2. August 2011 (KWMBI 

S. 248, ber. S. 364) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird das Wort „Volksschulen“ durch die Worte „Grundschu-

len, Mittelschulen“ ersetzt. 

2. Die Anlage 2 wird durch die neu gefasste Anlage 2 ersetzt. 

3. In Anlage 3 werden die Worte „für die Schulen zum Vollzug des Bayeri-

schen Datenschutzgesetzes“ (KMBek vom 19. April 2001)“ durch die 

Worte „zum Vollzug der datenschutzrechtlichen Bestimmungen für die 

Schulen in der jeweils gültigen Fassung“ ersetzt. 

4. In Anlage 4 wird im einleitenden Satz „3“ durch „2, Abschnitt 3“ ersetzt. 

München, den 8. März 2013 

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus 

Hauptpersonalrat beim Bayerischen 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

Dr. Müller 

Ministerialdirektor 

Habermann

Vorsitzender
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Anlage 2 
 Verfahrensbeschreibung 

 (zu Art. 26 Abs. 3 Satz 1 BayDSG) 

Erstmalige Verfahrensbeschreibung Änderung der Verfahrensbeschreibung vom 13.10.2011 

1. Allgemeine Angaben 
Bezeichnung des Verfahrens 
Amtliches Schulverwaltungsprogramm (ASV) 

Stand dieser Verfahrensbeschrei-
bung 
09.01.2013 

Dienststelle bzw. Dienststellen, in denen das Verfahren eingesetzt wird (Abteilungen / Sachgebiete) 
Staatliche Schulen im Sinne des Art. 3 Abs. 1 Satz 2 BayEUG 

2. Zweck und Rechtsgrundlagen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 
Zweck Rechtsgrundlagen 

Das Amtliche Schulverwaltungsprogramm unterstützt in Umsetzung des 
Bildungs- und Erziehungsauftrags der Bayerischen Verfassung die Schulen 
bei der Abwicklung der schulinternen Aufgaben und Abläufe (z.B. bei der 
Anmeldung der Schülerinnen/Schüler, der Klassenbildung, der Erfassung der 
Leistungs- und Zeugnisdaten, der Erstellung der (Abschluss-)zeugnisse, der 
Planung des Unterrichtseinsatzes der Lehrkräfte und der Organisation des 
Unterrichts).
Neben den schulischen Verwaltungsprozessen wird auch der zur Schulauf-
sicht nötige Datentransfer zwischen der Schule und den jeweils zuständigen 
Stellen der Schulaufsicht (Schulämter, Regierungen, Ministerialbeauftragte, 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus), sowie die Datenübermittlung an 
das Bayerische Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung zu statisti-
schen Zwecken unterstützt. 

− Bayerisches Gesetz über das 
Erziehungs- und Unterrichtswe-
sen (insbesondere Art. 85 und 
Art. 113b Abs. 8 BayEUG) 

− Bayerisches Datenschutzgesetz 
(Art. 15 bis 23) 

− Bayerisches Schulfinanzierungs-
gesetz

− Schulwegkostenfreiheitsgesetz 
− Bestimmungen der Schulordnun-

gen
− Lehrerdienstordnung 

3. Art der gespeicherten Daten 
Lfd.
Nr. Bezeichnung der Daten 

1. Daten der Schule Schulnummer, amtliche Schulbezeichnung, Adressdaten, Außenstellen, 
ASD-Ansprechpartner, zuständige Schulaufsicht, Schulträger, Schulauf-
wandsträger, organisatorische Verkettung mit anderer Schule, Schulart, 
Bildungsgänge [Ausbildungsrichtung, Fachrichtung, Fremdsprachenprofil], 
Angebot für ganztägige Betreuung, Unterbringungsangebot, sonstige Zu-
satzangebote, informationstechnische Ausstattung, sonstige Ausstattung 

2. Daten zu Lehrkräften und 
zum nicht unterrichtenden 
Personal 

2.1 Grunddaten Name, Vornamen, Anrede, Namensbestandteile, Namenskürzel, Geschlecht, 
Geburtsname, Geburtsort, akademische Grade, Tag der Geburt, Staatsan-
gehörigkeit, 
Personenkennzahlen (Personalnummer aus VIVA, Personal-
verwaltungssysteme/Bezüge/nichtstaatlicher Dienstherr), 
Zugang zum päd. Netz, Zugang zum Verwaltungsnetz, 
Adressdaten, Kontaktdaten (Telefonnummer, Telefaxnummer, E-Mail, URL 
[Webkommunikation]), 
Amts-/Dienstbezeichnung, Rechtsverhältnis, Beginn/Ende des Dienstverhält-
nisses, Besoldungs-/Entgeltgruppe; bei Lehrkräften: Lehramt, Art der Unter-
richtsgenehmigung, Ablauf der Unterrichtsgenehmigung; bei nicht unterrich-
tendem Personal: Art des nicht unterrichtenden Personals 
Arbeitgeber/Dienstherr, Stammschule, maximale Unterrichtspflichtzeit, redu-
zierende Stunden, Mehrarbeit, Unterrichtsmehrung/-minderung (Art und  
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Umfang), Nebentätigkeitsstunden, Ermäßigung (Grund, Umfang, Dauer), 
Teilzeit (Umfang, Grund), Freistellung/Altersteilzeit, Beurlaubung, Abwesen-
heit, Längerfristiger Ausfall (Umfang; Grund), Abordnung an nichtschulische 
Dienststelle, staatlich geförderte Wochenstunden, Sprechstundendaten, 
Postfach, Raum in der Schule, Einsatz als mobile Reserve 

2.2 Lehrbefähigung Lehramt, abgelegte Prüfungen, Fächer der Lehrbefähigung, Unterrichtsge-
nehmigung 

2.3 Lehrerlaubnis Lehramt, zugeordnete Schulart, kirchliche Lehrerlaubnis, Unterrichtsgeneh-
migung (Schulart, Fach, Begründung) 

2.4 unterrichtete Fächer Stundenzahl, unterrichtete Fächer, Summe wissenschaftlicher/ nichtwissen-
schaftlicher Unterricht 

2.5 Anrechnungsstunden Daten zur Beschäftigung und zum Einsatz (Art der Anrechnung, Stunden-
zahl, Funktion/Tätigkeit, Schule, Erläuterungen) 

2.6 Einsatz an anderer Schule Schulnummer, Summe der wissenschaftlichen/nichtwissenschaftlichen Stun-
den, Zuweisungsart 

2.7 Beschäftigungsverhältnis Schule, Schuljahr, Beschäftigungsverhältnis, Zugang, Abgang 
Abordnung an nichtschulische Dienststelle, Nebentätigkeit, Ausbildungsab-
schnitt bei Lehrkräften im Vorbereitungsdienst 

2.8 Einsatzbeschränkung Klassengruppen, in denen die Lehrkraft  nicht eingesetzt werden kann. 
2.9 Klassenleitung Klassen, in denen die Lehrkraft (stellvertretende) Klassenleitung ist. 
2.10 Lehrerbezogene Stunden-

planvorgaben 
− Welche Klassen in welchen Fächern wie viele Stunden unterrichtet wer-

den sollen 
− Stundenplanvorgaben (z.B. Minimal- und Maximalzahl der Unterrichts-

stunden/Tag bzw. /Woche, minimale und maximale Stundenzahl in der 
Mittagspause, Maximalzahl von Stunden hintereinander, Stundenpräfe-
renzen, Halbtage oder Tage) 

− Raum (nur zu führen, wenn nicht die Klasse, sondern die Lehrkraft über 
einen Stammraum verfügt) 

− Kennzeichen für besonderen Einsatz (z.B. Teilnehmer, Fachbetreuer, 
14-tägiger Wechsel) 

2.11 Lehrerbezogene Vertretungs-
planvorgaben 

− Präsenzstunden, nicht verfügbare Stunden 
− Dauer der Absenz, benötigte Zusatzstunden für Lehrkräfte 
− Absenzgrund (fester Schlüssel: dienstlich außer Haus, dienstlich im 

Haus, Klassenfahrt, Studienfahrt, Unterrichtsgang, Krankheit, Sonstiges)
− Bemerkungen zur Vertretung 

2.12 Historie über gehaltene Ver-
tretungsstunden 

Anzahl, Art, Datum 

2.13 Arbeitszeitkonto Haben, Soll 
2.14 Teilzeitantrag Teilzeit (Grund), Ermäßigungen 
2.15 Versetzungsantrag Umfang, Unterrichtsfächer, Zielschulen, Art 
2.16 Angaben mit Bezug zur Er-

stellung von Zeugnissen 
Zeugnisunterzeichner, Vorsitzende des Prüfungsausschusses zentraler 
Abschlussprüfungen 

2.17 Buchausleihdaten ausgeliehene Bücher zusammen mit Ausleihdatum und Rückgabedatum 
3. Daten der Schülerinnen und 

Schüler 
3.1 Grunddaten Familienname, Rufname, Vornamen, Namensbestandteile, Geschlecht, Tag 

der Geburt, Gültigkeit des Geburtsdatums (wenn amtliches Geburtsdatum 
unbekannt oder nur zum Teil bekannt), Geburtsort, Geburtsland, Anrede, 
Staatsangehörigkeit, Straße, Wohnort, Telefon, Art der Anschrift (Erzie-
hungsberechtigte/ Wohnheim/Sonstiges), Religionszugehörigkeit, Mutter-
sprache, Sportbefreiung; 

Telefax, E-Mail-Adresse, URL (Webkommunikation), Bankverbindung, Zah-
lungsangaben; 

Ordnungsnummer (nicht einsehbar, rein technische Speicherung) 
3.2 Daten der Erziehungsberech-

tigten
Familienname, Vornamen, Namensbestandteile, akademischer Titel, Anrede, 
Art des Erziehungsberechtigten, Straße, Wohnort, Telefon, Funktion als 
Elternvertreter; 
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Telefax, E-Mail-Adresse, URL (Webkommunikation) 

 Zusätzliche Ansprechpartner Name, Telefon, Telefax, E-Mail-Adresse, URL (Webkommunikation), Adres-
se

3.3 Gastschülereigenschaft Gastschülerstatus, Gemeindekennzahl des Wohnorts bzw. Ausbildungsbe-
triebs, Ortsteil/Sprengel, Umschüler/Selbstzahler, Kostenträger, Förderungs-
nummer

3.4 Schulweg Länge des Schulwegs, benutzte Verkehrsmittel mit Abfahrtszeit und Wo-
chentagen, Gewährung der Kostenfreiheit des Schulwegs, Haltestellen, 
Befreiung vom Nachmittagsunterricht 

3.5 Aktuelle Unterrichtsdaten Schule, Schulart, Klasse, Jahrgangsstufe, Klassenart, Unterrichtsart, Ausbil-
dungsrichtung/Fachgruppe/Wahlpflichtfächergruppe, besuchter Religions-
/Ethikunterricht, Datum der Abmeldung vom Religionsunterricht, Fremdspra-
chen, Wahlpflichtfächer, 
Wahlunterricht/Förderunterricht/Pluskurse/Arbeitsgemeinschaften, differen-
zierter Sport incl. Sportart, Erfüllung der Schulpflicht, gleichzeitiger Berufs-
schulbesuch, Ganztagesunterricht/Tagesheim, Merker für Bearbeitungsver-
merke, Stunden an anderer Schule, Klassengruppe, Daten zu Nachholfristen 

3.6 Ausbildungsda-
ten/Praktikumsdaten 

Ausbildungsbeginn/-ende, Ausbildungsart, Ausbildungsdauer, Ausbildungs-
beruf, zeitliche Organisation, Praktika; 
Kammernummer (z. B. der IHK, der HWK) 

3.7 Unterrichtsdaten zum 
kommenden Schuljahr 

neue Ausbildungsrichtung/ Wahlpflichtfächergruppe, neue Fremdsprache, 
neue Wahlpflichtfächer, neue Wahlfächer, Wechsel Religion/Ethik, neue 
Klasse, voraussichtliche Wiederholung 

3.8 Unterrichtsdaten des Vorjah-
res

Klasse, Klassenart, Unterrichtsart, Jahrgangsstufe, Ausbildungsrichtung 

3.9 Eintritt Anmeldedatum, Eintrittsdatum, Eintrittsjahrgangsstufe, fehlende Unterlagen 
(Art, Erläuterung, Termin), von Schule, von Schulart, von Jahrgangsstufe, 
Daten zu Probezeit/Nachfristen, Jahr und Art des mittleren Schulabschlus-
ses, schulische Vorbildung, berufliche Vorbildung, Eignung lt. Übertrittszeug-
nis, Daten zur Aufnahmeberechtigung 

3.10 Schullaufbahn Für jedes Schuljahr: Schule, Jahrgangsstufe, Schulbesuchsjahr, Klassen-
gruppe, Bildungsgang, ggf. Grund für Änderung/Wechsel, Zusatzinfo für 
Änderung/Wechsel (regu-
lär/freiwillig/Pflicht/geeignet/erfasst/gelöscht/geändert), Feststellung der 
Übertrittseignung; 
Jahre Frühförderung (nur bei Förderschulen), Jahre schulvorbereitende 
Einrichtung, Einschulung, Wiederholungen, übersprungene Jahrgangsstufe, 
Jahr des Zuzugs nach Deutschland, Notenausgleich im vergangenen Schul-
jahr, Nachprüfung, Besuch der Jahrgangsstufe 1A, Fremdsprachenfolge 
(Fach, von Jahrgangsstufe, bis Jahrgangsstufe, Feststellungsprüfung, Be-
merkung zur Feststellungsprüfung) 

3.11 Austritt Ergänzungsprüfung, Prüfungsende, Eignung weiterführende Schule, beab-
sichtigter Wechsel, Austrittsdatum, Abschluss, Austritt wohin (bei Mittelschu-
labgängerinnen/-abgängern bzw. Mittelschulabsolventinnen/-absolventen 
[ohne Schülerinnen/Schüler des M-Zugs] voraussichtlicher schulischer oder 
beruflicher Verbleib im kommenden Schuljahr); 

bei Mittelschulabgängerinnen/-abgängern bzw. Mittelschulabsolventinnen/-
absolventen (ohne Schülerinnen/Schüler des M-Zugs): Art des voraussichtli-
chen Abschlusses der Mittelschule, voraussichtliche Note im Fach Deutsch, 
beruflicher Interessenschwerpunkt 

3.12 Gesundheitsdaten  

Gesundheitsdaten bei Schü-
lerinnen/Schülern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf  

Legasthenie/LRS-Attest

Behinderungen (Art), Pflegeaufwand, Schulbegleiter, Kostenträger, Ende der 
Kostenübernahme (Jahr), sonderpädagogischer Förderbedarf, letztes son-
derpädagogisches/sonstiges Gutachten (Jahr), letzter förderdiagnostischer 
Bericht (Jahr) 
– vgl. Art. 85 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Art. 20, Art. 30a Abs. 8 Satz 1 und 2, Art. 
30b Abs. 2 und 4, Art. 41 Abs. 3-6 BayEUG, §§ 14-22 VSO-F 
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3.13 besondere pädagogische 
Maßnahmen 

sonderpädagogische Förderung, Förderplan, Ergänzungsunterricht, Förder-
unterricht, Förderkurs für Lese- und Rechtschreibschwäche, Verzicht auf 
Ziffernnoten (Verbalbeurteilung), Intensivkurs oder Förderunterricht in deut-
scher Sprache, muttersprachlicher Unterricht für Ausländer (Sprache), Ein-
gliederungsförderung für Aussiedler 

3.14 Zeugnisdaten (ohne Ab-
schlussprüfung) 

Noten/Verbalbeurteilungen, Zeugnisbemerkungen, Klassenziel, Gefährdung 
des Vorrückens 

3.15 Daten zur Abschlussprüfung Jahrgang, Schülerstatus, Stammschule, bisherige Ausbildungsrichtung, 
Daten zur bisherigen Schullaufbahn, Daten für besondere Form der Ab-
schlussprüfung, ggf. abweichender Rechtsstand, Wiederholungen in voraus-
gehenden Jahrgangsstufen, Thema und Note der Seminararbeit, Bemerkun-
gen zum Ausbildungsabschnitts-/Abschlussprüfungszeugnis, Gefährdung, 
Zulassung zur Abschlussprüfung, Kursbelegung, Daten der abgeschlosse-
nen Fächer (Fach, Abschlussjahrgangsstufe, Noten/Verbalbeurteilungen, 
ggf. erworbene Qualifikation) 

3.16 Leistungsdaten Note/Verbalbeurteilung, Art, Gewichtung, Datum der Leistungsbewertung, 
Gegen-stand der Leistungsbewertung (schriftliche, mündliche, praktische 
Leistungen), Zeugnisbemerkungen, Daten zum Erreichen des Klassenziels 
(aktuelles Schuljahr, Vorjahr), ggf. besondere Gewichtung (insbesondere 
wegen Legasthenie), Art der Wiederholung 

3.17 Ergebnisse der Jahrgangsstu-
fentests und der Orientie-
rungsarbeiten 

Ergebnisse der Jahrgangsstufentests und der Orientierungsarbeiten (erreich-
te Punkte je Aufgabe, Grund für Nichtteilnahme [sonderpädagogische Förde-
rung, Lese-Rechtschreibschwäche]) 

3.18 Buchausleihdaten ausgeliehene Bücher zusammen mit Ausleihdatum und Rückgabedatum 
3.19 Fehltage von, bis, Kalendertage, Schultage, Art, Grund  
3.20 Unterbringung/Betreuung Art und Umfang der Unterbringung/Betreuung/ganztägigen Förderung 
3.21 Funktion im Schulleben z.B. Schülersprecher/-in, Klassensprecher/-in o.ä. 
3.22 Geschwister Geschwister an derselben Schule 
4. Daten der Klassen Anschrift, ausgelagert (Ort), Partner-/Kooperationsklasse, Außenstelle, Be-

merkung, Blockgruppe, Berufsvorbereitende Maßnahme (schulischer Teil), 
Förderschwerpunkt, Berufsfeld, Klassenart 

5. Unterrichtselemente Fach, Unterrichtsart, unterrichtende Lehrkräfte, ggf. ergänzendes Betreu-
ungspersonal, unterrichtete Schülerinnen/Schüler, ggf. Information zur Kop-
pelung mit anderen Unterrichtselementen bzw. zur Blockbildung, zeitliche 
Organisation (Wochentag, Uhrzeit, Wiederholungsfaktor, Unterrichtstage), 
Raum, Gebäude, organisatorische Bemerkung 

6. Externe Prüfungsteilnehme-
rinnen/ Prüfungsteilnehmer 

Name, Vornamen, Geburtsmonat und -jahr, Tag der Geburt, Geburtsort, 
Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Migrationshintergrund (Geburtsland, Jahr 
des Zuzugs nach Deutschland, Muttersprache deutsch/nicht deutsch), Jahr 
der Ersteinschulung, erworbene Abschlüsse, Ordnungsnummer (nicht ein-
sehbar, rein technische Speicherung) 

7. Daten der Abschlussprü-
fung für die Schülerinnen 
und Schüler sowie die ex-
ternen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer 

schriftliche/mündliche/Gesamt-Noten bzw. Verbalbeurteilungen der Prü-
fungsfächer, Bestehen der Abschlussprüfung, Bemerkungen über eventuel-
len Notenausgleich und eventuelles Überwiegen der Jahresnote, Zeugnis-
bemerkungen 

Bei externen Teilnehmerinnen und Teilnehmern: von der Herkunftsschule in 
den schriftlichen Fächern der Abschlussprüfung mitgebrachte Noten/ Verbal-
beurteilungen. 

8. Daten der Programmnutze-
rinnen/-nutzer 

8.1 Grunddaten Name, Vorname, Kennung 
8.2 Kommunikationsdaten Telefon, Telefax, E-Mail, URL (Webkommunikation) 
8.3 Berechtigungen Berechtigungen, Rollen, Begründung/Zweck 
8.4 Log-Daten Datum der letzten Passwortänderung, Datum der letzten Anmeldung, Fehl-

versuche
8.5 Historisierung Information über angelegte/geänderte/gelöschte Datensätze 
8.6 Protokoll über den Abruf von 

Schülerdaten aus ASD 
Benutzer, Zeitstempel, abgerufene Daten, Abrufart 

9. Daten des Verwaltungsper-
sonals und des externen 
Betreuungspersonals 
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9.1 Grunddaten Familienname, Vorname, Namensbestandteile, Geburtsname, Geschlecht, 
Geburtsdatum, Anrede, zugehörige Schule, Schulart, Art 

9.2 Zugang zum päd. Netz, Zu-
gang zum Verwaltungsnetz 

9.3 Kommunikationsdaten Straße, Wohnort, Telefon; 
Telefax, E-Mail-Adresse, URL (Webkommunikation) 

9.4 arbeitsrechtliche Zusatzanga-
ben

z. B. Beginn des Mutterschutzes, Beginn der Elternzeit 

10 Daten der Betrie-
be/Praktikumsstellen 

10.1 Grunddaten Name, Anschrift, Typ, Telefonnummer, Telefaxnummer, E-Mail-Adresse, 
URL des Betriebs (Webkommunikation), Mutterkonzern, Einrichtung 
Bund/Land 

10.2 Ansprechpartner im Betrieb Name, Vorname, Art, Zuständigkeit, Telefonnummer, Telefaxnummer, E-
Mail-Adresse, URL (Webkommunikation) 

10.3 Zuordnung zu den Schülerin-
nen/Schülern 

4. Kreis der Betroffenen 
− Alle Schülerinnen und Schüler die im kommenden, laufenden oder vergangenen Schuljahr die Schule besu-

chen oder besucht haben sowie deren Erziehungsberechtigte (auch frühere Erziehungsberechtigte gemäß 
Art. 88a BayEUG), 

− alle externen Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, die im laufenden oder im vergangenen 
Schuljahr die Schule besuchen oder besucht haben, 

− Lehrkräfte, nicht unterrichtendes Personal, Verwaltungspersonal der Schule sowie externes Betreuungsper-
sonal, das im folgenden, laufenden oder vergangenen Schuljahr der Schule tätig sein wird/ist/war, 

− Ansprechpartner in Ausbildungsbetrieben, 
− alle aktuell oder im vergangenen Schuljahr zur Nutzung des Programms berechtigten Personen. 

5. Art der regelmäßig zu übermittelnden Daten und deren Empfänger 
 Empfänger und Aufga-

be, zu deren Erfüllung 
die Daten übermittelt 

werden 

Rechtsgrundlage 
der Übermittlung 

automati-
siertes 

Abrufver-
fahren

(ja/nein)

Anlass der 
Übermittlung 

Übermittelte Daten der Lehrkräfte 
und des nicht unterrichtenden 
Personals:
Name, Vornamen, Geschlecht, 
Geburtsname, akademische Grade, 
Tag der Geburt, Arbeitgeber bzw. 
Dienstherr, Besoldungs- bzw. Ent-
geltgruppe, Rechtsverhältnis, Funk-
tion in der Schulleitung, Be-
ginn/Ende des Dienstverhältnisses, 
Personenkennzahl, Lehrbefähigung 
(Lehramt/abgelegte Prüfungen, 
Fächer der Lehrbefähigung, Unter-
richtsgenehmigung); Daten zur 
Beschäftigung und zum Einsatz 
(Schule[-n], Unterrichtspflichtzeit, 
Teilzeit [Stundenzahl, Grund, Ar-
beitszeitmodell], Mehrar-
beit/Nebentätigkeit, Beschäfti-
gungskategorie, Beurlaubung, au-
ßerschulische Abordnung, länger-
fristige Abwesenheit, Reduktionen  

Empfänger:
zuständiges staatliches 
Schulamt (bei Grund- 
bzw. Mittelschulen), zu-
ständige Regierung, zu-
ständige/-r Ministerialbe-
auftragte/-r, Staatsministe-
rium für Unterricht und 
Kultus

Aufgabe: 
Meldung an Schulauf-
sichtsbehörden zur Erfül-
lung folgender Aufgaben: 
Unterrichtsplanung der 
staatlichen Schulen, Prü-
fung der Unterrichtssitua-
tion

Art. 85 Abs. 1 Satz 
5 Nr. 3 i.V.m. Art. 
113a Abs. 2 Bay-
EUG

nein Unterstützung 
der Schulver-
waltung 
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[wegen Behinderung, Alter, Anrech-
nungen], Zugangsart, Abgangsart, 
erteilter Unterricht [Beziehung zu 
den Unterrichtseinheiten]); Adress-
daten, Geburtsort, Amts- bzw. 
Dienstbezeichnung; Ausbildungsab-
schnitt bei Lehrkräften im Vorberei-
tungsdienst, Einsatz als mobile 
Reserve, Arbeitszeitkonto 

Übermittelte Daten:
Daten der Schülerinnen und Schü-
ler:

Hilfsmerkmale: 

Name, Vornamen, Tag der Geburt, 
Geburtsort, Ordnungsmerkmal 
gemäß Art. 85a Abs. 3 Satz 4 Bay-
EUG

Erhebungsmerkmale: 

Geburtsmonat und -jahr, Ge-
schlecht, Staatsangehörigkeit, 
Migrationshintergrund (Geburtsland, 
Jahr des Zuzugs nach Deutschland, 
Muttersprache deutsch/nicht 
deutsch), Religionszugehörigkeit 
(soweit für die Schulpraxis erforder-
lich), Jahr der Ersteinschulung, 
erworbene Abschlüsse, Daten zur 
Förderung (sonderpädagogische 
Förderung, Teilleistungsstörungen, 
sonstige Fördermaßnahmen), ganz-
tägige Betreuung, Schülerheim oder 
Internat, Gastschulverhältnis, über-
trittsrelevante Daten zur Schullauf-
bahn (aktuell besuchte Schule, 
Schulpflicht, Feststellung zur Über-
trittseignung betreffend Mittelschule, 
Realschule und Gymnasium, Vor-
bildung, Austrittsdatum, Zielschule), 
Daten zum aktuellen Unterricht 
(Jahrgangsstufe, Bildungsgang, 
Fremdsprachen, Berufsausbildung, 
Erreichen des Ziels der Jahrgangs-
stufe [ja/nein], Art der Wiederho-
lung, Art des Vorrückens) 

Daten der externen Prüfungsteil-
nehmerinnen und Prüfungsteilneh-
mer:

Hilfsmerkmale: 

Name, Vornamen, Tag der Geburt, 
Geburtsort, Ordnungsmerkmal 
gemäß Art. 85a Abs. 3 Satz 4 Bay-
EUG

Erhebungsmerkmale: 

Geburtsmonat und -jahr, Ge-
schlecht, Staatsangehörigkeit, 
Migrationshintergrund (Geburtsland, 
Jahr des Zuzugs nach Deutschland, 
Muttersprache deutsch/nicht 
deutsch), Jahr der Ersteinschulung, 
erworbene Abschlüsse 

Empfänger: 
Landesamt für Statistik 
und Datenverarbeitung 

Aufgabe: 
Bildungsplanung, Organi-
sation des Schulwesens 

Art. 113b Abs. 6 
und 8 BayEUG 

nein Amtliche Schul-
statistik
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Daten der Lehrkräfte und des nicht 
unterrichtenden Personals:

Hilfsmerkmale: 

Name, Vornamen, Geburtsname, 
Tag der Geburt, Geburtsort, aka-
demischer Grad, Personenkennzahl 

Erhebungsmerkmale: 

Geschlecht, Geburtsmonat und -
jahr, Staatsangehörigkeit, Arbeitge-
ber bzw. Dienstherr, Besoldungs- 
bzw. Entgeltgruppe, Rechtsverhält-
nis, Funktion in der Schulleitung, 
Beginn/Ende des Dienstverhältnis-
ses, Lehrbefähigung (Lehr-
amt/abgelegte Prüfungen, Fächer 
der Lehrbefähigung, Unterrichtsge-
nehmigung), Daten zur Beschäfti-
gung und zum Einsatz (Schule[-n], 
Unterrichtspflichtzeit, Teilzeit [Stun-
denzahl, Grund, Arbeitszeitmodell], 
Mehrarbeit/Nebentätigkeit, Beschäf-
tigungskategorie, Beurlaubung, 
außerschulische Abordnung, länger-
fristige Abwesenheit, Reduktionen 
[wegen Behinderung, Alter, Anrech-
nungen], Zugangsart, Abgangsart, 
erteilter Unterricht [Beziehung zu 
den Unterrichtseinheiten]); Amts- 
bzw. Dienstbezeichnung, Ausbil-
dungsabschnitt bei Lehrkräften im 
Vorbereitungsdienst, Einsatz als 
mobile Reserve, Arbeitszeitkonto 

die von Schülerinnen und Schülern 
im laufenden Schuljahr besuchten 
Unterrichtseinheiten (Erhebungs-
merkmale)

Daten der Schule  (Erhebungs-
merkmale):

Schulnummer, amtliche Schulbe-
zeichnung, Adressdaten, Außenstel-
len, Ansprechpartner, zuständige 
Schulaufsicht, Schulträger, Schul-
aufwandsträger, organisatorische 
Verkettung mit anderer Schule, 
Schulart, Bildungsgänge [Ausbil-
dungsrichtung, Fachrichtung, 
Fremdsprachenprofil], Angebot für 
ganztägige Betreuung, Unterbrin-
gungsangebot, sonstige Zusatzan-
gebote, informationstechnische 
Ausstattung, sonstige Ausstattung 
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Daten zum Unterricht und dessen 
Organisation (Erhebungsmerkmale):

Daten der Klassen (Schule, Be-
zeichnung, Jahrgangsstufe, Klas-
senart, Bildungsgang, Fachklassen-
gliederung, Blockunterricht, Förder-
schwerpunkt, Organisationsform, 
Auslagerung); 

Daten der Unterrichtseinheiten
(Klassen/Klassengruppen, Fach, Art 
des Unterrichts, zeitlicher Umfang, 
Stundenkürzung/zusätzlicher Leh-
rerbedarf [Stunden, Grund]) 

Übermittelte Daten:
Klasse, Name, Vornamen, Geburts-
datum, Gemeindekennzahl (des 
Wohnortes beziehungsweise bei 
Berufsschülern mit Beschäftigungs-
verhältnis des Orts des Ausbil-
dungsbetriebs), Schuleintritt;  
bei Berufsschulen zudem Ausbil-
dungsberuf, Ausbildungsbeginn, 
Ausbildungsende, Name und An-
schrift des Ausbildungsbetriebs 

Empfänger: 
zuständiger Aufwandsträ-
ger

Aufgabe: 
Feststellung der Gast-
schülereigenschaft  

Art. 85 Abs. 1 Satz 
1 BayEUG i.V.m.  
Art. 10 und 19 
BaySchFG  

nein Gastschülerliste 

Übermittelte Daten: 
Klasse, Name, Vornamen, Geburts-
datum, Anschrift, Ausbildungsberuf, 
Name und Anschrift des Ausbil-
dungsbetriebs, Beginn und Ende 
der Ausbildungszeit 

Empfänger: 
jeweils zuständige Hand-
werkskammer 

Aufgabe: 
Zusammenarbeit der 
Berufsschulen mit außer-
schulischen Stellen - 
Meldung der Berufsschü-
lerinnen und Berufsschü-
ler an die Träger überbe-
trieblicher Unterwei-
sungsmaßnahmen 

 Art. 85 Abs. 1 Satz 
1 BayEUG i.V.m. 
Art. 59 Abs. 3
BayEUG und § 21 
BSO

nein Schülerliste für 
Handwerks-
kammer
(nur für Berufs-
schulen)

Übermittelte Daten: 
Kammernummer, Durchschnittsnote 
des Abschlusszeugnisses der Be-
rufsschule, bei Verzicht auf Ziffern-
noten die Verbalbeurteilung 

Empfänger: 
die für die Berufsausbil-
dung zuständigen Stellen

Aufgabe: 
Ausweisung der Durch-
schnittsnote des Ab-
schlusszeugnisses bzw. 
der Verbalbeurteilung der 
Berufsschule im Berufs-
abschlusszeugnis

Art. 85 Abs. 1 Satz 
1 BayEUG i.V.m. § 
37 Abs. 2 Satz 2 
des Berufsbil-
dungsgesetzes 

nein Durchschnitts-
note/ Verbalbe-
urteilung des 
Abschlusszeug-
nisses der Be-
rufsschule

Übermittelte Daten: 
amtliche Schulbezeichnung, Klasse, 
Name, Vorname(n), Geburtsdatum, 
Anschrift

Empfänger: 
zuständiger Aufgabenträ-
ger der Schülerbeförde-
rung

Aufgabe: 
Ermittlung der Schulweg-
kostenfreiheit 

Art. 85 Abs. 1 Satz 
1 BayEUG i.V.m. 
Art. 3 Abs. 4 
BaySchFG , Art. 1 
Abs. 1 und Art. 5 
des Gesetzes über 
die Kostenfreiheit 
des Schulwegs 
i.V.m. der Verord-
nung über die 
Schülerbeförde-
rung

nein Schülerliste zur 
Kostenfreiheit 
des Schulwegs 
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Übermittelte Daten: 
verpflichtende Angaben:
Name, Vornamen, Geburtsdatum, 
Anschrift,  besuchte Mittelschule, 
Klasse, Schulamtsbezirk,
voraussichtlicher schulischer oder 
beruflicher Verbleib im kommenden 
Schuljahr 

freiwillige Angaben:
Art des voraussichtlichen Abschlus-
ses der Mittelschule, voraussichtli-
che Note im Fach Deutsch, berufli-
cher Interessenschwerpunkt 

Empfänger: 
zuständiges staatliches 
Schulamt, zuständige 
Berufsschule

Aufgabe: 
Überwachung der Schul-
pflicht, Begleitung von 
Abgängerinnen und Ab-
gänger und Absolventin-
nen/Absolventen der Mit-
telschule [ohne Schülerin-
nen/Schüler des M-Zugs] 
im Übergang Schule-Beruf

betr. die verpflich-
tenden Angaben
Art. 85 Abs. 1 Satz 
1 i.V.m. Art. 39 
BayEUG und § 27 
VSO;

betr. die freiwilligen 
Angaben
Art. 15 BayDSG 

nein Erfassung des 
Verbleibs von 
Abgängern der 
Mittelschule

6. Regelfristen für die Löschung der Daten oder für die Prüfung der Löschung 
Lfd. Nr. von 
Abschnitt 3 

Beschreibung Regelfrist für die Löschung der Daten oder für die 
Prüfung der Löschung 

Nr. 1.  ASD-Ansprechpartner der Schule  Löschung spätestens am Ende des laufenden Schuljah-
res

Nr. 2.
außer: 2.8 – 
2.12 und 2.17 

Daten zu Lehrkräften und zum nicht unter-
richtendem Personal ohne Daten zur 
Einsatzbeschränkung, zur Klassenleitung, 
zum Stundenplan, zum Vertretungsplan, zur 
Buchausleihe  

Löschung spätestens am Ende des nachfolgenden 
Schuljahres, in dem die Lehrkraft/ die nicht unterrichten-
de Person von der Schule abgegangen ist. 

Nr. 2.9, 2.11 ⎯ Daten zur Klassenleitung 
⎯ Daten zum Vertretungsplan 

Löschung spätestens am Ende des nachfolgenden 
Schuljahres 

Nr. 2.8, 2.10, 
2.12

⎯ Daten zur Einsatzbeschränkung 
⎯ Daten zum Stundenplan 

Löschung spätestens am Ende des laufenden Schuljah-
res

Nr. 2.17 Buchausleihdaten der Lehrkräfte und des 
nicht unterrichtenden Personals 

Löschung, sobald das Buch zurückgegeben wird, spä-
testens jedoch am Ende des nachfolgenden Schuljahres, 
in dem die Lehrkraft/die nicht unterrichtende Person von 
der Schule abgegangen ist 

Nr. 3.
außer: Nr. 3.5, 
3.7, 3.8, 3.16, 
3.17, 3.18 

⎯ Daten der Schülerinnen und Schüler 
ohne Unterrichtsdaten, Leistungsdaten, 
Jahrgangsstufentests/ Orientierungsar-
beiten, Buchausleihe; 

⎯ Daten der Erziehungsberechtigten 

Löschung spätestens am Ende des nachfolgenden 
Schuljahres, in dem die Schülerin/der Schüler von der 
Schule abgegangen ist 

Nr. 3.5, 3.7, 
3.8, 3.16, 3.17 

⎯ Unterrichtsdaten der Schülerinnen und 
Schüler,  

⎯ Leistungsdaten der Schülerin-
nen/Schüler (ohne Zeugnisdaten), 

⎯  Jahrgangsstufentests/ Orientierungs-
arbeiten 

Löschung spätestens am Ende des nachfolgenden 
Schuljahres 

 Nr. 3.18 Buchausleihdaten der Schülerinnen/ Schü-
ler

Löschung, sobald das Buch zurückgegeben wird, spä-
testens jedoch am Ende des nachfolgenden Schuljahres, 
in dem die Schülerin/ der Schüler von der Schule abge-
gangen ist 

Nr. 4. Daten der Klassen Löschung spätestens am Ende des nachfolgenden 
Schuljahres, in dem die Schülerin/der Schüler von der 
Schule abgegangen ist 

Nr. 5. Unterrichtselemente Löschung am Ende des nachfolgenden Schuljahres 
Nr. 6. Daten der externen Prüfungsteilnehmerin-

nen/ Prüfungsteilnehmer 
Löschung spätestens am Ende des nachfolgenden 
Schuljahres 
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Nr. 7. ⎯ Daten der Abschlussprüfung für die 
Schülerinnen/Schüler,  

⎯ Daten der Abschlussprüfung für die 
externen Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer 

Löschung spätestens am Ende des nachfolgenden 
Schuljahres 

Nr. 8. Daten der Programmnutzerinnen/-nutzer Grunddaten (Nr. 8.1), Kommunikationsdaten (Nr. 8.2) 
und Berechtigungen (Nr. 8.3) werden spätestens am 
Ende des nachfolgenden Schuljahres gelöscht, in dem 
die Nutzern/der Nutzer von der Schule abgegangen ist 

Log-Daten (Nr. 8.4), Historisierung (Nr. 8.5) und das 
Protokoll über den Abruf von Daten der Schülerin-
nen/Schüler aus ASD (Nr. 8.6) werden ein Jahr nach der 
Anlage/der Änderung des Datensatzes gelöscht 

Nr. 9. Daten des Verwaltungspersonals und des 
externen Betreuungspersonals 

Die Daten werden jeweils spätestens am Ende des 
nachfolgenden Schuljahres gelöscht, in dem die Verwal-
tungskraft/ die externe Betreuungsperson von der Schule 
abgegangen ist 

Nr. 10 Daten der Betriebe/Praktikumsstellen Löschung spätestens am Ende des nachfolgenden 
Schuljahres, in dem die Schülerin/der Schüler von der 
Schule abgegangen ist 

7. Verarbeitungs- und nutzungsberechtigte Personengruppen 
Lfd. Nr. Daten Berechtigung 
1. Daten zum ASD-Ansprechpartner der Schu-

le, zu Lehrkräften und zum nicht unterrich-
tenden Personal gemäß Abschnitt 3 Nr. 1 
und 2 

Vollberechtigt: 
⎯ Schulleitung, 
⎯ Verwaltungspersonal im Sekretariat 

2. ⎯ Daten der Schülerinnen/Schüler gemäß 
Abschnitt 3 Nr. 3 (ohne Daten zur Ab-
schlussprüfung gemäß Abschnitt 3 Nr. 
3.15, Leistungsdaten gemäß Abschnitt 
3 Nr. 16, Jahrgangsstufentests/ Orien-
tierungsarbeiten gemäß Abschnitt 3 Nr. 
3.17,

⎯ Daten der Klassen gemäß Abschnitt 3 
Nr. 4,

⎯ Unterrichtselemente gemäß Abschnitt 3 
Nr. 5,

⎯ Daten der Betriebe/Praktikumsstellen 
gemäß Abschnitt 3 Nr. 10 

Vollberechtigt: 
⎯ Schulleitung, 
⎯ Verwaltungspersonal im Sekretariat 

Teilberechtigt:  
⎯ Lehrkräfte der Schule jeweils nur hinsichtlich der 

Daten von Schülerinnen/Schülern, die die jeweilige 
Lehrkraft unterrichtet 

⎯ Beratungslehrkräfte und Schulpsychologen betref-
fend Daten gemäß Abschnitt 3 Nr. 3.14 nur im kon-
kreten Einzelfall, soweit dies zur Erfüllung ihrer pä-
dagogisch-psychologischen und rechtlichen Aufga-
ben im Rahmen der Schulberatung erforderlich ist 

3. ⎯ Daten zur Abschlussprüfung gemäß 
Abschnitt 3 Nr. 3.15, 

⎯ Leistungsdaten der Schülerinnen  
und Schüler gemäß Abschnitt 3 Nr. 
3.16

Vollberechtigt: 
⎯ Schulleitung hinsichtlich der Daten zur Abschluss-

prüfung 

Teilberechtigt hinsichtlich der Daten zur Abschlussprü-
fung und der Leistungsdaten: 
Lehrkräfte der Schule jeweils nur hinsichtlich der fachbe-
zogenen Daten von Schülerinnen/Schülern, die die je-
weilige Lehrkraft unterrichtet bzw. deren Klassleitung sie 
wahrnimmt oder deren Oberstufenkoordinator/-
koordinatorin sie ist.  
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Fächerübergreifenden Zugriff dürfen erhalten: 
⎯ die Schulleitung hinsichtlich der Leistungsdaten nur 

im konkreten Einzelfall, soweit dies zur Erfüllung ih-
rer pädagogischen, organisatorischen und rechtli-
chen Aufgaben erforderlich ist,  

⎯ Beratungslehrkräfte und Schulpsychologen hinsicht-
lich der Leistungsdaten nur im konkreten Einzelfall, 
soweit dies zur Erfüllung ihrer pädagogisch-
psychologischen und rechtlichen Aufgaben im Rah-
men der Schulberatung erforderlich ist, 

⎯ die Lehrkräfte für die jeweils von ihnen unterrichte-
ten Schülerinnen und Schüler nur im konkreten Ein-
zelfall, insbesondere für den Zeitraum, für den dies 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben als Mitglied der Klas-
senkonferenz (insbesondere Zeugniserstellung, 
Entscheidung über das Vorrücken, Empfehlung an 
die Lehrerkonferenz im Fall des Vorrückens auf 
Probe) erforderlich ist, 

⎯ die Klassenleitungen und die Oberstufenkoordinato-
ren und -koordinatorinnen darüber hinaus für die 
Schülerinnen und Schüler ihrer Klasse, um schuli-
sche oder häusliche Probleme erkennen zu können, 
die sich durch einen plötzlichen Leistungsabfall in 
mehreren Fächern gleichzeitig bemerkbar machen, 
sowie für die Zeugnisvorbereitung und Zeugniser-
stellung, 

⎯ die Lehrkräfte an Berufsschulen darüber hinaus 
wegen der dort bestehenden schulorganisatorischen 
und didaktischen Besonderheiten für die jeweils von 
ihnen unterrichteten Schülerinnen und Schüler wäh-
rend des gesamten Schuljahres; 

im Übrigen ist der Zugriff auf Leistungsdaten auf die von 
der jeweiligen Lehrkraft unterrichteten Fächer be-
schränkt; soweit Lehrkräfte insbesondere an Förderschu-
len gemeinsam ein Fach unterrichten, haben sie wech-
selseitigen Zugriff auf diese Leistungsdaten. 

4. Ergebnisse der Jahrgangsstufentests und 
der Orientierungsarbeiten der Schülerin-
nen/Schüler gemäß Abschnitt 3 Nr. 3.17 

Vollberechtigt: 
⎯ Schulleitung, 
⎯ Verwaltungspersonal im Sekretariat 

Teilberechtigt: 
⎯ Lehrkräfte jeweils nur hinsichtlich der fachbezoge-

nen Daten von Schülerinnen/Schülern, die die jewei-
lige Lehrkraft unterrichtet  

5. Daten der externen Prüfungsteilnehmerin-
nen/Prüfungsteilnehmer gemäß Abschnitt 3 
Nr. 6 

Vollberechtigt: 
⎯ Schulleitung, 
⎯ Verwaltungspersonal im Sekretariat, 
⎯ Oberstufenkoordinator 

6. Daten der Abschlussprüfung für die Schüle-
rinnen und Schüler sowie die externen Prü-
fungsteilnehmer und Teilnehmer gemäß 
Abschnitt 3 Nr. 7 

Schülerinnen/Schüler:
Vollberechtigt: 
⎯ Schulleitung, 
⎯ Verwaltungspersonal im Sekretariat, 
⎯ Oberstufenkoordinator 

Teilberechtigt: 
⎯ Lehrkräfte (jeweils nur die Daten der unterrichteten 

Schülerinnen/Schüler)  
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Externe Prüfungsteilnehmerinnen und Teilnehmer: 
Vollberechtigt: 
⎯ Schulleitung, 
⎯ Verwaltungspersonal im Sekretariat, 
⎯ Oberstufenkoordinator 

7. Daten der Programmbenutzer gemäß Ab-
schnitt 3 Nr. 8 

Vollberechtigt (betreffend die in Abschnitt 3 Nr. 8.1- 8.4 
genannten Daten):  
⎯ Administrator 

Teilberechtigt (nur lesender Zugriff auf die Daten in Ab-
schnitt 3 Nr. 8.5 und 8.6):  
⎯ Schulleitung 

8. Daten des Verwaltungspersonals und des 
externen Betreuungspersonals gemäß Ab-
schnitt 3 Nr. 9 

Vollberechtigt: 
⎯ Schulleitung, 
⎯ Verwaltungspersonal im Sekretariat 

8. Bei Auftragsdatenverarbeitung: Auftragnehmer 
entfällt

9. Empfänger vorgesehener Datenübermittlungen in Drittländer 
entfällt
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2220.4-UK

Orden und kirchliche Vereinigungen  
mit der Eigenschaft einer Körperschaft des  

öffentlichen Rechts

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
für Unterricht und Kultus

vom 22. März 2013 Az.: I.4-5 K 5181.2-5b.7 588 

Das Kloster der Salesianerinnen in Pielenhofen, das in 
Bayern die Eigenschaft einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts besaß, wurde in das Kloster der Salesianerinnen 
in Zangberg aufgenommen. Das Kloster der Salesianerin-
nen in Pielenhofen hat damit die Rechtsfähigkeit und die 
Stellung als Körperschaft des öffentlichen Rechts verloren. 
Rechtsnachfolger ist das Kloster der Salesianerinnen in 
Zangberg.

Josef Ku f ner  
Ministerialdirigent
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